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Liebe Leserin, lieber Leser,

wie groß ich bin, welche Schuhgröße ich habe und ob ich 
lieber einen Wein oder einen Grünen Tee trinke, das al-
les sind Informationen, die im ersten Moment eigentlich 
von keinem besonderen Interesse sein können. Sie sind 
aber Teil einer Reihe von Hinweisen zu meiner Person,  
die zusammengesetzt ein deutliches Profil des Menschen 
Hannes Schwaderer ergeben und so Rückschlüsse auf 
meine Gewohnheiten und Genüsse zulassen können.

Warum dies von Bedeutung ist? Daten sind im Zeitalter 
der Digitalisierung zahlreicher Gewohnheiten eine wert-
volle Ware und ein zentraler Bestandteil des Finanzie-
rungsmodells der Internetwirtschaft. Wer diese persönli-
chen Informationen kennt, kann direkt und einfach durch 
gezielte Werbung Produkte anbieten, die ich wahrschein-
lich bei meinem nächsten Einkauf sowieso in den Wagen 
gelegt hätte. 

Die Meinungen über Werbung divergieren dabei dras-
tisch: Von Entscheidungshilfe im Dschungel der Produkte 
hin zu einer lästigen Erscheinung als Finanzierungsmo-
dell für die ansonsten kostenlosen Medien und Dienste. 

Jeder freut sich, wenn er für eine Ware wenig oder gar 
nichts bezahlen muss. Das Internet bietet hier ein Para-
dies für den preisbewussten Nutzer, denn in der digitalen 
Welt erscheint im ersten Moment vieles als kostenlos. 
Bezahlinhalte haben es schwer, sich gegenüber kosten-
losen Alternativquellen zu behaupten, auch wenn diese 
dann häufig aufgrund geringerer Einnahmen und fehlen-
der Professionalität die gewohnten Qualitätsstandards 
vermissen lassen. Ein funktionierendes Bezahlmodell, 
das nicht auf Werbung basiert, hat sich bisher in vie-
len Bereichen der Internetökonomie kaum durchsetzen 
können. Soll ein innovatives und kreatives Produkt in der 
digitalen Welt profitabel sein, ist ein Rückgriff auf Daten 
und damit ihren Wert für die Werbeindustrie oft der einzi-
ge und einfachste Weg. 

Dem User ist allerdings häufig nicht bewusst bzw. wird 
er auch gerne in Unkenntnis gelassen, welch wertvolle 
Währung er da eigentlich mit sich trägt und weitergibt. 
Mit ihrer aktuellen Studie zur Digitalen Gesellschaft hat 

Initiative D21: Gemeinsam 
für die digitale Gesellschaft 

Hannes Schwaderer

Präsident der Initiative D21
Geschäftsführer Intel GmbH

die Initiative D21 gezeigt, dass nur ein kleiner Teil (26 
Prozent) der deutschen Bevölkerung als souveräne In-
ternetnutzer bezeichnet werden können, die tatsächlich 
über Wissen oder zumindest über ein Gespür verfügen, 
wie die digitale Welt mit ihren Datenströmen tatsächlich 
funktioniert. Damit stellen sich für viele Nutzer die wich-
tigsten Fragen in diesem Zusammenhang erst gar nicht: 
Wie viel sind meine Daten wert? Wer greift auf sie zu? 
Und kann ich sie jemals wieder zurückfordern?

Es ist die Natur des Menschen, dass je weniger Wissen 
man über eine Sache verfügt, desto mehr reagiert man 
mit Ablehnung. Damit ist ein unaufgeregter Umgang mit 
den digitalen Medien oft kaum möglich. Ein Großteil der 
Bevölkerung steht dem Thema Daten und Identität im 
Internet skeptisch gegenüber. Geschürt durch aktuelle 
Diskussionen entsteht der Eindruck, dass es sich bei der 
digitalen Welt in Wirklichkeit um ein Minenfeld handelt, 
bei dem jeder falsche Schritt fatal endet. Dieses Bild der 
neuen Medien wird ihrem Potential für unsere Gesell-
schaft überhaupt nicht gerecht.

Da der Datenverkehr und die damit verbundenen Heraus
forderungen keinen Halt vor Grenzen machen, bietet die 
Initiative D21 als Partner des EU-Projektes E-CLIC (Inter-
reg IVB North Sea Region Programme) erstmals in einem 
internationalen Rahmen eine Plattform an, um einen 
konstruktiven Schritt hin zu einer Gesellschaft zu gehen, 
in der jedes Individuum sich aufgeklärt und bewusst für 
oder auch gegen die Möglichkeiten des digitalen Zeital-
ters entscheiden kann. 

Wie vielfältig diese Schritte aussehen können, finden Sie 
in unserem aktuellen Jahresband, bei dessen Lektüre ich 
Ihnen viel Vergnügen wünsche.

Herzlichst,  
Ihr

Hannes Schwaderer
Präsident der Initiative D21, Geschäftsführer Intel GmbH
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WARUM IHR
				    ENGAGEMENT
								             WICHTIG IST?

Weil:

�� Sie wissen, welche IKT-Kenntnisse Ihre Mitarbeiterinnen
 	 und Mitarbeiter künftig benötigen werden.

�� es in Deutschland noch immer zu wenig Fachkräfte sowie 
    	 Absolventinnen und Absolventen im IT-Bereich gibt.

�� Sie mit Ihrem Engagement zur nachhaltigen Entwicklung des 
    	 Standorts Deutschland beitragen können.

�� Sie Ihre Ideen und Visionen im Netzwerk der D21 gemeinsam 
    	 mit Partnern aus Wirtschaft und Politik umsetzen können.

�� Ihre Kompetenz dazu beiträgt, die Herausforderungen der 
    	 Digitalen Gesellschaft zu bewältigen.

Besuchen Sie uns im Internet:
www.initiatived21.de
www.initiatived21.de/mitgliedschaft 
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Das Internet ist Medium und Gegenstand der politischen 
Willensbildung zugleich. Es ist Medium der Willensbil-
dung, insofern politische Diskussionen im Netz statt-
finden und sich dort Meinungen herausbilden und um-
formen. Es ist Gegenstand der Willensbildung, insofern 
politische Mehrheiten darüber entscheiden, welche staat-
lichen Rahmenbedingungen für das Internet als Hand-
lungs- und Kommunikationsraum gelten sollen. Hierbei 
wird die Politik ganz unterschiedlich wahrgenommen, wer-
den ihre Aufgaben ganz unterschiedlich gewichtet.

Um die Bedürfnisse und Zielvorstellungen wichtiger und 
besonders netzkundiger gesellschaftlicher Gruppen bes-
ser zu verstehen, habe ich im ersten Halbjahr 2010 vier 
Dialogveranstaltungen zu den Perspektiven deutscher 
Netzpolitik durchgeführt. 

Die Gesprächsrunden mit den Vertretern aus Netzge-
meinde, Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung waren 
aus meiner Sicht durchweg positiv und haben gezeigt, 
wie wichtig der Austausch ist, gerade weil die Vorstel-
lungen der Beteiligten sehr unterschiedlich sind. Die Er-
gebnisse dieses Dialogs fließen in die Netzpolitik des 
Bundesministeriums des Innern ein.

Klassische Dialogveranstaltungen mit Experten und Inte-
ressensvertretern sind ein wichtiger Bestandteil der poli-
tischen Willensbildung. Allerdings ist der Teilnehmerkreis 
zwangsläufig begrenzt und die Auswahl der Teilnehmer 
immer auch ein Stück weit willkürlich. Dialoge können 
daher wichtige Impulse für eine breite gesellschaftliche 
Diskussion geben, sie können sie aber nicht ersetzen.

Das Internet der Zukunft muss nicht nur denjenigen 
gerecht werden, die das Internet zu ihrem Lebensmit-
telpunkt machen und die gerne als „Netzgemeinde“ 
bezeichnet werden. Diese Menschen nutzen die Vorzüge 
des Internets intensiv und kennen seine Stärken und 
Schwächen. Die Politik tut gut daran, sich bei ihnen Rat 
zu holen. Doch sind Vertreter der Netzgemeinde ebenso 
wenig repräsentativ für die Gesamtheit der Internetnut-
zer wie es Vertreter der Internetwirtschaft oder der Wis-
senschaft sind.

Vielnutzer haben möglicherweise besondere Ansprüche 
und können sich selbst besser schützen als informati-
onstechnisch weniger kundige Nutzer. Sie wissen um die 
Gefahren, sie legen Wert auf eine komplette und profes-
sionelle Ausstattung. Sie bilden aber nicht unbedingt die 
Mehrheit der Nutzer, so wie Rennfahrer auf Rennpisten 
oder Rallyepiloten auf unbefestigtem Gelände nicht die 
Mehrheit der Autofahrer bilden. Die Grundbedürfnisse 
von „normalen“ Fahrern oder Nutzern decken sich ein 
Stück weit mit denjenigen der Spezialisten, doch können 
ihre Anforderungen an Technik und Ausstattung ganz an-
dere sein. Sie wollen vor allem einfach und sicher unter-
wegs sein – auf der Straße wie im Netz.

Neben Dialogen und Anhörungen mit Experten und Fach-
leuten brauchen wir daher eine möglichst breite gesell-
schaftliche Diskussion über die Zukunft des Internets. 
Ziel muss es sein, Netzpolitik auf einem Fundament zu 
gestalten, über das möglichst breiter Konsens besteht 
und das sämtliche Grundbedürfnisse der Menschen ab-
deckt.

Mitreden über Netzpolitik – vom Expertendialog 
zur gesellschaftlichen Diskussion

Thomas de Maizière

Bundesminister des Innern
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Gesellschaftliche Diskussionen lassen sich nicht erzwin-
gen. Das Internet als Medium der politischen Willensbil-
dung bietet aber neue Möglichkeiten, sie zu befördern. 
Wir werden daher die netzpolitischen Grundlagen, die wir 
im Bundesministerium des Innern unter Einbeziehung 
der Ergebnisse und Standpunkte der Dialogveranstaltun-
gen erarbeiten, im Internet zur Diskussion stellen.

Auf der Internetseite www.e-konsultation.de/netzpolitik 
hat jedermann die Möglichkeit, weitere Denkanstöße zu 
geben, auch Kritik zu äußern. Im Mitreden über das In-
ternet im doppelten Wortsinn steckt eine neue Form de-
mokratischer Teilhabe, die wir umfassend nutzen sollten. 
Für die Bürgerinnen und Bürger bietet es die Möglichkeit, 
sich einfach und unmittelbar einzubringen. Für das Mi-
nisterium ist es die Chance, neue Aspekte aufzunehmen 
und eigene Positionen, die oft bereits den Ausgleich 
mehrerer, zum Teil gegenläufiger Interessen widerspie-
geln, zu vermitteln.

Allerdings ist die Internetbeteiligung noch keine Gewähr 
für eine breite gesellschaftliche Diskussion, auch weil 
sie viele Gelegenheitsnutzer gar nicht erreicht. Für eine 
möglichst breite Diskussion sind und bleiben die klas-
sischen Medien und andere Multiplikatoren neben der 
Internetöffentlichkeit unverzichtbar. Auch folgt die staat-
liche Seite mitunter einem anderen Takt und anderen 
Aushandlungsprozessen als das eher auf Schnelligkeit 
und spontanen Input angelegte Internet. Dies gilt es bei 
der Nutzung des Internets für die Vorbereitung staatlicher 
Entscheidungsprozesse ebenfalls zu berücksichtigen.

Ministerielle Entscheidungen verlangen umfangreiche in
terne Abstimmungen, in denen unterschiedliches Fach-
wissen abgefragt und in die Entscheidung einbezogen 
wird. Bei Gesetzgebungsvorhaben setzen sich diese Pro
zesse im Ressortkreis, bei der Verbandsbeteiligung so-
wie in Bundestag und Bundesrat fort.

Dieser Entschleunigung von Prozessen wohnt eine aus-
gleichende Vernunft inne, die wir auch im Zeitalter des 
Internets nicht opfern sollten. Sie trägt dazu bei, nicht 
für jede einzelne technische Neuerung oder jedes neue 
Problem ein neues Gesetz zu machen bzw. machen zu 
müssen. Gesetze sollen längerfristige Entwicklungen 
aufnehmen und nachhaltig wirken. Gleichwohl sollten 
wir die Internetkonsultation bei grundlegenden gesell-
schaftspolitischen Vorhaben und Gesetzen weiter aus-
bauen und vorantreiben, um unsere Demokratie insge-
samt zu stärken.

Thomas de Maizière
Bundesminister des Innern
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Die Zukunftsfähigkeit des Standorts Deutschland hängt maßgeblich von der In-
novationskraft ab. Investitionen in die Informations- und Kommunikationstech-
nologie (IKT), in die Digitalisierung der Verwaltungs- und Kommunikationsab-
läufe sind ebenso wichtig wie die (Aus-)Bildung aller Bürgerinnen und Bürger 
zu mündigen Internetnutzenden. Gerade in Krisenzeiten kann die IT als Wachs-
tumsmotor für Innovationen viel bewirken. Wichtige Schritte hin zu einer flächen-
deckenden Breitbandversorgung wurden bereits unternommen. Die Einrichtung 
digitaler Rechercheplattformen und Netzwerke bewirken ein Übriges. Eine enge 
Kooperation zwischen Wirtschaft, Politik und Wissenschaft kann den Standort 
Deutschland als vernetzte Wissensgesellschaft voranbringen.

KAPITEL 1

STANDORT
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Entwicklungspotential im ländlichen Raum

Der sichere Umgang mit Computern und modernen Informations-
technologien, das Wissen um die Möglichkeiten des Internets und 
deren Nutzung, all dies sind wichtige Kriterien dafür, wie erfolg-
reich ein Land und seine Bürgerinnen und Bürger die Heraus
forderungen des 21. Jahrhunderts bewältigen werden. 

Daher begrüße ich das Engagement 
und die Projekte der Initiative D21 
sehr, denn sie fördern die Zukunfts
chancen Deutschlands und seiner 
Bürger. Im Land Sachsen-Anhalt fin-
den Sie für Ihre Anliegen einen wich-
tigen Partner. 

Dennoch, es ist nicht in erster Linie 
der Staat, der dafür zuständig ist, 
dass jeder in das längst angebro-
chene Informationszeitalter mitge-
nommen wird. Hier sind vor allem 
Unternehmen, aber natürlich auch 
jeder Einzelne gefragt. Der Einzelne, 
wenn es darum geht, sich zu infor-
mieren, Chancen für sich zu erken-
nen und fit zu sein im Umgang mit 
Informationstechnologien; die Un-
ternehmen, wenn es darum geht, 
dem Einzelnen überhaupt die Chan-
ce dazu zu eröffnen. 

Defizite erkannt
Auch Untersuchungen der Initiative 
D21 haben gezeigt, dass Sachsen-
Anhalt deutschlandweit das Schluss
licht sowohl in der Nutzung des 
Internets als auch in der Versorgung 
mit Breitbandanschlüssen bildet. 
Eines bedingt hier das andere. Wo 
kein schneller Internetzugang vor-
liegt, wird die Bereitschaft, das 
Internet intensiv zu nutzen, nicht 
eben gefördert. Wo es wenig ge-
nutzt wird, sehen Unternehmen kein 
Potential für weiteren Netzausbau.  

Im Rahmen des Aufbaus Ost ist bei 
uns zwar ein modernes Telefonnetz 
entstanden, schnelles Internet stand 
damals allerdings noch nicht auf der 
Agenda. Die dünne Besiedlung man-
cher Landkreise tut ein Übriges. 

Wirtschaftlichkeitslücke schließen
Die Landesregierung versucht hier, 
Abhilfe zu schaffen und setzt Mittel 
aus diversen Förderprogrammen – 
insgesamt rund 37 Millionen Euro 
– für den Breitbandausbau ein. Ge-
fördert wird die so genannte „Wirt-
schaftlichkeitslücke“, so werden die 
notwendigen Investitionen für Tele- 
kommunikationsunternehmen renta-
bel. Mit dieser Strategie kann es ge-
lingen, bis Mitte 2011 die so genann-
ten „weißen Flecken“, also die massiv 
unterversorgten Regionen, zumindest 
auf ein akzeptables Breitband-Level 
zu hieven. Denn eines ist klar: Ohne 
eine vernünftige Netzinfrastruktur 
werden auch die besten E-Govern-
ment- oder E-Health-Angebote eine 
Angelegenheit für privilegierte Stadt-
bewohner bleiben. Diese Art von digi-
taler Spaltung müssen wir verhindern. 

Dies muss auch im Interesse der Te-
lekommunikationsunternehmen sel-
ber liegen. Das weitere Wachstum 
im Bereich der Städte ist begrenzt, 
je mehr Einwohner dort bereits mit 
leistungsfähigen Breitbandanschlüs-
sen versorgt sind. Die Unternehmen 

sollten das Entwicklungspotential im 
ländlichen Raum daher nicht unter-
schätzen, selbst wenn die Erschlie-
ßungskosten dort höher sind. 

Bauer sucht Breitband
Auch Bauern suchen heute An-
schluss, und das nicht nur medien-
wirksam im Fernsehen, sondern vor 
allem in Bezug auf schnelles Inter-
net. Zudem erleben wir gerade eine 
neue digitale Revolution, den Sieges-
zug des mobilen Internets mit ho-
hen Übertragungsraten, unabhängig 
vom Festnetz- oder Kabelanschluss. 
Wer es nutzt, möchte dies natürlich 
überall tun, z. B. auch beim Urlaub 
auf dem Bauernhof. Je intensiver die 
Nutzung des Internets wird – und 
davon ist insbesondere angesichts 
des hohen Zuspruchs gerade der jun-
gen Generation auszugehen –, des-
to stärker wird die Nachfrage nach 
einem mobilen Internet werden, das 
diesen Namen auch verdient. 

Hier sollten Unternehmen ihre Chan-
cen für die nächsten Jahre entde-
cken. Sachsen-Anhalt wird sie dabei 
unterstützen. n

Prof. Dr.  

Wolfgang Böhmer

Mitglied D21-Beirat

Ministerpräsident des 

Landes Sachsen-Anhalt

ministerpraesident@ 

stk.sachsen-anhalt.de
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Die digitale Gesellschaft – vernetzte Virtualität

Der Übergang von der Industrie- zur Wissensgesellschaft wird 
angetrieben von der vollständigen Digitalisierung der Prozesse 
und der informationstechnischen Vernetzung der Systeme und 
Menschen. Die Konvergenz der Kommunikations-, Computer- und 
Medientechnologien setzt sich weiter fort. Angetrieben von der 
Expansion der Kommunikationsnetze verschmelzen sie zu einer 
neuen digitalen Kommunikationstechnologie.

Wissen wird zur strategischen Res-
source in Produkten und Dienstlei-
stungen. Das Wissen der Zukunft ist 
vernetzt, dezentral und interdiszipli-
när. Die effektive Nutzung des Wis-
sens ist ein entscheidender Wettbe-
werbsfaktor. 

Die Konturen für ein Zeitalter der 
„vernetzten Intelligenz“ zeichnen 
sich immer deutlicher ab. Das Netz 
der Medien- und Kommunikations-
systeme wird zunehmend feinma-
schiger und leistungsfähiger. Mobile, 
internetfähige Endgeräte liefern die 
Basis für den orts- und zeitunab-
hängigen grenzenlosen Datenaus-
tausch. Damit diese Entwicklung ein 
Fortschritt für die Menschen wird, 
müssen wir sie als eine Vernetzung 
der Menschen – durch neue Tech-
nologien – begreifen. Wenn wir eine 
digitale Spaltung der Bevölkerung in 
Gewinner und Verlierer der Moderni-
sierung verhindern wollen, müssen 
wir flächendeckend für breitbandige 
Internetzugänge sorgen und kosten-
günstige Internet-Flatrates anbieten. 

Bildung und Mediennutzung 
Die digitale Spaltung ist auch ein 
Problem der Altersschichten. Wäh-
rend für viele Schüler der Umgang 
mit Handy und Computer selbstver-
ständlich ist, scheitern viele ältere 
Menschen schon an der Nutzung 
grundlegender Funktionen. Bei Kin-

dern und Jugendlichen wächst aller-
dings auch die Computerspiel- und 
Internetsucht. Es ist eine zentrale 
Aufgabe für Schule und Gesellschaft, 
den richtigen, produktiven Umgang 
mit den neuen elektronischen Me-
dien zu finden. Wenn wir die jungen 
Menschen nicht von den Chancen 
und Möglichkeiten, die durch Wissen 
eröffnet werden, begeistern können, 
dann wird Deutschland keine Zukunft 
unter den führenden Wirtschafts-
nationen haben. Insbesondere in 
den natur- und ingenieurwissen-
schaftlichen Fächern fehlt der Nach-
wuchs. Wir müssen Begeisterung 
erzeugen und das Bildungssystem 
an vielen Stellen grundlegend refor-
mieren.

Software als Motor für Innovation  
und Wachstum
Die Software- und IT-Dienstleistungs-
branche weist eine hohe Zahl an jähr-
lichen Unternehmensgründungen auf 
und verfügt über eine starke Techno-
logie- und Forschungsorientierung. In 
den vergangenen Jahren entwickelte 
sich diese Branche besser als die 
Gesamtwirtschaft und verzeichne-
te einen Anstieg sowohl im Umsatz 
und im Produktionsumfang als auch 
in der Anzahl von Arbeitsplätzen. Im 
Jahr 2030 wird sie in Deutschland 
eine Bruttowertschöpfung von jähr-
lich 90 Milliarden Euro erwirtschaf-
ten, den Umsatz im Maschinenbau 

prognostizieren Experten mit 100,8  
Milliarden und im Fahrzeugbau mit 
115,1 Milliarden Euro. Der Anteil 
dieser Branche an der Gesamtbe-
schäftigung wird bis 2030 von 1,42 
Prozent (2007) auf 2,72 Prozent an-
steigen und somit bis zu 452.000 
neue Arbeitsplätze schaffen. Damit 
wird sie im Jahr 2030 mit knapp 
1,016 Millionen Beschäftigten vor 
dem Maschinenbau und dem Fahr-
zeugbau liegen.

Wachstumsmarkt Green IT
Die Digitale Gesellschaft entwickelt 
einen rasant wachsenden Strom-
bedarf. Dieser Anstieg muss durch 
Effizienztechnologien drastisch ge-
bremst werden. Im Jahr 2007 benö-
tigten Informations- und Kommuni-
kationstechnologien in Deutschland 
etwa 55 Milliarden Kilowattstunden 
Strom, was mehr als 10,5 Prozent 
des gesamten jährlichen Stromver-
brauchs darstellt. Bis zum Jahr 2020 
rechnen die Fraunhofer-Institute mit 
einer mehr als 20-prozentigen Stei-
gerung. Als Hauptverbraucher sind 
mit 60 Prozent private Haushalte zu 
erwarten, deren Anteil durch größer 
werdende Fernseher und intensivere 
(Internet-)Nutzung von PCs weiter 
steigt. Unternehmen, Rechenzentren 
und Breitbandnetze werden hinge-
gen nur 40 Prozent des benötigten 
Stroms verbrauchen.

Die digitale Gesellschaft entwickelt 
sich unaufhaltsam. Wir müssen alle 
Altersschichten mitnehmen und die 
Digitalisierung für alle nutzbar ma-
chen. Die digitale Gesellschaft ist 
eine Chance, wenn wir sie als Ver-
netzung der Menschen durch Tech-
nik begreifen. n

Prof. Dr.-Ing.  

Hans-Jörg Bullinger

Mitglied D21-Beirat

Präsident der  

Fraunhofer-Gesellschaft 

hans-joerg.bullinger@

zv.fraunhofer.de
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Die Breitbandversorgung als Schicksalsfrage 
für den ländlichen Raum

Seit vielen Jahren setzt sich die Initiative D21, unterstützt von 
MICUS, für die flächendeckende Breitbandversorgung ein. Mit dem 
Konjunkturprogramm II ist der Breitbandausbau nunmehr zu einer 
nationalen Aufgabe erwachsen. Das erklärte Ziel der Bundesre-
gierung: Bis Ende 2010 ist die Versorgung ländlicher und weiterer 
unterversorgter Regionen mit schnellem Internet umzusetzen – 
Herausforderung und Chance zugleich für den ländlichen Raum. 

Laut Koalitionsvertrag gehört zur Da-
seinsvorsorge eine flächendeckende 
Breitbandversorgung. Ebenso wie die 
Strom-, Gas- und Wasserversorgung 
ist die Versorgung mit schnellem 
Internet die Voraussetzung für die 
Entwicklung und Sicherung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im länd
lichen wie auch im verdichteten 
Raum. Wirtschafts- und Siedlungs-
gebiete, vor allem in den ländlichen 
Regionen Deutschlands, bleiben bis-
her aber mit Breitband unterversorgt. 
Für junge Menschen fehlen daher 
Ausbildungsmöglichkeiten sowie der 
Zugang zu sozialen Netzwerken und 
kulturellen Inhalten. Berufstätige in 
attraktiven Positionen benötigen von 
ihren Heimarbeitsplätzen aus eine 
gute Anbindung an die Netze von 
Arbeitgebern und Kunden, die heute 
nicht gewährleistet werden kann. Ins-
gesamt wird dadurch die Attraktivität 
dieser zumeist ländlichen Gebiete 
verringert, was die Abwanderung ins-
besondere junger, qualifizierter Men-
schen beschleunigt. Dies führt zu er-
heblichen negativen Konsequenzen 
für Wirtschaftskraft und Sozialstruk-
tur der Region, bis hin zum Rückgang 
der Bodenrichtwertpreise und dem 
Leerstand von Gewerbegebieten.

Ausweg aus der Abwärtsspirale
Ländliche Regionen mit strategischen 
Breitbandausbauprojekten, wie „Act-
now“ in Cornwall im Süden Englands, 

zeigen anschaulich, wie durch ge-
zieltes Handeln ein Ausweg aus der 
Abwärtsspirale gelingt und über-
durchschnittliches Wachstum von 
Wertschöpfung und Arbeitsplätzen 
erreicht wird. Und das Beste: Die ab-
gewanderten qualifizierten Menschen 
kehren zurück in ihre Heimatregion, 
was unabdingbar ist für den Aufbau 
ausgewogener Sozialstrukturen!

Breitband ist ein Gewinngeschäft
E-Health, E-Learning und E-Govern-
ment stehen für die Digitalisierung 
von Gesundheitswesen, Schulen und 
Verwaltung. Gerade in Zeiten, in de-
nen klar wird, dass eine umfassende 
Vor-Ort-Präsenz dieser Infrastruktu
ren nicht mehr aufrecht zu erhal-
ten ist, wird deutlich, welch hohe 
Bedeutung die virtuelle Präsenz in 
diesen Bereichen längst erlangt hat. 
Breitbandausbau ist ein Gewinnge-
schäft und rechnet sich immer. Es 
ist im Geschäftsmodell vergleichbar 
mit dem sehr erfolgreichen Geschäft 
der Versorger (Strom, Gas, Wasser). 
Infrastrukturinvestitionen sind und 
waren schon immer mittel- bis lang-
fristige Investitionen mit geringem 
Ausfallrisiko. 

Die Entwicklung hin zu Glasfaser-
netzen wird auch die Telekommuni
kationsunternehmen verändern: Alte 
Positionen lösen sich auf, neue 
Allianzen werden geschmiedet. Es 

entstehen neue service- und inhal-
teorientierte Geschäftsmodelle, zu-
sätzlich zu den traditionellen Infra-
strukturmodellen. Letztlich könnten 
somit die neuen Modelle zur Er-
schließung der weißen Flecken die 
Neuausrichtung der gesamten Bran-
che vorantreiben. Die Kooperation 
zwischen Kommune, Wirtschafts- und 
Telekommunikationsunternehmen ist  
hierbei neu zu bestimmen. Da, wo der 
Markt nicht greift, kann und sollte  
die Kommune (via Wirtschaftsförde-
rung) einspringen. 

Herausforderungen aller Orten
Nur mit einer lokal vitalen Bevölke-
rungsstruktur ist globales Business 
erfolgreich und nachhaltig machbar. 
In kleinen Orten und im ländlichen 
Raum sollten zur Zielerreichung Ko
operationsgemeinschaften gebildet 
werden, die über die Kreisorganisa
tion gut gestärkt werden können. 
Andernfalls wird das Ziel der Bun-
desregierung, eine kurzfristig flä-
chendeckend zu erreichende gute 
Breitbandversorgung zu erlangen, 
nicht einzulösen sein. Wird diese He-
rausforderung als oberste Priorität 
erkannt, so kann der Breitbandaus-
bau einen wichtigen Beitrag zur Lö-
sung der durch den demografischen 
Wandel ausgelösten wachsenden 
sozialen und raumordnerischen He-
rausforderungen im ländlichen Raum 
leisten. 

Herausforderungen aller Orten, um 
in die vernetzte Welt auch ländliche 
Regionen aufzunehmen und Ernst 
zu machen mit E-Inclusion und E-
Participation. So gesehen bleibt die 
Breitbandversorgung die Schicksals-
frage für den ländlichen Raum. n

Dr. Martin Fornefeld

Geschäftsführender  

Gesellschafter von 

MICUS Management 

Consulting GmbH  

und KONEXT GmbH

fornefeld@micus.de
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Der Staat als Auftraggeber für die IT-Branche

Über 30.000 Vergabestellen der öffentlichen Verwaltung sind Auf-
traggeber für Bau-, Liefer- und Dienstleistungen zum Gemeinwohl 
der Bundesrepublik Deutschland. Das deutsche Vergaberecht wird 
durch die Bundesländer, den Bund und die Gesetzgebung in der 
Europäischen Union bestimmt. Im Jahr 2009 wurden für den IKT-
Bereich von der Politik wesentliche Akzente gesetzt.

Am 13.01.2009 wurde vom Koaliti-
onsausschuss der Bundesregierung 
das Konjunkturpaket II initiiert. Das  
Paket sieht Sonderausgaben in 
Höhe von 50 Milliarden Euro vor. 
Im Zuge dessen hat die Bundesre-
gierung am 27.01.2009 ein neues 
beschleunigtes Ausschreibungsver
fahren zur Vergabe öffentlicher 
Liefer- und Dienstleistungsaufträ-
ge beschlossen. Befristet auf zwei 
Jahre wurden Schwellenwerte für 
Beschränkte Ausschreibungen und 
Freihändige Vergaben (jeweils ohne 
öffentlichen Teilnahmewettbewerb) 
für Vergaben nach VOL/A (Verding
ungsordnung für Lieferleistungen) 
von 100.000 Euro eingeführt.

Die öffentliche Hand als Auftraggeber
Um dennoch ein Mindestmaß an Of-
fenheit und Transparenz darzustellen, 
wurden damit erweiterte Veröffentli-
chungspflichten für die vergebenen 
Aufträge verbunden. Besonders auf 
kommunaler Ebene ließen sich diese 
Regelungen jedoch nicht einheitlich 
durchsetzen. Für Anbieter ist die 
Transparenz der Veröffentlichungen 
nicht zuletzt durch die zahlreich 
entstandenen Vergabeplattformen 
eher gesunken, verstärkt durch die 
zunehmenden Initiativen der Kom-
munen, ihre Aufträge auf eigenen 
Internetseiten zu publizieren. Die be-
reits vor 15 Jahren begonnenen Zen-
tralisierungsgedanken der Bundes

regierung, durch eine einheitliche 
E-Vergabe Einsparungspotentiale aus
zuschöpfen, beschränken sich auf 
wenige ausschreibende Stellen.

Da die öffentliche Hand für die IKT-
Wirtschaft ein bedeutender Auftrag
geber ist, setzte die Bundesregie-
rung, vertreten durch den Rat der 
IT-Beauftragten, mit dem IT-Investi-
tionsprogramm vom Februar 2009 
bedeutende Impulse. Die Schwer-
punkte dieses Programms wurden 
auf die Schlüsselbereiche IT-Sicher-
heit, Green-IT, Zukunftsfähigkeit/
Innovationen und Verbesserung der 
IT-Organisation des Bundes gelegt. 
Der Gesamtetat von ca. 490 Mil-
lionen Euro teilt sich fast hälftig in 
ressortspezifische und ressortüber-
greifende Maßnahmen auf. 

Novellierung des GWB
Zum Vorteil der mittelständischen IT-
Branche konnte sich die im Entwurf 
der Vergaberechtsnovelle noch vor-
handene Lockerung der Ausschrei-
bungspflichten (§99 Absatz 1 Satz 
2 GWB) nicht durchsetzen. Der neu 
gestaltete Absatz sollte es rechtssi-
cher ermöglichen, dass Leistungen 
zwischen Einrichtungen der öffent-
lichen Hand untereinander ohne 
Ausschreibungen erbracht werden 
können. Unter den Begriffen „inter-
kommunale Zusammenarbeit“ und 
„Inhouse-Vergaben“ sollten andere 

Marktteilnehmer von den Auftrags-
erteilungen ausgeschlossen werden. 
Durch das kritische Gedankengut 
des Europäischen Gerichtshofes im 
Zusammenhang mit Kartellverfahren 
und seine Rechtssprechung hat man 
in der Neufassung des GWB auf den 
oben erwähnten schädlichen Absatz 
des Novellierungsentwurfs verzichtet.

Tendenzen und Schwerpunkte
Im Vordergrund der Beschaffungs-
maßnahmen standen 2009, wie 
schon in den vergangenen Jahren, 
die Hardware-Aufträge, die – gemes-
sen an der Gesamtanzahl der Aus-
schreibungen für Hardware und Bü-
roautomation – einen Anteil von 64 
Prozent bildeten, wobei dieser Anteil 
im Bildungsbereich mit 70 Prozent er-
wartungsgemäß überdurchschnittlich 
war. Während bei den Software-Auf-
trägen der Anteil der Standardsoft-
ware in den meisten Auftraggeber-
Gruppen überwog, wurden von den 
landes- und bundeseigenen Organi-
sationen mehr Individualsoftware- 
und Entwicklungsaufträge vergeben. 

Für die Standortwahl der Anbieter 
sind erstaunlicherweise Bonn, Mün- 
chen und Frankfurt immer noch wich-
tiger als Berlin. Obwohl Berlin als 
Hauptstadt die meisten Bundesor-
ganisationen beheimatet, stammen 
mehr IKT-Aufträge aus den Ländern 
Hessen, Bayern und Nordrhein-West-
falen. Anders sind die Verhältnisse 
bei den Aufträgen für die klassischen 
Unternehmensberatungen. Dort sind 
die Bundesländer Nordrhein-West-
fahlen und Berlin eindeutig führend. 
Weiterführende statistische Infor-
mationen sind unter www.auftrag-
select.de zu finden. n

Dr. Harald Goetze

Geschäftsführer  

Auftrag-Select GmbH

goetze@ 

auftrag-select.de
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Jürgen Grützner

VATM-Geschäftsführer

vatm@vatm.de

Mit Open Access zum flächendeckenden  
Glasfaserausbau in Deutschland 

Noch besteht keine große Nachfrage nach Bandbreiten über 16 
Mbit/s im Internet, doch der Bedarf wird zukünftig steigen. Internet 
Fernsehen, Video on Demand, Hausautomation, Cloud Computing 
und intelligente Energiedienste sind Anwendungen der Zukunft. 
Mit dem bundesweiten Ausbau eines Hightech-Glasfasernetzes bis 
zum Endkunden steht die Telekommunikationsinfrastruktur vor dem 
größten technischen Umbruch seit der Schaffung des Kupfernetzes. 

Zehn bis 15 Jahre wird der Ausbau 
dauern und bis zu 50 Milliarden Eu
ro kosten. Damit er zur Erfolgsge-
schichte wird, braucht der Standort 
Deutschland neue Partner und Ko
operationen. Daher hat der VATM ein 
Marktkonzept erarbeitet, das ver-
schiedene Kooperationen sowie ei-
nen offenen Netzzugang für alle Ge-
schäftsmodelle vorsieht. Gleichzeitig 
sichert es die Vorteile des Wettbe-
werbs für Bürger und Unternehmen.

Open-Access-Modell
Es wird rasend schnell zugehen im 
Hightech-Netz: Jeder Endkunde kann 
durch den Glasfaseranschluss im 
Haus oder in der Wohnung über sym-
metrische Bandbreiten von weit mehr 
als 100 Mbit/s verfügen. Perspekti-
visch werden Übertragungskapazitä
ten von mehr als einem Gigabit/s pro 
Haushalt möglich. Doch wer soll die 
neuen Netze bezahlen? Kein Einzelin-
vestor oder -unternehmen kann den 
bundesweiten Glasfaserausbau im 
Alleingang stemmen. Der VATM hat 
ein Open-Access-Modell erarbeitet, 
das diskriminierungsfreie Zusammen- 
schaltungs- und Kooperationsmög-
lichkeiten beim Ausbau und der Nut-
zung des Netzes konkretisiert. Das 
Konzept berücksichtigt, dass es bis 
auf wenige Ausnahmen wirtschaftlich 
unsinnig wäre, wenn mehrere Unter-
nehmen nebeneinander das gleiche 
Haus verkabeln und dadurch teure 

Doppelinvestitionen getätigt werden. 
Stromleitungen und Schienennetze 
werden auch nur ein Mal verlegt.

Alle Investoren mit einbezogen
Entscheidend für einen erfolgreichen 
Ausbau wird sein, genug Verkehr auf 
die Netze zu bekommen. Um wirt-
schaftlich zu arbeiten, muss eine 
Anschlussquote von mehr als 60 
Prozent erreicht werden. Ein offener 
Netzzugang trägt dem Rechnung. Alle 
Dienste und Unternehmen sollen un-
ter bestimmten Regeln grundsätzlich 
Zugang zum Glasfasernetz erhalten.  
Das Modell vertritt keine Partialinte-
ressen oder einzelne Geschäftsmo-
delle, sondern bezieht alle möglichen 
Investoren mit ein. Das Open-Access-
Modell schafft von Anfang an, unab-
hängig von der Frage der Marktbe-
herrschung, Planungssicherheit und 
hebt so Investitionspotentiale. Es 
verhindert Wettbewerbsverzerrungen 
und vermeidet soweit wie möglich 
Regulierungseingriffe. Das Konzept 
gibt Investoren und Unternehmen 
die Sicherheit, dass sie selbst bei 
Marktbeherrschung nicht reguliert 
werden, solange sie die festgelegten 
Zugangsvarianten anderen Unterneh-
men diskriminierungsfrei anbieten. 
Außerdem schafft und sichert das 
Modell Arbeitsplätze in Deutschland. 

Der TK-Markt wird sich mit dem Um
bau deutlich wandeln. Der derzeit 

noch wachsende intermodulare In
frastrukturwettbewerb wird langfris
tig mit Blick auf FTTH/FTTB dras- 
tisch abnehmen. Alle bisherigen Fest
netzanbieter, auch die Kabelnetzbe-
treiber, werden Glasfaser bis zum 
Endkunden ausrollen – aber nur ein 
Anbieter pro Haus. Viele Unterneh-
men werden zukünftig Anbieter und  
Nachfrager zugleich sein, da das Glas
fasernetz wie ein Patchwork-Teppich 
in Deutschland aus zahlreichen klei- 
neren Netzen verschiedener Anbie
ter bestehen wird. Es wird neue Play
er im Markt, wie etwa Stadtwerke 
und Energieversorger, geben. 

Klare Regeln schnell benötigt
Das VATM-Konzept geht von einem 
dreistufigen Marktmodell mit Zugang 
zur passiven und aktiven Infrastruk-
tur sowie auf Diensteebene aus. Un-
ternehmen können als Co-Investoren 
oder über eine Kontingentabnahme 
einsteigen. Das bedeutet auch zu- 
gleich eine bessere Verteilung des Ri-
sikos. Unternehmen können zudem 
auch zu einem späteren Zeitpunkt 
einsteigen und investieren. Geeigne- 
te Verrechnungsmodelle stellen si-
cher, dass keine „Trittbrettfahrer“-
Probleme und keine Vorteile im Ver- 
gleich zu den Erstinvestoren ausge-
löst werden. Es sollen Preiskorridore 
gebildet werden, die regional unter
schiedliche Baukosten und Sied- 
lungsdichte berücksichtigen – eine 
Art Mietspiegel für TK-Infrastruktur. 

Ziel ist es, das Open-Access-Modell 
im Konsens möglichst aller Marktteil-
nehmer zu verabschieden. Für einen 
erfolgreichen Ausbau des Netzes der 
Zukunft brauchen wir in Deutschland 
jetzt schnell klare Regeln. n
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Daten – die neue Leitwährung im  
digitalen Zeitalter?

Ältere Menschen im Alter von über 60 Jahren haben in den ver-
gangenen Jahren die höchsten Zuwachsraten bei der Internetnut-
zung aufzuweisen. Die Bundesregierung will daran aktiv mitwirken, 
die Internetnutzung älterer Menschen weiter zu steigern, ihre Me-
dienkompetenz zu entwickeln und damit ihre Chancen auf Teilhabe 
an der Gesellschaft zu erhöhen.

Die Ergebnisse des von der Initiative 
D21 veröffentlichten (N)Onliner-Atlas 
zeigen, dass die Internetnutzung der 
60- bis 69-Jährigen allein von 2008 
bis 2009 um fast sieben Prozent-
punkte auf 48,5 Prozent angestiegen 
ist. In der Altersgruppe 70plus ist die 
Nutzerzahl von 16,3 auf immerhin 19 
Prozent gewachsen. Das ist bemer-
kenswert, wenn man bedenkt, dass 
seit der Erfindung des World Wide 
Web 1989 gerade einmal 20 Jahre 
vergangen sind.

Als die heute älteren Jahrgänge ge-
boren wurden, gab es in Deutschland 
weder überall Bäder mit Wasserspü-
lung noch Telefone oder Automobile. 
Kühlschränke hielten erst allmählich 
Einzug, das Fernsehen steckte in den 
Kinderschuhen. An Flugreisen für die 
Bevölkerung war nicht zu denken. 
Keine Generation zuvor hat je so weit 
reichende Veränderungen erlebt wie  
die Mitbürgerinnen und Mitbürger, die 
Deutschland nach dem Zweiten Welt-
krieg wieder aufgebaut und zu einer 
der stärksten Wirtschaftsnationen der 
Welt gemacht haben.

Reiche Lebenserfahrung als Grundlage
Das Internet bringt auf lange Sicht 
nicht nur eine technische, sondern 
auch eine kulturelle, gesellschaft-
liche, wirtschaftliche und politische 
Veränderung mit sich. Dadurch ver
ändert sich das Alltagsleben zum Teil 

erheblich. Alte Gewohnheiten werden 
in Frage gestellt, neue Gewohnheiten 
bilden sich heraus. Viele Senioren 
zeigen hier große Flexibilität und las-
sen sich auf das neue Medium ein: 
Sie suchen sich Informationen und 
schreiben ihre Briefe am PC. Sie 
planen und buchen ihre Reisen und 
tauschen sich mit ihren Enkelkindern 
über schnelle E-Mails aus. Dieser 
Offenheit gilt meine Anerkennung. 
Ihre reiche Lebenserfahrung ist die 
Grundlage dafür, dass sich Ältere den 
neuen Informationsmedien mit Ruhe 
und Überlegung zuwenden, diejeni-
gen Anwendungen auszuwählen, die 
ihnen nutzen, Freude bereiten und in 
denen sie sich sicher fühlen.

Um auch in Zukunft mit gleichen 
Chancen an den Angeboten der Ge-
sellschaft teilhaben zu können, ist 
es auch für Ältere zunehmend wich-
tig, Internet und PC beherrschen zu 
lernen, denn immer mehr Bereiche 
rüsten auf elektronische Bearbei-
tung um. Wer hier nicht mithalten 
kann, wird es schwer haben. Des-
halb sehe ich es auch als Aufgabe 
der Bundesregierung, gemeinsam mit 
den zuständigen Kommunen und Län
dern für digitale Chancengleichheit 
Sorge zu tragen.

Gute Erfolge wurden bereits mit 
dem „Onlinejahr 50plus“ erzielt, das 
unter der Schirmherrschaft der Bun-

desseniorenministerin in den Jahren 
2006 bis 2008 mit zahlreichen Part-
nern aus Wirtschaft und Gesellschaft 
Internetkurse zu verschiedenen The-
menschwerpunkten in ganz Deutsch-
land durchgeführt hat. Sie haben 
breite Resonanz gefunden und wer-
den vielerorts fortgesetzt.

Mit Geduld und Hartnäckigkeit
Für das Seniorenministerium kommt 
es jetzt darauf an, weiterführende 
Vorgehensweisen zu entwickeln, die 
noch mehr ältere Menschen an die 
Nutzung neuer Medien heranführen. 
Dazu gehört vor allem, in Teilen noch 
vorhandene Vorbehalte ernst zu neh-
men und sie dort abzuholen, wo sie 
stehen. Es muss uns gelingen, auch 
vor Ort im ländlichen Raum, zu ver-
tretbaren Preisen und in verständ-
licher Sprache Schulungsangebote 
zur Verfügung zu stellen, damit die 
Chancen der neuen Technologien zur 
Aufrechterhaltung der Lebensquali
tät genutzt werden können. Auch 
selbst organisierte Computerclubs 
und Internetcafés sowie der Einbe-
zug in Begegnungsstätten und Bi-
bliotheken sind gute Wege, um eine 
Internetnutzung zu erleichtern. 

Voraussetzung hierfür ist allerdings 
auch, älteren Menschen die Angst vor 
Datenmissbrauch und Internetkrimi
nalität zu nehmen und präventive 
Maßnahmen auszubauen. Ein Mo-
dellprojekt zur Steigerung der Inter
netnutzung älterer Menschen nimmt 
sich ab 2010 dieser Aufgabe an. Mit 
Geduld und Hartnäckigkeit – und ge-
meinsam mit den Menschen – wird 
es uns gelingen, auch der älteren Ge-
neration den Weg in die digitalisierte 
Gesellschaft zu ebnen. n

Josef Hecken 
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Warum Inhalte im Internet kostenlos sind

Schlechte Margen in einem etablierten Geschäftsmodell sind 
immer der Anfang vom Ende, da sie keine Spielräume für den 
Umbau lassen. Unternehmer holen sich deshalb Controller-
typen ins Management. Diese haben gelernt, das Bestehende 
zu verwalten aber nichts Neues zu gestalten, schon gar nicht im 
Schumpeter’schen Sinne „schöpferisch das zu zerstören, was man 
ja so schön verwalten kann“. 

In der Regel ist dieses Phänomen ge-
paart mit der Problematik, bestehen-
de Denkmuster für Geschäftsmodelle 
auf neue Märkte zu übertragen, im 
Fall der Verlage etwa das Geschäft 
mit Inhalten im Internet. Häufig liefer-
ten die selbsternannten Internetpro-
pheten die besten Beispiele hierfür. 
So etwa der gescheiterte Versuch, 
die Tauschbörse Napster in ein Be-
zahlmodell zu verwandeln. Man zahlt 
eben nicht für Inhalte, wenn die Lie-
ferung im Marktplatz bereits effizient 
funktioniert. Seit iTunes spätestens 
wissen wir, dass man nicht etwa für 
den Musiktitel jeweils 99 Cent be-
zahlt, sondern für den Service seiner 
Bereitstellung in diesem spezifischen 
Kontext, den Apple vom Appstore bis 
zur Hardware ja so wunderschön ge-
schaffen hat. Musik aber, d. h. die In-
halte, gibt’s kostenlos auf dem Schul-
hof. Und das schon seit der Erfindung 
des Magnetbandes.

Nur ein Teil der Gleichung
Deutlich wird die Wertschöpfung im 
Geschäft mit Inhalten vor allem im 
beruflichen Umfeld. Hier ist klar, dass 
es ums Geld verdienen geht und es 
lohnt sich für alle zu verstehen, wa-
rum berufliche Nutzer auf den ersten 
Blick für Inhalte bezahlen. Mehre- 
re Hundert Euro für ein paar Seiten 
Studie, und für eine Tageszeitung 
mit hochwertigen journalistischen In
halten „einsachtzig“? Letzteres wäre 

ohne die Anzeigen der werbetrei-
benden Industrie nicht finanzierbar. 
Bei der Analyse der Arbeitsprozesse 
wird aber deutlich, dass auch der 
Nutzer von Inhalten im beruflichen 
Umfeld gar nicht für Inhalte, sondern 
für die Unterstützung seines Arbeits-
prozesses in einem ganz bestimmten 
Kontext bezahlt. Inhalte und ihre 
Qualität sind dabei ein wichtiger Teil, 
aber eben nur ein Teil der Gleichung. 

Der Kunde kauft immer eine Produk-
tivitätssteigerung in seinem Prozess. 
Fachverleger nennen diese Prozesse, 
in Abgrenzung zum Produktionspro
zess eines Fertigungsbetriebes, „wis- 
sensbasierte Prozesse“. Der Kunde 
wägt beim Einkauf immer die zwei 
Seiten der Produktivitätsmedaille ge- 
geneinander ab, die Effizienzsteige-
rung auf der einen und die Qualität von 
Inhalten auf der anderen Seite. Mit 
dem Internet wurde erstmals die Ef-
fizienz in solch wissensbasierten Pro- 
zessen erheblich beeinflusst, so dass 
Qualitätsentscheidungen zum Teil un
tergeordnet wurden. Verleger etwa 
sind entsetzt, wenn sogar Anwälte 
oder Ärzte im Internet nach Fachin-
halten oder Gesetzestexten googeln, 
und damit auf die bewährte Qualitäts- 
sicherung eines Verlages verzichten. 
Dies tun sie nicht alleine im Interesse 
des Homo Ökonomikus an kostenlo
sen Inhalten, sondern v.a. mit Blick auf  
höhere Produktivitätsanforderungen 

in ihrem Geschäft. Letzteres bedingt 
durch höheren Wettbewerbsdruck und 
mehr Aufträge mit geringeren Volumen. 

Neue Formate mit höherer Messbarkeit
Der kurzfristige Nutzen eines Informa- 
tionsproduktes mit Blick auf die Wert- 
schöpfung ist für den Kunden deut
lich präsenter, als für den Produkther- 
steller der kurzfristige Nutzen seiner 
Werbeseite. Daher werden Werbe-
budgets insbesondere in Krisenzei
ten eher gekürzt. Und mit „einsacht
zig“ am Kiosk lassen sich Inhalte nicht 
finanzieren. Damit ist klar, dass Publi- 
kumsverlage noch nie im Geschäft 
mit der Wertschöpfungskette waren, 
in der ihre Inhalte verwendet werden. 
Ihr etabliertes Geschäftsfeld mit An-
zeigenwerbung ist unter Druck, da die 
werbetreibende Industrie sich neuer 
Formate mit höherer Messbarkeit und 
verbesserter Kosten/Nutzenrelation  
im Internet bedient.

Ob sich das neue Geschäftsfeld der 
Publikumsverlage im Bereich Inhalte
dienstleistungen über den Gesetz
geber mit Initiativen im Leistungs-
schutzrecht oder mittels funktionaler 
Einschränkungen im Internet wie Ko- 
pierschutz anschieben lässt, ist zu 
bezweifeln. Es gilt daher, Kontexte zu 
schaffen, unter denen für den Service 
der Bereitstellung von Inhalten oder 
für eine geeignete Konfiguration be-
zahlt wird. Dabei stellt sich die Fra-
ge, ob es ausreicht, alleine auf das 
iPad zu setzen, oder ob man eigene 
Initiativen mit Netzwerkbetreibern 
und Hardwareherstellern startet. Das 
Softwaregeschäft war für den Fach-
verleger vor einigen Jahren so weit 
weg, wie für Publikumsverleger heu-
te der Apple Konzern. n
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Die deutsche IT-Sicherheitsbranche –  
in Kooperation zu weiterem Wachstum

Die deutsche IT-Sicherheitsbranche hat einen guten Ruf. Sie steht 
jedoch im internationalen Wettbewerb vor großen Herausforde-
rungen. Mit der Einrichtung des Branchenforums IT-Sicherheit soll 
der Dialog und die Kooperation zwischen Unternehmen und Politik 
eine neue Plattform finden.

Als besondere Stärken der deutschen 
IT-Sicherheitsbranche gelten die deut
sche Ingenieurskunst und Gründlich
keit sowie die Neutralität, die im In- 
und Ausland mit IT-Sicherheitspro-
dukten in Verbindung gebracht wird. 
Die entwicklungsseitige Vorreiterrolle, 
insbesondere im Bereich der Krypto-
grafie, sowie die Herkunftsbezeich-
nung „Made in Germany“ sind für die 
deutschen Anbieter im internationa
len Markt für IT-Sicherheit ein bedeu
tendes Differenzierungsmerkmal. Die 
umfangreiche Studie über die IT-
Sicherheitsbranche in Deutschland, 
die das Bundeswirtschaftsministerium 
2009 durch Booz & Company durch-
führen ließ, ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass deutsche Anbieter im 
internationalen Markt grundsätzlich 
wettbewerbsfähig sind. Allerdings fällt 
auf, dass in Deutschland hauptsäch-
lich kleine spezialisierte Anbieter an-
sässig sind, die einen Jahresumsatz 
von deutlich weniger als 100 Millio-
nen Euro erwirtschaften.

Der Markt
Wie generell im Bereich der Informati-
onstechnologie und insbesondere im 
Produktbereich der Hard- und Soft-
ware ist der Markt für IT-Sicherheit  
international. So dominieren in eini-
gen Bereichen globale Anbieter den 
Markt länderübergreifend. Die Studie 
geht von einer vorsichtig geschätzten 
weltweiten Marktgröße für IT-Sicher-

heit von rund 33 Milliarden Euro aus, 
mit einem voraussichtlichen durch-
schnittlichen Wachstum von etwa 13,4 
Prozent bis 2012 im Jahresschnitt. 
Der Markt für IT-Sicherheit in Deutsch
land hat mit einem plausibilisierten 
Umsatzvolumen von rund 2,5 Milliar- 
den Euro eine signifikante Größe er-
reicht und weist mit einem prognos-
tizierten Wachstum von ca. zehn Pro-
zent ein im Vergleich zu den meisten 
anderen Branchen überdurchschnitt-
liches Wachstum auf. Allerdings bleibt 
der Markt in Deutschland eindeutig 
unterhalb der Steigerungsraten des 
Weltmarktes. 

Herausforderungen
Deutliche Herausforderungen wurden 
anhand der Studie für den deutschen 
IT-Sicherheitsmarkt im internationa
len Wettbewerb aufgedeckt, z. B. die 
Schwäche des hiesigen Kapitalmark
tes, die zu Lücken in kritischen Kom
petenzen führt. Zudem hat sich ge- 
zeigt, dass die im Vergleich zu ande-
ren Ländern eher gering ausgeprägte 
Kommunikations- und Kooperations
kultur der Akteure untereinander ein 
Manko darstellt. Diese nimmt den Un- 
ternehmen Chancen bei Auslands
geschäften, wo Kooperationen den 
größeren Erfolg bei Ausschreibungen 
versprechen. Die fragmentierte An-
bieterstruktur erschwert zudem eine 
effiziente Unterstützung der Unter-
nehmen durch den Staat im Ausland. 

Der Bereich IT-Sicherheit sollte auf-
grund seiner gesamtstaatlichen und 
volkswirtschaftlichen Relevanz für die 
Sicherung der kritischen Infrastruk-
tur nicht einer rein wettbewerblichen 
Selbststeuerung überlassen werden. 
Sowohl staatliche Behörden als auch  
private Unternehmen stützen sich auf 
IT-Systeme. Ausfälle oder anderweiti
ge Beeinträchtigungen dieser Syste
me besitzen ein weitreichendes, kaum 
quantifizierbares Schadenspotenzial. 
Deutschland muss daher auf eine 
starke IT-Sicherheitsbranche als wich- 
tige Schlüsselindustrie im eigenen 
Land zurückgreifen können. Die über-
greifende und strukturelle Natur der 
erkannten Schwächen, die die heimi
schen Unternehmen im Bereich der 
IT-Sicherheit insgesamt betreffen und 
für den Standort Deutschland von 
Relevanz sind, begründen ein ord-
nungspolitisches Handeln des Staa
tes in diesem Bereich. 

Intensivierter Dialog und Kooperation
Grundsätzlich ist die deutsche IT-Si-
cherheitsbranche gut aufgestellt, sie 
muss jedoch ihre Wettbewerbsfähig- 
keit stärken, um mit den internationa
len Wachstumsraten mithalten zu kön- 
nen. Das BMWi hat mit der Einrichtung 
des „Branchenforums IT-Sicherheit“, 
das erstmalig im Juli 2010 durchge-
führt wird, einen wichtigen Vorschlag 
der Studie aufgegriffen. Als Plattform 
zur Vernetzung, Entwicklung von An-
regungen und für einen strukturierten 
Austausch zu Entwicklungen beim Ex-
port und im hiesigen Markt füllt das 
Forum eine empfindliche Lücke. 

Die Studie „Die IT-Sicherheitsbranche 
in Deutschland“ steht auf der Website 
des BMWi zum Download bereit. n
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Telematikinfrastruktur:  
Internationale Standards aus Deutschland

Fast alle Länder Europas stehen heute im Gesundheitsbereich vor 
den gleichen Herausforderungen: Eine steigende Zahl von älteren 
und multimorbiden Menschen muss adäquat versorgt werden. Die 
Spezialisierung und damit die Verteilung von Informationen bei 
Ärzten verschiedener Fachgruppen nehmen zu. Eine Veränderung 
der Versorgungsstrukturen in ländlichen Gegenden erfordert eine 
Lösung der Frage des Zugangs zu medizinischer Expertise.

Diese Herausforderungen sind nur 
durch den Einsatz von modernen 
Informations- und Kommunikations
technologien erfolgreich zu bewälti-
gen. E-Health unterstützt die für die 
Diagnose und Therapie notwendige 
informatorische Vernetzung der im 
Gesundheitswesen Tätigen. Eine Tele
matikinfrastruktur schafft die tech
nische Voraussetzung für den siche
ren und praktikablen Austausch von 
medizinischen Daten, der heute noch 
häufig ungesichert schriftlich, per Fax 
oder E-Mail erfolgt.

Ohne örtliche Grenzen
Deshalb haben wir im Koalitionsver-
trag ausdrücklich festgeschrieben, 
dass wir für Deutschland eine Tele-
matikinfrastruktur für das Gesund-
heitswesen benötigen. Dabei haben 
Datenschutz und das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht der Beteilig
ten absolute Priorität. Eine Telema-
tikplattform eröffnet neue Möglich-
keiten für Diagnostik, Therapie und 
Betreuung. Räumliche Distanzen wer
den nicht mehr die Bedeutung haben 
wie heute. Der Zugang zu Versorgungs
angeboten, insbesondere der Zugang 
zu Expertenwissen, wird dank der 
Nutzung von Informationstechnolo
gien nicht mehr örtlich begrenzt sein. 
Telemonitoring eröffnet neue Betreu
ungsangebote für chronisch kranke 
oder ältere Menschen im häuslichen 
Umfeld. 

Neben dem Datenschutz ist die 
Praktikabilität der E-Health Anwen
dungen eine grundlegende Voraus
setzung für die Realisierung in Praxen 
und Krankenhäusern. Hier haben die 
Erfahrungen aus den Testvorhaben 
der elektronischen Gesundheitskarte 
Schwachstellen aufgezeigt. Deshalb 
haben wir eine Bestandsaufnahme 
eingeleitet. Hierbei ging es um den 
möglichen Leistungsumfang der eGK 
sowie das Geschäftsmodell und die 
Organisationsstrukturen der Gematik 
und ihr Zusammenwirken mit der 
Selbstverwaltung und dem BMG. 
Auch die bisherigen Erfahrungen in 
den Testregionen wurden überprüft 
und bewertet. 

Auf Basis der von den Organisationen 
der Selbstverwaltung eingebrachten 
unterschiedlichen Vorstellungen wur-
de ein konkretes Maßnahmenbün-
del erarbeitet, mit dem der Aufbau 
der Telematikinfrastruktur zeitnah 
umgesetzt werden kann. Hierzu ge-
hören insbesondere die Online-Ak-
tualisierung der Versichertendaten, 
die sichere Kommunikation der Leis
tungserbringer und ein Notfallda-
tensatz. Umgesetzt werden diese 
Anwendungen von den jeweiligen 
Selbstverwaltungspartnern im Rah-
men einer professionalisierten Pro-
jektstruktur. Nach den notwendigen 
Festlegungen zum weiteren Aufbau 
der Telematikinfrastruktur wird der 

in der Region Nordrhein eingeleitete 
Prozess des Basis-Rollouts mit der 
Beschaffung zukunftsfähiger Karten
terminals und der Ausgabe elektro-
nischer Gesundheitskarten weiter um
gesetzt.

Zügiges Handeln gefordert
Im Prozess der Einführung einer Te-
lematikinfrastruktur kann Deutsch-
land international Standards setzen. 
Dazu muss aber jetzt zügig gehan-
delt werden. Die deutsche Gesund-
heitswirtschaft mit ihren mehr als vier 
Millionen Beschäftigten und einem 
Anteil von mehr als 12 Prozent des 
Bruttosozialprodukts gehört schon 
heute zu einem der wichtigsten Wirt-
schaftsbereiche. Eine Vielzahl von 
Unternehmen hat durch die von ihnen 
geleisteten Arbeiten wesentlich zum 
erreichten Entwicklungsstand beige
tragen. Ich bin davon überzeugt, dass 
wir jetzt mit einer belastbaren Pers
pektive und stabilen Rahmenbedin-
gungen wichtige Impulse für den 
weiteren Aufbau der Telematikinfra-
struktur geben. 

In diesem Zusammenhang begrüße 
ich auch die Arbeit der Initiative 
D21, die uns vor allem als neutrale 
Plattform darin unterstützt, exzel-
lente Ideen mit besonderem Nutzen 
für Patientinnen und Patienten im 
Bereich Telemonitoring bekannt zu 
machen und zu begleiten. Die Tech-
nologie kann nur Mittel zum Zweck 
sein. Unser Ziel ist es, eine qualitativ 
bessere und auch wirtschaftlichere 
medizinische Versorgung für Patien-
tinnen und Patienten zu schaffen. n
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Flächendeckendes Breitband braucht  
Eigeninitiative und Technologiemix

Trotz der vereinten Anstrengungen von Politik und Verbänden 
und nicht zuletzt der Initiative D21 geht der Breitbandausbau im 
ländlichen Raum langsamer voran als geplant. Das Kurzfristziel 
der Bundesregierung – die lückenlose Abdeckung mit 1 Mbit/s bis 
Ende 2010 – ist für viele Ortschaften jenseits der Ballungsräume 
nach wie vor in unerreichbarer Ferne.

Mangelndes Engagement kann man 
den Akteuren nicht vorwerfen. Auf 
Bundes-, Länder- und kommunaler 
Ebene sind Initiativen bemüht, das 
Erschließungsproblem in den Griff 
zu bekommen. Wöchentlich finden 
Veranstaltungen, Kongresse und 
Sitzungen zum Thema statt, Breit-
bandkompetenzzentren wurden zur 
Beratung der Landkreise und Kom-
munen ins Leben gerufen.

Auffallend ist jedoch, dass ohne Ei-
geninitiative der Betroffenen vieler-
orts nichts geschieht – trotz der gut 
gemeinten Kampagnen. Drei Gründe 
lassen sich dafür identifizieren: die 
nach wie vor schwierige Wirtschaft-
lichkeitsrechnung bei der Erschlie-
ßung weniger Kunden an entlegenen 
Orten – die großen Provider konzen-
trieren sich auf einen weiteren Aus-
bau der Bandbreiten in Großstädten 
und das Anbieten neuer Dienste und 
Anschlüsse –, die Probleme der Kom-
munen bei der Suche nach einem 
Partner, der die Erschließung angeht, 
und letztlich das fehlende Wissen 
um Alternativlösungen jenseits der 
Glasfaser.

Bürgernetze für Internet und Bildung
Dass es dennoch geht, beweisen 
die so genannten Bürgernetze ein-
drucksvoll. Eine Vielzahl dieser Netze 
ist in den letzten Jahren im Bundes-
gebiet entstanden, sie versorgen 

heute viele Tausend Haushalte zwi-
schen der Ostsee und den Alpen 
mit Internet in DSL-Geschwindigkeit. 
Und zwar genau dort, wo sich kom-
merzielle Provider nicht engagieren 
wollen. Außerdem beschränken sich 
die Bürgernetze nicht auf die Bereit-
stellung schneller Internet-Anschlüs-
se: Sie engagieren sich aktiv für Bil-
dung im Bereich der Neuen Medien 
und nehmen Jung und Alt mit auf die 
Reise in die digitale Zukunft.

„Funk zu Glasfaser“
Bürgernetze setzen oft auf eine Tech-
nologie, die fast jeder von zuhause 
kennen dürfte: Wireless LAN. Von 
einem Vereinsheim mit schnellem 
Internet-Zugang wird das Glasfaser- 
oder DSL-Netz per WLAN-Richtfunk 
in entlegene Orte oder Stadtteile ver-
längert. Diese „Funk zu Glasfaser“-
Lösungen überbrücken die „Letzte 
Meile“ sehr kostengünstig – für die 
Vereine eines der Hauptargumente. 
Auch die Verteilung des schnel-
len Internets in den Ortschaften 
geschieht komplett drahtlos. Lei-
stungsstarke Access Points und An
tennen machen es möglich. Bei der 
Installation der Netze profitieren die 
Bürgernetze von ihrem Status als 
Verein: zum Beispiel durch geringere 
Leitungsmieten bei der Anbindung 
an das Backbone und bei der unbü-
rokratischeren Nutzung von Anten-
nenstandorten.

Ebenfalls viel Eigeninitiative bewei-
sen die zahlreichen – oft lokal agie-
renden – alternativen Provider, die 
einen wichtigen Beitrag zur Breit-
bandversorgung kleinerer Ansied-
lungen oder dünn besiedelter Land-
kreise leisten. Viele von ihnen sind 
aus Systemhäusern hervorgegangen, 
die ursprünglich mit der Planung oder 
Installation der Infrastruktur beauf-
tragt waren, später dann aber auch 
den Betrieb übernommen haben, weil 
sich sonst niemand finden wollte.

Nur ein Teilchen im Breitband-Puzzle
Auch diese Provider setzen in der 
Regel nicht auf die teuer und auf-
wändig zu verlegende Glasfaser – 
schließlich müssen sie ihren Kunden 
am Ende ein interessantes Angebot 
mit günstigen Entgelten machen 
können. Sie setzen auf Funk – oft 
eine Mischung aus lizenzpflichtigen 
Lösungen wie Mikrowellenrichtfunk 
und nicht-lizenzpflichtigen Lösungen 
wie eben Wireless LAN –, oder auch 
auf Satellitentechnik oder andere 
Breitbandalternativen. Ein gangbarer 
Weg für einzelne Anschlüsse ist si-
cherlich auch das Mobilfunknetz mit 
UMTS/HSPA, das in Zukunft mit LTE 
nochmals höhere Bandbreiten ver-
spricht. Doch auch dieses ist nicht 
flächendeckend verfügbar und kann 
daher nur ein Teilchen im Breitband-
Puzzle sein.

Die genannten Beispiele belegen, 
dass Breitbandausbau auf dem Land 
sehr wohl möglich ist – auch jenseits 
groß angelegter Förderprogramme. 
Ein Mix aus Eigeninitiative, alterna-
tiven Technologien und engagierten 
Providern ist der Schlüssel. n

Ralf Koenzen

Gründer und  

Geschäftsführer der 

LANCOM Systems GmbH 

ralf.koenzen@lancom.de
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Mit der Initiative D21 in die Gigabit- 
Gesellschaft

Deutschland ist auf dem Weg in die Gigabit-Gesellschaft: Schon 
heute nutzen mehr als drei Viertel der Bevölkerung das Internet 
regelmäßig und diese Internetnutzung wird immer breitbandiger. 
Damit nimmt Deutschland einen der internationalen Spitzenplätze 
ein. Zu diesem Erfolg haben auch die Aktivitäten der Initiative D21 
beigetragen. 

Mit ihren Initiativen zur Ausstattung 
von Bildungseinrichtungen, mit ihren 
Informations- und Sensibilisierungs-
kampagnen zur Medienkompetenz 
und mit ihrem Dialog zum Breitband-
ausbau hat D21 maßgeblichen An-
teil daran, dass die Informationsge-
sellschaft heute Realität ist und das 
Internet aus unserem beruflichen und 
privaten Alltag nicht mehr wegzuden-
ken ist. Vieles bleibt aber noch zu tun 
und dabei müssen wir vor allem von 
den Chancen her denken.

Digitalisierung, neue Wettbewerber, 
und steigender Bandbreitenbedarf 
sind nur einige Stichworte. Schnelle, 
intelligente Breitbandnetze in Mobil-
funk und Festnetz sind die Basis für 
alle Anwendungen und Internet-Pro-
dukte. Die größte Herausforderung ist 
dabei das explosionsartige Wachs- 
tum der Datenverkehre, durch die die 
bestehende Infrastruktur bald an ihre 
Grenzen stößt. Dabei dürfen wir im 
internationalen Standortwettbewerb 
den Anschluss nicht verpassen. Der 
steigende Bandbreitenbedarf ver-
langt den Aufbau einer ganz neuen 
Generation von Netzen. Für Deutsch-
land wird prognostiziert, dass sich 
das Datenvolumen von 2008 bis 2013 
verfünffacht. Enorme Wachstumsra-
ten wird es vor allem im Mobilfunk 
geben – hier wird von einer Versech-
zigfachung bis 2013 ausgegangen.  
Die Nachfrage nach höheren Band

breiten und leistungsfähigeren Netz- 
en ist Ausdruck des massiven Wan- 
dels des Internets in den vergange- 
nen Jahren. Die Bedürfnisse der Inter
netnutzer und die technologischen 
Möglichkeiten haben sich grundle- 
gend verändert. Aus dem reinen In
formationsmedium Internet sind dy- 
namische Kommunikationsplattfor
men geworden, mit deren Hilfe sich 
Menschen vernetzen, kommunizieren 
oder miteinander arbeiten. 

Künftige Handlungsfelder
Eine wichtige Voraussetzung für die 
Teilhabe am Leben in der wissensba-
sierten Gigabit-Gesellschaft ist nicht 
zuletzt die Medienkompetenz der Nut- 
zer. Insbesondere Kinder, Jugendli-
che, aber auch Erwachsene müssen 
den kritischen Umgang mit den neu-
en Medien und den verantwortungs-
vollen Umgang mit ihren eigenen per- 
sönlichen Daten lernen. Insbesondere 
für Datenschutz und individuelle Da- 
tensicherheit müssen alle Nutzer sen-
sibilisiert werden. Wichtig ist hierbei, 
dass die Vermittlung von Medienkom-
petenz zum integralen Bestandteil 
des Bildungsalltags wird. 

Gleichzeitig bedeutet dies auch, dass 
Plattform-, Inhalte- und Diensteanbie
ter den Datenschutz im Internet wah-
ren und sich klaren Regeln für den 
Umgang mit den persönlichen Nut-
zer-Daten unterwerfen. In Deutsch-

land haben wir in vielen Bereichen 
höchste Standards etabliert. Die Initi-
ative D21 sollte deshalb künftig dazu 
beizutragen, dass Internetnutzer die 
Relevanz des verantwortungsvollen 
Umgangs mit ihren Daten erkennen, 
dass diese Standards noch stärker 
Eingang in den digitalen Alltag finden 
und über Deutschland hinaus an Be- 
deutung gewinnen. Der von der Initia- 
tive D21 etablierte Dialog zum Breit-
bandausbau im Rahmen der Deut-
schen Breitbandinitiative war bislang 
erfolgreich. Aber auch in anderen 
Staaten wurde massiv investiert. Wir 
dürfen hier nicht den Anschluss ver-
lieren und müssen gemeinsam für 
ideale Bedingungen für Investitionen 
in eine moderne Infrastruktur sorgen. 

Neben der Förderung von Rahmenbe
dingungen, die den Auf- und Ausbau 
hochleistungsfähiger Netze ermögli
chen, kommt es darauf an, die Koo-
peration von Wirtschaft und Wissen- 
schaft stärker zu verzahnen, wie es 
bspw. die Deutsche Telekom gemein- 
sam mit der TU Berlin mit den T- 
Labs macht: Kreative Wissenschaft- 
ler der TU Berlin, anderer internatio
nal renommierter Forschungseinrich
tungen und der Deutschen Telekom 
forschen gemeinsam an zukünftigen 
Entwicklungen für die ITK-Branche. 
Die skizzierten Handlungsfelder bie-
ten der Initiative D21 den Raum,  ge- 
meinsame Energien zu bündeln und 
einen gesellschaftlichen Beitrag für 
die Gigabit-Gesellschaft und den 
Technologiestandort Deutschland zu 
leisten. Die Aussichten hierfür sind 
gut, denn als gemeinsame Initiative 
von Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft sitzen bei D21 alle relevanten 
Partner am Tisch. n

Wolfgang Kopf
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Deutsche Telekom AG

Wolfgang.Kopf@ 
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Auf dem Weg zur digitalen Gesellschaft – D21 
fördert flächendeckende Breitbandversorgung

Die Verfügbarkeit einer flächendeckenden Breitbandversorgung 
ist zu einem wichtigen Standortfaktor nicht nur für Unterneh-
men, sondern auch für die öffentliche Verwaltung geworden. Das 
Breitband-Internet erschließt neue Märkte und Angebote, sorgt für 
wirtschaftliches Wachstum sowie neue Arbeitsplätze. Für Bürger 
und Verbraucher bedeutet es mehr Komfort, größere Vielfalt und 
damit eine höhere Lebensqualität. 

Während Mecklenburg-Vorpommern 
unter den 16 deutschen Bundeslän-
dern das flächenmäßig sechstgrößte 
ist, verfügt es mit 72 Einwohnern pro 
Quadratkilometer über die gerings- 
te Einwohnerdichte. Dabei ist die 
Besiedlung überwiegend durch Mit-
tel- und Kleinstädte sowie eine dörf
liche Struktur gekennzeichnet. Als 
derart geprägtes Flächenland kämpft 
Mecklenburg-Vorpommern deshalb 
mit einer erheblichen Breitband-Un
terversorgung. Dies stellt sowohl die 
öffentliche Verwaltung als auch die 
Bürgerinnen und Bürger des Bundes-
landes vor erhebliche Schwierigkei
ten. Denn gerade das Internet bildet 
die Grundlage für neue, innovative 
Dienste in Bereichen wie E-Govern-
ment, E-Health oder E-Learning, von 
deren Nutzung wiederum insbeson-
dere ländliche Räume profitieren sol
len. Auch um die wirtschaftliche Leis
tungsfähigkeit des Bundeslandes zu 
erhalten und zu steigern, ist eine sta
bile, flächendeckende Breitbandver-
sorgung unabdingbar, gilt es doch 
u. a., Deutschlands beliebtestes Ur-
laubsland zu bleiben.

Lokalisierung der weißen Flecken
Als IT-Dienstleister der Landesver-
waltung von Mecklenburg-Vorpom-
mern ist es deshalb ein besonderes 
Anliegen des DVZ, die von der Bun-
desregierung formulierten Ziele zur 
Lückenschließung und zum Ausbau 

hochleistungsfähiger Anschlüsse zu 
unterstützen. Als Gründungs- und 
Vorstandsmitglied der Initiative D21 
werden wir unser starkes Engagement 
im Rahmen der Deutschen Breitband
initiative fortsetzen, die sich für eine  
prosperierende Wissens- und Infor
mationsgesellschaft einsetzt. So hat 
das Bundesland einen Breitbandatlas 
für Mecklenburg-Vorpommern erstellt, 
um die weißen Flecken zu lokalisieren 
und die genauen Bedarfe zu ermit-
teln. Auf dieser Grundlage wird – mit 
politischer Unterstützung des Minis
teriums für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus Mecklenburg-Vorpommern 
– der Ausbau der Landesinfrastruktur 
zur kommerziellen Nutzung im Sinne 
der Deutschen Breitbandinitiative ef-
fektiv vorangetrieben. 

35 Prozent digitale Außenseiter
Wie wichtig die Grundvoraussetzung 
eines barrierefreien Zugangs ist, zeigt 
nicht zuletzt der (N)ONLINER Atlas 
der Initiative D21, der seit 2001 die 
Nutzung des Internets dokumentiert. 
So nehmen etwa 70 Prozent der Be-
völkerung ab 14 Jahren das Medium 
in Anspruch, Tendenz weiter steigend. 
Dabei erweist sich vor dem Hinter-
grund datenintensiver, multimedialer 
Inhalte ein breitbandiger Zugang auf 
Dienste des Internets in der Regel 
als notwendig. Dazu hinterfragt die 
Studie „Digitale Gesellschaft“ der 
Initiative D21 kritisch, inwiefern Com

puter und Internet wirklich in das 
tägliche Leben der Bürgerinnen und 
Bürger eingebunden sind und die 
Bevölkerung die damit verbundenen 
Möglichkeiten tatsächlich nutzt. Und 
so überrascht es, dass 35 Prozent 
als „digitale Außenseiter“ so gut wie 
gar nicht an der digitalen Gesell-
schaft teilnehmen. Weitere 30 Pro-
zent sind „Gelegenheitsnutzer“, die 
der Digitalisierung eher passiv ge-
genüberstehen. Somit sind nicht nur 
Hardwareausstattung und Zugangs-
möglichkeiten künftig entscheidend, 
sondern auch Kompetenz, Wissen 
und Nutzungsintensität.

Gezielte und nachhaltige Maßnahmen
Gemeinsam mit der Initiative D21 
begleitet und forciert das DVZ ent-
sprechende Aufbauprozesse durch 
die Bereitstellung des dafür benötig
ten Wissens, z. B. zu Themen wie 
Netz- und Datensicherheit oder durch 
umfassende Online-Dienste und Qua
lifizierungen. Dank der Mitgliedschaft 
in der Initiative können wir die Mehr-
werte der bundesweiten Aktivitäten 
und Studien auf lokal-politischer Ebe
ne positionieren und die Landesregie-
rung und Unternehmen Mecklenburg- 
Vorpommerns bei der Umsetzung be
raten und unterstützen. Denn nur 
durch gezielte, nachhaltige Maßnah-
men lassen sich die prozentualen 
Verhältnisse zugunsten einer wahren 
digitalen Gesellschaft verändern so-
wie das Vertrauen in digitale Tech-
niken und Angebote erhalten. n
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„Wo bitte ist mein WLAN-Kabel?“

Der gängige Witz, dass jemand das Kabel für sein drahtloses 
Netzwerk sucht, illustriert sehr schön die Lage vieler Nutzer, die 
ihre vernetzten IT-Systeme alleine nicht mehr technisch handha-
ben können. Die Folge sind oft vernachlässigte Sicherheitsmaß-
nahmen, fehlender Virenschutz, ungeschützte Netzwerke oder 
Datenverlust durch Vernachlässigung der vorbeugenden Wartung. 

Der Bedarf an Fachkräften, die als 
PC-Techniker im Nutzerservice, im IT-
Vertrieb, in IT-Projekten und System
häusern qualifiziert unterstützen kön
nen, ist groß. Die dafür erforderlichen 
Qualifikationen liegen unterhalb der 
Kenntnisse, die ein IT-Spezialist im 
Kernbereich der IT-Berufe mitbringen 
muss, aber deutlich über dem, was 
der PC-Nutzer wissen muss, um sei-
ne Anwenderprogramme effizient zu 
nutzen. 

Europäischer Computerführerschein
Als Standard für die Anwender von 
PC-Anwenderprogrammen hat sich 
weltweit der Europäische Computer-
führerschein ECDL durchgesetzt (au-
ßerhalb Europas firmiert er als Inter-
national Computer Driving License, 
kurz ICDL). Um dem wachsenden Be
darf an Fachkräften im Bereich Hard- 
und Softwaretechnik zu begegnen, 
hat die Dienstleistungsgesellschaft 
für Informatik, die auch für den ECDL 
in Deutschland die verantwortliche 
Zertifizierungsstelle ist, die Zertifizie
rung IT TECH entwickelt. 

Die Zertifizierung IT TECH der DLGI 
bescheinigt, dass der Absolvent über 
die Kenntnisse und praxisbezogenen 
Fertigkeiten verfügt, die PC-Techniker 
im Nutzerservice, im IT-Vertrieb, in IT- 
Projekten und Systemhäusern benö
tigen. Die Anforderungen sind am IT 
Essentials Programm der Cisco Net-

working Academy orientiert, einer 
gemeinnützigen Initiative. Die erfolg
reichen Absolventen der IT TECH Prü-
fungen verfügen über umfassende 
Kenntnisse der PC Hard- und Soft-
ware. Sie sind in der Lage, PC-Sys
teme und Netzwerke zu installieren, 
Fehler zu finden und zu beheben und 
dabei professionell und serviceori-
entiert auf den Kunden einzugehen. 

Der IT TECH ist eine ideale Ergän-
zungsqualifikation für Mitarbeiter 
von kleinen und mittelständischen 
Unternehmen, die keine eigene IT-
Abteilung unterhalten können, öffnet 
aber auch die Türen für eine Vielzahl 
von Tätigkeitsbereichen in der IT-In
dustrie und ist ein erster Schritt zu 
einer erfolgreichen Laufbahn als Spe
zialist der Informationstechnologie.

Absolvierung im Zwei-Stufen-Modell
Der IT TECH ist in zwei Stufen zu ab-
solvieren. Nach dem Grundlagenteil 
(Fundamentals) ist eine erste Prü-
fung abzulegen. Ist sie bestanden, 
wird das Zertifikat IT TECH Funda
mentals erteilt. Nach dem Vertie
fungsteil (Advanced) mit einer an- 
schließenden Prüfung wird das Zerti-
fikat IT TECH Advanced erteilt.

Der Syllabus des IT TECH mit den bei
den Qualifikationsstufen Fundamen-
tals und Advanced umfasst insge-
samt 16 Themenbereiche, darunter 

Personal Computer, Sicherheitsmaß-
nahmen, Werkzeuge und Hilfsmittel, 
Computermontage, vorbeugende In-
standhaltung und Problembehebung, 
Betriebssysteme, Laptops und trag-
bare Geräte, Netzwerk, Drucker und 
Scanner sowie Kommunikation mit 
Kunden.

Vorstellung auf der DIDACTA
Der IT TECH wurde auf der DIDACTA 
2010 in Köln von DLGI und Cisco, 
unter der Beteiligung des Bundes-
instituts für Berufsbildung, des BDA 
und der Initiative D21, vorgestellt. Im 
Rahmen der Veranstaltung konnte 
den ersten 15 Absolventinnen und 
Absolventen, die an den beiden Vor
reiterschulen – dem Berufskolleg 
Stadtmitte in Mülheim an der Ruhr 
und der Realschule Broich – ihre Prü-
fungen absolviert hatten, ihr Zertifi-
kat überreicht werden.

Der IT TECH bietet – ähnlich wie der 
ECDL – eine Querschnittsqualifikati-
on, die für viele Berufe eine wichtige 
Grundkompetenz darstellt. Wie heute 
kein Büroberuf ohne Computer denk-
bar ist, gibt es kaum noch einen ge-
werblich-technischen Beruf, in dem 
nicht Hard- und Softwaretechniken 
eine entscheidende Rolle spielen. n
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Elektronische Gewerbemeldung bringt  
weniger Bürokratie

Wer heute in Deutschland ein Unternehmen gründen will, braucht 
neben einer guten Geschäftsidee viel Zeit und Nerven. Deutsch-
land ist kein Gründerland. Leider. Doch wir brauchen Gründer, 
mehr als bisher, damit Wettbewerb und Innovationen vorankom-
men und die Chancen für Wachstum und Beschäftigung steigen. 

Zunächst muss der Gründer das Ge-
werbe bei seiner Gemeinde anmel-
den. Für den formalen Akt der Unter-
nehmensgründung sind oft weitere 
Behördengänge und die Erfüllung von 
bis zu 24 Informationspflichten nötig, 
etwa bei Sozialversicherungsträgern 
oder dem Finanzamt. Aufwändiger 
wird der Vorgang noch, wenn der 
Existenzgründer schon zum Start den 
Eintrag ins Handelsregister will.

Mit einer elektronischen Gewerbe
meldung und einer medienbruchfrei
en Vernetzung aller Behörden mit 
wirtschaftsrelevanten Aufgaben wür-
de der Staat vielen Gründern den Weg 
in die Selbstständigkeit erleichtern. 
Der Papierkrieg kostet Existenzgrün-
der pro Jahr rund 380 Millionen Euro, 
wie das Statistische Bundesamt er
rechnet hat. Und auch auf Seiten der 
Behörden geht der dort veranstalte-
te Papierkrieg ins Geld, finanziert 
vom Steuerzahler. Diese Argumente 
sollten die Politik in Berlin und in den 
Ländern bewegen, abgestimmt und 
einheitlich die Rahmenbedingungen 
für eine elektronische Gewerbean-
meldung zu schaffen. 

Vorbild für das ganze Land
Rheinland-Pfalz, Bayern und Ham-
burg haben schon erste Schritte 
unternommen. Dort können Exis
tenzgründer nach Beratung und In-
formationen zur Selbstständigkeit bei 

der Industrie- und Handelskammer 
(IHK) eine rechtsgültige Gewerbean-
zeige machen und sparen sich den 
zusätzlichen Gang zum Rathaus. Die
se Pilotprojekte können Vorbild für 
das ganze Land sein, da Deutsch-
lands Regierungen in Bund und Län
dern sowie seine Verwaltungen den 
Bürgern kundenfreundliche E-Govern
ment-Angebote machen müssen.  
Die Eröffnung der Möglichkeit einer 
elektronischen Abwicklung im Be-
reich der Gewerbemeldung und weite
rer administrativer Vorgänge wird von 
der Europäischen Dienstleistungs-
richtlinie (EU-DLR) vorgeschrieben.

Wenn ab November 2010 die ers
ten elektronischen Personalausweise 
ausgegeben werden, ist eine erste 
Voraussetzung dafür erfüllt. Damit 
gibt es endlich ein nutzbares Ver
fahren zur rechtsverbindlichen elek
tronischen Authentifizierung von Per- 
sonen. Zugleich brauchen wir bun-
deseinheitliche Regelungen zum Ein
satz des elektronischen Personal-
ausweises. Dazu müssen in Ämtern 
und Behörden die technischen Vo-
raussetzungen geschaffen werden, 
mit den elektronischen Personen-
daten überhaupt arbeiten zu kön-
nen. Ämter und Behörden arbeiten 
– teilweise auch innerhalb der ein-
zelnen Bundesländer – mit völlig un-
terschiedlichen IT-Systemen. Für die 
elektronischen Gewerbemeldungen 

wie für alle sinnvollen E-Government-
Projekte müssen elektronische Da-
ten durchgängig in allen zuständigen 
Stellen bearbeitet werden können. 

IHKs prädestiniert
Dies gilt insbesondere für Organisa-
tion, elektronische Weiterverarbeitung 
und Verwaltung der Gewerbemeldun
gen. Sinnvoll wären zentrale Anlauf- 
und Clearingstellen für Gründer und 
Unternehmen, die nicht nur Gewer-
beanzeigen rechtsverbindlich entge-
gennehmen und prüfen, sondern die 
nachgelagerten Meldepflichten elek-
tronisch abwickeln und übernehmen 
können. Mit jährlich über 300.000 
Kontakten zu Gründern sind die 80 
Industrie- und Handelskammern prä
destiniert, die Funktion dieser zen
tralen Anlaufstelle zu übernehmen. 
Mit der Übernahme der Funktion des 
einheitlichen Ansprechpartners nach 
den Vorgaben der EU-DLR haben viele 
IHKs bewiesen, dass sie solche fe-
derführenden Koordinationsaufgaben 
für Existenzgründer leisten können 
und wollen. Wer zum einheitlichen 
Ansprechpartner geht, bekommt seit 
28.12.2009 alle Antrags- und Ge-
nehmigungsverfahren in einer Hand 
koordiniert. Es geht es bei der Ein-
führung einer elektronischen Gewer
bemeldung nicht darum, Ämtern und 
Behörden Kompetenzen wegzuneh-
men. Diese blieben bei Anträgen und 
Genehmigungen unberührt. Es geht 
darum, die heute komplexen Pro-
zesse bei einer Unternehmensgrün-
dung zu verschlanken und E-Govern-
ment-fähig zu machen. Das spart Zeit 
und Geld und macht Deutschland zu 
einem noch attraktiveren und wirt-
schaftsfreundlicheren Standort. n
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Geodaten in Deutschland schnell und  
zentral suchen und finden 

Immer mehr Unternehmen aus den verschiedensten Branchen 
benötigen eine Vielzahl unterschiedlicher Internet gestützter 
Informationen über einen Ort, so genannte Geoinformationen, wie 
die Position denkmalgeschützter Häuser, Feuerwehrstationen oder 
Schulen. Um die Auffindbarkeit und den Zugang zu diesen öffent-
lichen Daten zu vereinfachen, wurde unter www.GeoMonitoring.org 
eine neue Informationsdrehscheibe für die Wirtschaft eingerichtet.

Die Zukunftsbranche Geoinformati-
onswirtschaft soll bedarfsorientiert 
gefördert werden. Die ortsgebunde
nen Informationen, die der Staat ge-
speichert hat, müssen dafür einfach 
und schnell recherchier- und bezieh-
bar sein. Langes Klicken im Internet, 
Wechsel von Portalen, Verlinkungen 
und unbefriedigende Metainformati-
onen müssen dafür der Vergangen-
heit angehören. Dabei spielt es kei-
ne Rolle, ob Geodaten der Bundes-, 
Landes- oder Kommunalverwaltung 
benötigt werden. Dies ist ein lang ge
hegter Wunsch der Wirtschaft. 

Das Recherche-Werkzeug
Im Rahmen der D21-Projektgruppe 
GeoInformationswirtschaft wurde der 
Gedanke eines GeoClearingNetzes 
Deutschland entwickelt und in das 
gleichnamige Leitprojekt der GIW-
Kommission eingebracht. Ziel ist es, 
die bereits existierenden Strukturen 
der Wirtschaft, des Bundes, der Län
der und der Kommunen aktiv zu 
verknüpfen. Die Überlegungen zum 
GeoClearingNetz fokussieren dabei 
ganz klar auf Verbesserungen der 
Bereitstellung staatlicher Geoinfor
mationen für die Wirtschaft. Ein 
großer Schritt dazu wurde dieses 
Jahr zur CeBIT getan. Die Kommis-
sion für Geoinformationswirtschaft 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
zeigt seither auf ihrer Plattform, was 
es wo in Deutschland an Web-Diens

ten gibt und von wem es unter wel-
chen Restriktionen bezogen werden 
kann – eine große Erleichterung für 
die Wirtschaft.

Das Monitoring-Werkzeug
Zeitgleich wird in dieser Anwendung 
kontinuierlich geprüft, wie zuverlässig 
der Web-Dienst zur Verfügung steht – 
eine wichtige Information sowohl für 
die Bereitsteller als auch für die Nut-
zer, denn schließlich möchte jeder 
Kunde gerne wissen, wie viel Prozent 
Leistung er tatsächlich bekommt. 
Deutschlandweit wurden die freien 
Web-Dienste der öffentlichen Hand 
recherchiert. Viele Internetadressen 
zu den Web-Diensten stammen von 
den Koordinierungsstellen der Länder 
und des Bundes, die für die Umsetzung 
der europäischen INSPIRE-Richtlinie  
in Deutschland verantwortlich zeich-
nen. Wieder einmal ein schönes Bei
spiel für das gut funktionierende Pub
lic Private Partnership im deutschen 
GeoBusiness. 

Der Mehrwert
Die großen Vorteile von Online-Web-
Diensten liegen auf der Hand: Aktu-
alität und Zugriff rund um die Uhr. 
Oft stellt sich jedoch die Frage: Wo 
kann ich was wie finden? Die neue 
Informations-Plattform bietet dem 
Nutzer von Web-Diensten die Suche 
nach Stichworten, in Themengebie-
ten, nach Behörden, nach Postleit-

zahlen oder Verwaltungseinheiten. 
Mitgeliefert werden Informationen 
zu Ansprechpartnern und Lizenzbe-
dingungen – immer soweit der Web-
Dienst es auch mitliefert. Ein Ansporn 
für Bereitsteller, ihre Web-Dienste 
Standard konform aufzusetzen und 
mit vollständigen Informationen zu 
befüllen. Der Mehrwert besteht im 
schnellen Zugriff mit Bildvorschau 
und Kontaktdaten – eine One-Stop-
Info zu Web-Diensten der öffentli
chen Hand. Ziel ist es, öffentliche 
Geoinformationen mit einfachsten 
Mitteln auffindbar und beziehbar zu 
machen. Eine moderne Plattform für 
staatliche Geoinformationen wurde 
Realität.

Der nächste Schritt
Im nächsten Schritt ist geplant, den 
Datenbereitstellern die Möglichkeit 
zu geben, selber ihre eigenen Web-
Dienste zu registrieren. Der Bereit-
steller kann die Plattform nutzen, 
um seine eigenen Produkte auf Ver-
fügbarkeit und Stabilität zu prüfen. 
Zeitgleich bietet ihm die Plattform 
eine kostenlose Chance, seine Infor-
mationen einer breiten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Auch bisher 
geschützte Dienste mit besonderen 
Lizenz- oder Datenschutzbedingun
gen und Preismodellen sollen später 
gefunden werden können. 

Der Wirtschaft wird mit der Platt-
form www.GeoMonitoring.org ein ge
bündelter, einfacher und verlässli
cher Zugang zu Web-Diensten der 
öffentlichen Verwaltungen ermögli-
cht. Nun gilt es, parallel neue Wege 
in den Themenbereichen Lizenzen, 
Preise, Datenschutz und Wertschöp-
fungsstufe einzuschlagen. n

Dr. Jörg Reichling
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Soziale Netzwerke verändern die  
(Internet-)Gesellschaft

Das Internet hat die Mediennutzung und damit die Gesellschaft 
grundlegend verändert: Post abholen, Nachrichten lesen, Einkau-
fen gehen und gezielte Unterhaltung genießen – all dies geschieht 
zunehmend, teils sogar überwiegend, via Internet. Doch die noch 
recht jungen, aber gelernten Gewohnheiten der Webnutzung 
neigen sich schon jetzt dem Ende zu – Soziale Netzwerke dringen 
immer stärker in die (Internet-)Gesellschaft vor.

Wer liest noch Artikel auf klassi
schen Websites? Wer schreibt noch 
E-Mails? Ich! Sicher – „ich“, und da-
mit stellvertretend für Millionen an-
dere Internetnutzer, gehöre ja auch 
zu einer Generation, die mit dem In
ternet als fast schon Erwachsener 
groß geworden ist. Anders sieht es 
da bei den jüngeren Generationen 
aus! Hier findet ein Großteil des In-
ternetlebens in Sozialen Netzwerken 
wie Facebook, StudiVZ, Lokalisten, 
wer-kennt-wen, MySpace und Stay
friends statt – um nur einige zu nen-
nen. Anstatt nach dem Hochfahren 
des Rechners das E-Mail-Programm 
zu öffnen, steht erst einmal ein Blick 
in das „Postfach“ des meistgenutz
ten Social Networks an. Anstatt Web
sites nach Nachrichten abzusurfen, 
fällt der nächste Blick auf die neues
ten Kommentare und Postings der 
eigenen Social Community. Welche 
Themen sind gerade spannend? Wel
che Musik ist angesagt? Ein kurzer 
Chat innerhalb der Social Media-
Plattform mit ein paar Freunden und 
der erste Wissens- und Mitteilungs-
durst ist gestillt.

Unabhängig von Zeit und Ort
Apropos Rechner hochfahren – die
ses Phänomen aus der „Steinzeit“ 
der elektronischen Kommunikation 
ist natürlich längst überholt. Soziale 
Netzwerke sind immer dabei – in der 
Schule, auf der Arbeit, in der Bahn, 

im Kino, beim Einkaufen: unabhängig 
von Zeit und Ort per Mobiltelefon. Seit 
der „Generation iPhone“ erfährt die 
Kommunikation per Mobile Internet 
und über so genannte Mobile Apps, 
die fast jedes Soziale Netzwerk an-
bietet, geradezu einen Höhenflug. 
Von überall auf der Welt – Empfang 
vorausgesetzt – können so die eige-
nen Communities mit Infos versorgt 
werden, egal ob beruflich oder privat.

Aufbruch ins Social Web
Die Zeit, die von Millionen Nutzern 
weltweit in Sozialen Netzwerken ver- 
bracht wird, geht auf Kosten klas
sischer Medien wie Print, TV und Ra-
dio – aber auch zu Lasten der klas- 
sischen Nutzung des Internets. In
tensive Nutzer von Social Networks 
sind so immer schwerer von her- 
kömmlichen Online-Medien erreich-
bar. Da ist es nicht verwunderlich, 
dass zunehmend Webportale in die 
Sozialen Netzwerke vordringen, um 
dort Schlagzeilen, Artikel und Vi-
deos zu platzieren. Weiterhin kann 
jeder kommunizieren, publizieren,  
kommentieren – egal ob „Lieschen 
Müller“ oder ein großer Konzern. 
Das klassische Sender-Gatekeeper- 
Prinzip hat im Social Web ausge- 
dient. So ist ein Unternehmen nicht 
mehr darauf angewiesen, dass Re- 
daktionen zugespielte Information 
publizieren. Ebenfalls können Nutzer 
von Social Media Meinungen ver- 

öffentlichen, Medienberichte kom- 
mentieren oder einfach nur mit
teilen „was sie gerade so machen“. 
Suchmaschinen nehmen solche In-
halte mit Vorliebe auf, soweit dies 
gewünscht ist, wodurch zusätzlich 
Internetnutzer außerhalb von Social 
Networks erreicht werden.

Unternehmen müssen umdenken
Auch die Werbe- und Kommunika-
tionsbranche muss sich an die zu-
nehmend veränderten Nutzungsge-
wohnheiten im Internet anpassen: Für 
Unternehmen und Marken wird es 
immer wichtiger, was Social Commu-
nities von ihnen „denken“. Welche 
Produkte werden dort empfohlen? 
Welchen Ruf hat ein Unternehmen? 
Dabei lässt sich eine Social Com-
munity nicht lenken wie eine Marke-
tingkampagne. Versuche, Meinungen 
der Nutzer zu unterdrücken, richten 
in der Regel sogar mehr Schaden an 
als sie nützen.

Verflechtung mit der Gesellschaft
Die Verflechtung von Social Media mit 
der (Internet-)Gesellschaft ist unauf- 
haltbar. In den USA ist es im lokalen 
Umfeld schon jetzt normal, einfach 
auf der eigenen Pinnwand zu posten: 
„Heute um 20 Uhr Pizzaessen“. Und 
pünktlich stehen abends die Freunde 
vor der Tür. Dies ist in Deutschland 
noch kein Standard. Langfristig wird 
die Teilnahme in Social Networks 
aber auch hierzulande zur Pflicht, um 
nicht vom gesellschaftlichen Leben 
ausgeschlossen zu werden – eine 
Entwicklung, die in den USA schon 
jetzt bei Schülern und Studierenden 
zu beobachten ist. n

Ingo Notthoff
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Neue IKT-Technologien für die digitale  
Zukunft Deutschlands 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie fördert  
die Entwicklung und Anwendung moderner Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT), unterstützt den Mittelstand beim 
Einsatz der IKT und gestaltet die rechtlichen und technischen Rah-
menbedingungen. Gemeinsam mit der Initiative D21 arbeiten wir 
an IKT-Projekten und informieren in Veranstaltungen über Chancen 
und Risiken auf dem Weg in die digitale Zukunft Deutschlands. 

Normung und Standardisierung sind 
Themen, die in der globalen Welt des 
Internets zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Es wird wohl noch einige 
Zeit dauern, bis IT-Standards mit der 
gleichen Leidenschaft wie ein Tempo-
limit auf Autobahnen diskutiert wer
den. Das liegt vor allem daran, dass 
die Bedeutung von Standards noch 
unterschätzt wird und Begriffe wie 
Interoperabilität recht fremd klingen. 

Aber gerade Interoperabilität und Of
fenheit von IKT-Standards sind der 
Schlüssel für Wachstum und Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft, insbesondere der kleinen und 
mittleren Unternehmen. Hier nutzen 
wir die Möglichkeiten von D21. Im 
November letzten Jahres hat die In-
itiative D21 mit Unterstützung des 
BMWi und des Bundesinnenministe
riums einen Kongress zu E-Govern-
ment-Standards durchgeführt. Dabei 
stand der Erfahrungsaustausch über 
Fragen der Interoperabilität von Stan
dards für Wirtschaft und Verwaltung 
im Mittelpunkt.

Dank für Engagement und Unterstützung
Ein weiteres Beispiel für die gute Zu
sammenarbeit zwischen BMWi und 
D21 ist der Bereich Geoinformations
wirtschaft. Alleine das Wertschöp-
fungspotenzial staatlicher Geoinfor-
mationen wird auf mehrere Milliarden 
Euro geschätzt. Aus diesem Grund 

hat das BMWi die Kommission für 
Geoinformationswirtschaft (GIW-Kom-
mission) eingerichtet, mit der wir die 
verstärkte Nutzung der vorhandenen 
Daten erreichen wollen. Wir setzen 
dabei auf partnerschaftliche Projekte 
zwischen Wirtschaft und Verwaltung. 
Die Projektgruppe „Geoinformations-
wirtschaft“ der Initiative D21 ist von 
Beginn an ein sehr aktives Mitglied 
der Kommission für Geoinformations-
wirtschaft. Ich danke der D21 für ihr 
Engagement. 

Digitalisierung und Aufbereitung  
wertvoller Kulturgüter
Und drittens möchte ich der Initia-
tive D21 für die Unterstützung der 
von Bund, Ländern und Kommunen 
getragenen Initiative zum Aufbau ei-
ner Deutschen Digitalen Bibliothek 
(DDB) danken. Die vom Beauftrag-
ten der Bundesregierung für Kultur 
und Medien koordinierte Initiative hat 
nicht nur vom Engagement und der 
Fürsprache der D21 profitiert, son-
dern wird auch – und das kann man 
heute schon sagen – finanziell unter-
stützt werden. 

Das BMWi will mit dem Förderpro-
gramm THESEUS die technischen 
Voraussetzungen für die qualitativ 
hochwertige Digitalisierung und Auf
bereitung der Kulturgüter verbessern 
und damit einen wichtigen Beitrag 
zum Erfolg der DDB leisten. THESEUS 

ist Deutschlands größtes Forschungs-
projekt im Bereich IKT. Wissenschaft 
und Wirtschaft arbeiten dafür Hand 
in Hand. Es geht um die Bewältigung 
einer lawinenartig wachsenden Zahl 
an Informationen und deren Nutzung 
im Internet. Die Texte und Dateien 
werden digital verknüpft und dadurch 
besser zugänglich. 30.000 Bibliothe
ken, Museen oder Archive können da
von profitieren.

Deutschland unter den führenden  
IKT-Nationen
Die Initiative D21 trägt seit Jahren 
dazu bei, die Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die kleinen und mittleren 
Unternehmen vom Nutzen der mo-
dernen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien zu überzeugen 
– und das sehr erfolgreich. Auch 
dank D21 gehört Deutschland heute 
zu den führenden IKT-Nationen der 
Welt. Ich wünsche der Initiative D21 
weiterhin viel Erfolg. n

Hans-Joachim Otto, MdB
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Von der Informationsgesellschaft zur  
vernetzten Wissensgesellschaft

Die Bundesregierung wird bis zum Sommer 2010 eine neue IKT-
Strategie für die digitale Zukunft Deutschlands entwickeln. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) koordi-
niert diesen Prozess. Dabei setzen wir wie bisher auf eine gute Zu-
sammenarbeit mit der Initiative D21. Auch in diesem Jahr werden 
wir gemeinsam mit D21 wieder Projekte und Veranstaltungen zur 
Stärkung der Informationsgesellschaft durchführen. 

Auf der CeBIT 2010 im Frühjahr in 
Hannover habe ich gerne am Gipfel 
der Deutschen Breitbandinitiative, 
die maßgeblich von D21 getragen 
wird, teilgenommen. Dank des Enga
gements der Initiative D21, die seit 
vielen Jahren mit Partnern wie dem 
BMWi solche Veranstaltungen orga-
nisiert, sind wir in Deutschland beim 
Ausbau der schnellen Datenübertra-
gungsnetze ein großes Stück voran-
gekommen. 

Deutschland unter den führenden 
Nationen Europas
Deutschland gehört bereits heute 
beim Thema Breitband zu den füh-
renden Nationen in Europa. Sowohl 
der (N)ONLINER Atlas der Initiative 
D21 als auch der Monitoring-Report 
Deutschland Digital des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Tech-
nologie bestätigen dies. Mittlerweile 
haben gut 97 Prozent der Haushalte 
die Möglichkeit, eine Datenverbin-
dung mit einer Leistungsfähigkeit von 
mindestens 1 Mbit/s zu nutzen. Die 
Versorgungslage hat sich im letz-
ten Jahr insbesondere in den neuen 
Bundesländern erheblich verbessert. 
Dabei wurden natürlich nicht nur DSL-
Verbindungen, sondern auch Funk-
techniken mit einbezogen. 

Von der Versteigerung der Frequen
zen der so genannten digitalen Divi
dende verspreche ich mir eine rasche 

Schließung der noch bestehenden 
Lücken bei der Breitbandversorgung. 
Die zentrale Botschaft der Veranstal-
tung auf der diesjährigen CeBIT hat 
weiter Gültigkeit: Für den Breitband-
ausbau sind wir alle gemeinsam ver-
antwortlich, d. h. Unternehmen und 
Verbände wie D21, Landkreise und 
Gemeinden, Bund und Länder. 

Basis für intelligente Netze im Energie-, 
Verkehrs- oder Gesundheitsbereich
Langfristig wollen wir die Breitband-
netze auf Geschwindigkeiten von 
mehr als 100 Mbit/s aufrüsten. Das 
wird ein Schwerpunkt des neuen 
IKT-Programms der Bundesregierung 
sein, denn Breitband ist auch die Ba-
sis für intelligente Netze im Energie-, 
Verkehrs- oder Gesundheitsbereich, 
die wir in Deutschland brauchen, um 
international wettbewerbsfähig zu 
bleiben.

Der (N)ONLINER Atlas zeigt aber, 
dass knapp 30 Prozent der Deut-
schen das Internet noch nicht nut-
zen. Mit unserer Initiative „Internet 
erfahren“ wollen wir die Bevölke-
rungsgruppen erreichen, die bisher 
nicht im Netz sind. Nach dem Motto 
„Gemeinsam durchs Netz“ vermitteln 
Multiplikatorinnen und Multiplikato
ren aus dem Umfeld der Internet- 
neulinge einen qualifizierten Umgang 
mit dem Internet. So werden z. B. 
Patenschaften zwischen erfahrenen 

Nutzern und bisherigen Nichtnutzern 
gebildet. Die Patinnen und Paten be- 
richten in Weblogs über ihre Erfah-
rungen und machen diese so weiter 
bekannt. Mitglieder der Initiative D21 
sind uns hierbei wertvolle Partner. 

Gute Zusammenarbeit zwischen Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft
Die Initiative D21 ist seit mehr als 
zehn Jahren ein stets verlässlicher 
Partner der Politik. Diese gute Zu-
sammenarbeit zwischen Politik, Wirt
schaft und Wissenschaft wollen wir 
weiter stärken und so den Wandel 
von der Informationsgesellschaft zur 
vernetzten Wissensgesellschaft aktiv 
gestalten. Ich wünsche der Initiative 
D21 weiter viel Erfolg. n
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Die Chancen der Informationsgesellschaft

Erstmals enthält ein Koalitionsvertrag auf Bundesebene ein eige-
nes Kapitel zur Informationsgesellschaft. Für die meisten Men-
schen gehört die Nutzung neuer Medien längst zum Alltag. Es ist 
daher richtig und notwendig, dass die christlich-liberale Koalition 
das Internet und neue Medien als integralen Bestandteil der Ge-
sellschaft versteht.

Neue Medien haben im Leben vieler 
Menschen längst ihren Platz gefun-
den. Wir halten per Mail Kontakt zu 
Freunden, kaufen online ein, wickeln 
Bankgeschäfte ab, informieren uns 
in elektronischen Medien, tauschen 
Informationen aus. Mit dem Web 2.0 
und insbesondere sozialen Netzwer-
ken haben die neuen Medien sich 
zu einem gesellschaftlichen Forum 
entwickelt, in dem das ganz normale 
Leben virtuell stattfindet. 

Erschließung neuer Märkte
Dabei bergen neue Medien zugleich 
ein erhebliches wirtschaftliches Po-
tential. Online-Handel und Dienstleis
tungen, aber auch die generelle Mög
lichkeit, Geschäftskontakte weltweit 
per Mausklick zu schließen und zu 
pflegen, bieten Unternehmen Chan
cen für die Erschließung neuer Märk
te. Gerade in der Informationsgesell-
schaft ist der Zugang zu Wissen von 
entscheidender Bedeutung. Auch für 
die Demokratie und die Beteiligung 
an ihren Meinungsbildungsprozessen 
bieten die neuen Medien neue Chan
cen. Nicht zuletzt der Internet-Wahl-
kampf des US-Präsidenten Barack 
Obama hat hier wegweisende Impul
se auch für Deutschland gebracht. 

Als das Internet noch in den Kinder-
schuhen steckte, reichte der Verweis 
auf die Netiquette aus, um an die 
geltenden Regeln zu erinnern. Nun, 

da das Internet nicht mehr nur von 
einer kleinen, eingeschworenen Ge-
meinschaft von Computer- und Tech-
nikexperten genutzt wird, ist längst 
klar, dass Recht und Gesetz auch 
hier gelten. Das Internet ist kein Mi
krokosmos, in dem andere Regeln 
gelten, sondern Teil des Alltags, in 
dem rechtsstaatliche Normen ihre 
Gültigkeit haben und auch durchge
setzt werden müssen. Dies gilt na-
türlich genauso für rechtsstaatliche 
Garantien. Grundrechte haben im In- 
ternet ebenso Gültigkeit, die Ach-
tung der Freiheit der Menschen muss 
hier genauso gelten, die Regeln der 
Verhältnismäßigkeit bei Gefahrenab
wehr und Strafverfolgung müssen an- 
gewandt werden. Das gilt für den Da
tenschutz ebenso wie für Meinungs
freiheit, Informations- oder Telekom
munikationsfreiheit, um nur einige zu 
nennen. 

Datenschutz: modern und technikfest
Daher muss in der notwendigen De-
batte um Sicherheit im Internet im 
Vordergrund stehen, effektiv und 
rechtsstaatlich Kriminalität zu ver-
folgen, statt immer mehr Eingriffsbe-
fugnisse zu schaffen. Internetstreifen 
der Polizei, Schwerpunktstaatsanwalt-
schaften, bei denen die IT-Kompe-
tenz in der Strafverfolgung gebündelt 
wird, und Internetwachen der Polizei, 
bei denen online Anzeige erstattet 
werden kann, sind einige Bausteine, 

die die Rechtsdurchsetzung im Inter-
net verbessern können. Der falsche 
Weg ist, die Möglichkeiten der neu-
en Medien vor allem darin zu sehen, 
die Menschen in einer Weise um-
fassend zu überwachen, die offline 
nicht denkbar wäre. Zur Sicherheit im 
Internet gehört unabdingbar der Da-
tenschutz. Ein modernes und tech-
nikfestes Datenschutzrecht steht auf 
der Agenda der christlich-liberalen 
Koalition. Ebenso soll eine Stiftung 
Datenschutz einerseits Gütesiegel 
für besonders datenschutzfreundli
che Technik vergeben und zugleich 
durch Aufklärung den Selbstdaten-
schutz unterstützen. 

Neue Medien bieten auch Chancen für 
einen bürgernäheren Staat. Nicht nur 
durch die Möglichkeiten demokrati
scher Beteiligung, sondern durch E-
Government kann der Staat die neuen  
Medien zum Vorteil der Bürgerinnen 
und Bürger einsetzen. Die Schaffung  
rechtssicherer Kommunikationsmög
lichkeiten mit der Verwaltung zur elek-
tronischen Bearbeitung von Anträgen 
hat daher einen hohen Stellenwert. 
Hier muss auf die am Markt entwi-
ckelten Lösungen gesetzt werden, um 
den Menschen die Möglichkeit zu ge-
ben, an E-Government teilzunehmen. 
Datensicherheit muss zudem bei al-
len E-Government-Anwendungen im 
Vordergrund stehen.

Die FDP wird in der christlich-libe-
ralen Koalition ihrer Linie treu bleiben 
und sich für eine Politik einsetzen, die 
auf die Chancen der Informationsge-
sellschaft baut. Dabei freue ich mich 
auf die Anstöße der Initiative D21, 
die gewiss auch in Zukunft die Politik 
stets konstruktiv begleiten wird. n
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Wandel und Krise zwingen Deutschland  
zur Transformation

Unser Land hat durch politische Entwicklungen wie die Wiederver-
einigung und die europäische Integration fundamentale struktu-
relle Veränderungen erfahren. Phänomene wie die Globalisierung, 
der demografische Wandel sowie die zunehmende Bedeutung 
von Internet und digitalen Technologien stellen Deutschland als 
Industriestandort und Zivilgesellschaft vor fundamentale Heraus-
forderungen. 

Hinzu kommen die Folgen der Wirt-
schafts- und Finanzkrise, die Bürger, 
Unternehmen und Staat noch für lan- 
ge Zeit beschäftigen werden. Insbe- 
sondere die öffentliche Hand sieht 
sich einer Herkulesaufgabe ausge-
setzt: Einerseits muss sie den stei-
genden Anforderungen von Bürgern 
und Wirtschaft gerecht werden, an- 
dererseits ist sie gezwungen, in den 
nächsten Jahren ihre Ausgaben nach- 
haltig zu reduzieren. Wenn das Schul- 
denproblem nicht gelöst wird, werden 
Staaten entweder nicht mehr in der 
Lage sein, ihre Schulden zurückzuzah-
len oder die Druckerpresse anwerfen 
und eine Hyperinflation auslösen.

Transformation der Verwaltung jetzt
Die Anforderungen an staatliche Leis
tungsfähigkeit sind gewaltig: Wir be- 
nötigen ein deutlich leistungsfähige
res Bildungssystem und darüber hi- 
naus eine Praxis des lebenslangen 
Lernens. Wir erwarten heute und in 
Zukunft leistungsfähige, aber bezahl- 
bare Systeme der sozialen Sicherung, 
Gesundheitsversorgung und Alters
vorsorge. Und wir brauchen genügend 
qualifizierte Arbeitsplätze, um unser 
Land wettbewerbsfähig zu halten und 
Menschen ein selbstbestimmtes Le-
ben zu ermöglichen. Die Lösung die-
ser komplexen Aufgaben wird ganz 
entscheidend dazu beitragen, ob es in 
unserem Gemeinwesen auch künftig 
eine verlässliche Grundlage für Ver-

trauen und Zusammenhalt gibt und 
wir als Standort für Menschen und 
Unternehmen attraktiv bleiben.

Diese Rahmenbedingungen zwingen 
den Staat, die öffentliche Verwaltung 
grundlegend neu zu orientieren. Bis-
lang spielt sich Verwaltungsmoder- 
nisierung in zahlreichen inkrementel
len Einzelmaßnahmen und Program
men ab. Einzelne Methoden, Vorge- 
hensweisen und Reformziele werden 
zu isoliert angegangen. Die Finanz- 
krise, die jetzt auch den Staat und 
seine Institutionen einholt, erfordert  
eine grundlegende Transformation 
der öffentlichen Verwaltung. Diese 
wird nur gelingen, wenn alle Ebenen 
horizontal und vertikal zusammen-
wirken, um die Qualität, Transparenz 
und Bürgernähe öffentlicher Leistun
gen zu steigern und gleichzeitig deren 
Kosten drastisch zu senken. Transfor-
mation bedarf konsequenter Gover-
nance und strikter Orientierung an 
Wirtschaftlichkeit. Die Kernfrage lau-
tet, wie es unter diesen Prämissen 
gelingen kann, einen umfassenden 
und nachhaltigen Transformations-
prozess zu starten, umzusetzen und 
zu steuern.

Die Chancen der digitalen Gesellschaft
Transformation bedeutet konkret: Ver
waltungen werden neue Wege gehen 
müssen, um ihre Strukturen und Ar-
beitsabläufe grundlegend effizienter 

zu gestalten und den Bürgern neue 
Kommunikations- und Kollaborati-
onsmöglichkeiten zu eröffnen. Sie 
werden ihre Leistungen an der Frage 
ausrichten, welche und wie viele der 
bisherigen öffentlichen Aufgaben 
noch von Verwaltungen direkt erle-
digt werden müssen. Hierbei werden 
Modelle wie Shared Services, PPP 
und Outsourcing ebenso eine Rolle 
spielen wie die direkte Beteiligung 
der Bürger. Transparenz über Qualität 
und Kosten öffentlicher Leistungen 
zu schaffen wird ein Grundsatz sein, 
den sich künftig jeder Verwaltungs- 
bereich, egal auf welcher Ebene, 
zu eigen machen muss. Neue Ar-
beitsweisen, neue Formen der Ko- 
operation und neues Denken in 
Wirtschaftlichkeit erfordern entspre
chend qualifizierte Mitarbeiter. Die 
öffentliche Hand wird sich, wie es in 
der Privatwirtschaft gang und gebe 
ist, neue Methoden der Talentgewin- 
nung und Personalführung zu eigen 
machen, um als Arbeitgeber attrak- 
tiv zu bleiben und den steigenden 
Herausforderungen der Menschen in 
ihren Rollen als Bürger, Steuerzahler 
und Kunden gerecht zu werden. 

Digitale Technologien werden im Zu-
sammenhang dieses umfangreichen 
Transformationsprozesses eine wich
tige Rolle spielen: Es wird u. a. um die 
Fähigkeit gehen, im gesellschaftlich 
akzeptierten Umfang Daten sicher zu 
erheben, diese sinnvoll zu verarbei-
ten, auszuwerten und für Bürger und 
Unternehmen verfügbar zu machen. 
Der innovative, intelligente und ver-
antwortungsbewusste Umgang mit 
Daten wird mit darüber entscheiden, 
wie wettbewerbsfähig und lebens-
wert unser Land in Zukunft ist. n
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Können wir in Deutschland die Zukunft  
mitgestalten?

Die Welt ist klein und wächst täglich mehr zusammen. Wir wissen 
heute in Sekundenschnelle, wenn etwas in fernen Ländern gesche-
hen ist. Umgekehrt weiß die Welt, was in Deutschland geschieht: 
politisch, kulturell, gesellschaftlich, wirtschaftlich und sportlich. 
Das Wissen der Welt ist nur einen Klick entfernt, denn wir haben 
das Internet stets in der Tasche. 

Wir sind mobil und online verbun-
den mit Menschen anderer Kulturen 
und Religionen, moralischer und 
ethischer Vorstellungen, anderer Ge-
setze, politischer und gesellschaft-
licher Lebensumstände, anderer fi
nanzieller Möglichkeiten und sozialer 
Absicherungen. Gleichzeitig steht die 
Welt vor gewaltigen wirtschaftlichen 
Entwicklungen: Einerseits gibt es Re-
gionen, in denen enormes Wachstum 
generiert wird, das den Menschen 
dort vermehrt Wohlstand und Bildung 
bringt, aber auch den Bedarf an En-
ergie und Rohstoffen erhöht. Auf der 
anderen Seite stehen Regionen wie 
Westeuropa, die zwar hoch entwickelt 
sind, deren Bewohner mit guter sozi-
aler Absicherung in Wohlstand leben 
und über den Zugang zu einem breit-
gefächerten Bildungsangebot verfü
gen, deren wirtschaftliches Wachs-
tum aber weitgehend stagniert.

Wo steht Deutschland?
Bis zum letzten Jahr war Deutsch-
land Exportweltmeister, nun ist es 
China. Im europaweiten Bildungsver
gleich schneiden deutsche Schüler 
alles andere als gut ab. Blicken wir 
auf das Ranking der weltweit be-
sten Universitäten, so finden wir dort 
nur wenige deutsche. Innovationen 
kommen vermehrt aus den neuen 
Wachstumsmärkten. In Ländern wie 
China fördert der Staat massiv Inno-
vations- und Fokus-Projekte. 

Deutschland ist ein Land der Inge-
nieure und hat viele Ideen geboren, 
die um die Welt gegangen sind. Der 
Durchbruch in der Telekommunika-
tion etwa ist eine europäische Er-
folgsgeschichte, die mit dem GSM-
Standard angefangen hat und heute 
in der vierten Generation Milliarden 
Menschen verbindet. Damit wir in 
Deutschland nicht nur von den Erfol-
gen der Vergangenheit zehren, müs-
sen wir die Zukunft im Blick haben. 

Was kann Deutschland tun? 
Zunächst einmal müssen wir akzep
tieren, dass der Fortschritt nicht mehr 
im Wesentlichen von den Industrie-
nationen ausgeht. Wir tun gut da-
ran, die Entwicklungen in anderen 
Volkswirtschaften aktiv zu begleiten, 
den direkten Austausch auf politi
scher und wirtschaftlicher Ebene zu 
forcieren und Partnerschaften zu bil
den. Als Nation können wir schon 
rein zahlenmäßig nicht mit der Inge-
nieursmacht aus Indien oder China 
mithalten, vom Kostenansatz ganz 
zu schweigen. Die Greencard für IT-
Experten, die gerade zehn Jahre alt 
geworden ist, war eine sinnvolle 
Maßnahme, rund 33.000 Arbeits-
erlaubnisse wurden bisher erteilt. 
Doch der Expertenmangel ist auch 
heute noch ein Problem. Wir sollten 
mit Spitzenuniversitäten, einem ho-
hen Bildungsniveau, stabilen poli-
tischen Verhältnissen und einer her-

vorragenden Infrastruktur punkten. 
Für mich sind folgende Punkte wich-
tig: Bei der Infrastruktur sind die Ziele 
des Konjunkturpakets II ein guter 
Ansatz, den es jetzt konsequent um-
zusetzen gilt! Beim Thema Bildung 
haben wir noch einen längeren Weg 
vor uns: In den Schulen müssen mo-
dernste Technologien eingesetzt und 
deren Nutzung, auch unter Einbin
dung von Unternehmen, stärker ge
fördert werden. Wir müssen für bes-
sere Investitionsbedingungen sorgen 
und eine drohende Kreditklemme 
verhindern, damit auch junge Un-
ternehmen mit frischen Ideen eine 
Zukunftschance haben.

Die Hochschulen in Deutschland 
müssen für ausländische Spitzen-
professoren attraktiver werden und 
unsere Professoren müssen inter-
national stärker anerkannt werden, 
damit sie von ausländischen Univer-
sitäten angefragt werden. Dann kön-
nen wir auch leichter hervorragende 
Studenten aus dem Ausland anzie-
hen – immerhin ist Deutschland mit 
der entsprechenden Infrastruktur ein 
guter Platz zum Leben. Gleichsam 
ließe sich so der Fachkräftemangel 
reduzieren. 

Bildung ist die Basis für Innovationen 
Mit einem innovationsfreudigen Ar-
beitsklima, den nötigen Fachkräf-
ten, der entsprechenden staatlichen 
Förderung und der nachhaltigen In
novationspolitik der Unternehmen 
können wir es schaffen, auch wei-
terhin neue Produkte und Lösungen 
in Deutschland zu entwickeln, ein-
zusetzen und erfolgreich weltweit zu 
vermarkten! n
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Mit Clusterpolitik den Standort  
Deutschland stärken

Innovationskraft ist ein entscheidender Standortfaktor, und 
Effizienz ist der Schlüssel, um im globalen Wettbewerbsdruck 
zu bestehen. Effizienz erreicht man durch Skalenerträge mittels 
Größe, Kooperation und Partnerschaften, aber auch durch Pro
zesseffizienz. Globale Partnerschaften und lokale Cluster schaffen 
langfristige Wettbewerbsvorteile und somit Wirtschaftswachstum 
und Wohlstand. 

Lokale Cluster sind mehr als die 
Summe ihrer Einzelteile. Aber sie 
werden erst real, wenn man konkrete 
gemeinsame Projekte hat, sich ver
netzt und miteinander agiert. Clus
ter bedeuten kurze Wege, intensive 
Kommunikation sowie Effizienz und 
Schnelligkeit. Neue Trends und For-
schungsergebnisse werden schnel-
ler in Geschäft umgesetzt, Doppel-
forschungen werden reduziert. Nur 
wer schneller Forschungsergebnisse 
erfolgreich am Markt etablieren kann, 
wird Wachstum und Beschäftigung 
nachhaltig sichern. Da besteht in 
Deutschland grundsätzlich Nachhol
bedarf. Wir wissen zwar, wie man 
aus Geld Wissen macht, wir müssen 
das Wissen aber auch wieder zu 
Geld machen. Erfolgreiche Cluster 
schaffen das. Sie bilden einen Brü-
ckenschlag zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft und sind somit in-
dustrielle Kristallisationszentren und 
Innovationsmotoren. 

Cluster brauchen Mittelständler und 
Startups, sie benötigen aber auch 
Global Player als Lokomotiven. Denn 
ohne Global Player können die klei
neren Partner im Cluster nicht wach
sen. Sie können Forschungsergeb-
nisse nur schwer in internationale 
Markterfolge umwandeln. Ein Berufs
leben reicht nicht mehr aus, damit 
sich ein Mittelständler alleine inter
nationale Relevanz verschaffen kann. 

Im Verbund mit größeren Unterneh
men geht das leichter und viel schnel
ler. Mittelständler profitieren von der 
Wirkungskraft der „Großen“. Und die
se profitieren wiederum von der Flex
ibilität der „Kleinen“. 

Raum für Neues
Cluster schaffen auch Raum für Neu
es. Mobilität und Gründungsaktivi-
täten sind in Clustern enorm hoch, 
so bspw. im Silicon Valley. Dort gibt es 
Ideen, Forschung, Dienstleistungen, 
Fachkräfte und Venture Capital spe-
ziell für den IT- und Softwarebereich 
auf engstem Raum. Einem Investor, 
der in Silicon Valley sitzt, muss man 
die Bedeutung von IT nicht erst er-
klären. Mit einer guten Idee und dem 
entsprechenden Business Plan be-
kommt man das notwendige Venture 
Capital, das einem woanders mög-
licherweise verwehrt bleibt. Google, 
Yahoo oder Facebook sind nicht zu-
fällig dort entstanden. Unternehmen 
können schnell und nachhaltig eine 
kritische Größe erlangen. 

Der Software-Cluster „Softwareinno
vationen für das digitale Unterneh-
men“ wird in Deutschland eine ähn
liche Rolle einnehmen. Er gilt als 
Silicon Valley Europas. Die wichtigs
ten deutschen Softwarefirmen und 
Wissenschaftseinrichtungen sind da
rin Akteure. Zentrales Ziel ist es, die 
Transformation hin zu vollständig di-

gitalen Unternehmen zu ermöglichen. 
Außerdem sollen in den nächsten 
fünf Jahren zusätzlich 5.000 Fach-
kräfte ausgebildet und mindestens 
300 Millionen Euro in der Clusterre-
gion investiert werden. Die Partner 
möchten Europas größten Software-
Cluster zu einem Technologiezen-
trum von globaler Bedeutung weiter-
entwickeln. 

So wird auch die deutsche Software-
Industrie und gleichzeitig der Stand-
ort Deutschland gestärkt. Alleine 
diese Industrie, die als Querschnitts
technologie für die Wettbewerbsfä-
higkeit unserer Volkswirtschaft von 
essentieller Bedeutung ist, soll nach 
Schätzungen des Prognos-Instituts 
bis 2030 über 400.000 neue Ar-
beitsplätze in Deutschland schaffen.

Vorhandenes Potential nutzen
Das alles zeigt: Clusterförderung ist 
die richtige Methode, den Innovati-
onsstandort Deutschland zu stär-
ken. Nur wenn wir die Wachstumsin-
dustrien stärken, können wir unsere 
Wettbewerbsposition und somit un-
seren Wohlstand erhalten. Wenn die 
High-Tech Berufe nach Westen (USA) 
auswandern und die Programmierar-
beiten nach Osten, so ist es um die 
Innovationsfähigkeit im Lande nicht 
gut bestellt. Die verbleibende Mit-
telschicht reicht als Wertschöpfung 
nicht aus, um unsere Position als 
Exportweltmeister zurückzugewinnen 
und zu erhalten.

Wir sind noch nicht am Ziel. Unsere 
Cluster sind im internationalen Ver-
gleich immer noch zu klein. Die Po-
tentiale sind da, wir müssen sie nur 
nutzen. n
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Digitale Gesellschaft:  
Deutlicher Handlungsbedarf in Deutschland

Internet und Informationstechnologie stellen zweifellos die Basis-
technologien einer modernen, zukunftsfähigen Gesellschaft dar. 
Der (N)ONLINER Atlas der Initiative D21 in Zusammenarbeit mit 
TNS Infratest dokumentiert daher – inzwischen im zehnten Jahr –  
Nutzungsstrukturen des Internets und begleitet so ein Medium, 
das in nur wenigen Jahren Wirtschaft und Gesellschaft, aber auch 
Arbeits- und Privatleben jedes Einzelnen deutlich verändert hat. 

Inzwischen nutzen etwa 70 Prozent 
der Bundesbürger das Netz, doch ist 
die digitale Spaltung damit noch im-
mer nicht überwunden. Schon bei 
der Betrachtung der Breitbandanbin
dung zeigen sich noch größere Lü-
cken: Nur knapp die Hälfte aller 
Bundesbürger nutzte 2009 einen 
breitbandigen Internetanschluss.

Noch nicht in der digitalen Gesellschaft 
angekommen
Doch wie sieht der Nutzungskontext 
aus? Wie hoch ist der Anteil der „di-
gital Souveränen“, die die vielfältigen 
Möglichkeiten der digitalen Medien 
kompetent im Alltag einsetzen? Das 
sind wichtige Fragestellungen, auf die 
die Studie „Digitale Gesellschaft – 
sechs Nutzertypen im Vergleich“ erst
malig Antworten gibt. Ein zentrales 
Ergebnis: Lediglich 26 Prozent der 
Bevölkerung sind wirklich in der digi- 
talen Gesellschaft angekommen, die 
überwiegende Mehrheit – also drei 
Viertel der Deutschen – sind es nicht. 
Die Studie identifiziert drei Typen 
an digital wenig Erreichten: Die Di- 
gitalen Außenseiter (35 Prozent der 
Bevölkerung), die meist weder Com-
puter noch Internet nutzen, die Ge-
legenheitsnutzer (30 Prozent), die 
geringe Kenntnisse und eine einge-
schränkte Nutzungsvielfalt aufwei-
sen, sowie die Berufsnutzer (neun 
Prozent), deren Profil sich stark an 
beruflichen Erfordernissen orientiert.

Deutliche Unterschiede bezüglich Alter 
und Geschlecht
Sowohl bei der Internetanbindung 
als auch bei der Nutzung digitaler 
Medien und Technologien zeigen sich 
deutliche Unterschiede nach Alter 
und Geschlecht. Die digital wenig 
Erreichten weisen im Durchschnitt 
ein deutlich höheres Alter auf als die 
digital souveränen Typen – Trend
nutzer, Digitale Profis und Digitale 
Avantgarde. Beim Geschlecht zeigt 
sich ein sehr ähnliches Bild. Wäh-
rend 38 Prozent der Männer den 
digital Souveränen zuzuordnen sind, 
trifft dies auf lediglich 15 Prozent 
der Frauen zu.

Wissenslücken und Ängste sind wesent-
liche Nutzungsbarrieren
Die Studie zeigt, dass Wissenslü-
cken und Ängste wesentliche Barri
eren für die Nutzung digitaler Me-
dien und Technologien darstellen. 
Gleichzeitig bieten sich hier wichtige 
Ansatzpunkte für Maßnahmen. Das 
beginnt beim Thema Nutzenvermitt-
lung, gerade in den Gruppen der di- 
gitalen Außenseiter und Gelegen-
heitsnutzer. So sehen nur 15 Prozent 
der digitalen Außenseiter Vorteile 
in der Internetnutzung, 90 Prozent 
dieses Typs würde ohne Internet 
nichts fehlen. Es setzt sich fort beim  
Abbau von generellen (Berührungs-)
Ängsten, aber insbesondere gilt es, 
den Datenschutzbedenken der Be-

völkerung konsequent Rechnung zu 
tragen: 75 Prozent der Deutschen 
fühlen sich heute durch das Internet 
als gläserne Menschen und fordern, 
stärker auf den Datenschutz zu ach-
ten. Und schließlich ist es dringend 
notwendig, dass sowohl im regulä
ren Schulbetrieb als auch in der Er- 
wachsenen- und betrieblichen Wei-
terbildung Wissen über und verant-
wortungsvoller Umgang mit digitalen 
Medien und Technologien vermittelt 
wird.

Voraussetzung für gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Erfolg
Mit der Studie „Die digitale Gesell
schaft – sechs Nutzertypen im Ver-
gleich“ ergibt sich ein empirisch ge- 
messenes und umfassendes Bild 
des Zustandes unserer digitalen Ge
sellschaft. Die Ergebnisse zeigen 
deutlich, dass großer Handlungsbe
darf besteht. Hierzu gehören zum 
einen zielgerichtete Maßnahmen zur  
Vermittlung von digitalen Kompeten
zen, zum anderen aber auch eine 
kontinuierliche Überprüfung der Er
gebnisse dieser Maßnahmen und 
damit die Bestimmung des aktuel
len Status unserer digitalen Gesell
schaft. Denn eines sollte uns bewusst 
sein: Ein hoher Anteil von digital 
Souveränen ist eine entscheidende 
Voraussetzung, um Deutschland in 
der digitalen Welt des 21. Jahrhun- 
derts gesellschaftlich und wirtschaft- 
lich erfolgreich zu machen. n
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Nationaler Pakt für Frauen in MINT-Berufen 
gewinnt weiter an Fahrt

2009 haben sich 22 weitere Partner aus Politik, Wirtschaft, 
Wissenschaft und den Medien dem Nationalen Pakt für Frauen in 
MINT-Berufen „Komm, mach MINT.“ angeschlossen. Die mittler-
weile 70 Partner aus Unternehmen, Verbänden, Forschungs- und 
Wissenschaftsverbünden, Frauen-Technik-Netzen, Medien und 
öffentlichen Einrichtungen bringen gemeinsam mit der Bundesre-
gierung ihre Aktivitäten für mehr weiblichen MINT-Nachwuchs ein. 

Die zahlreichen Maßnahmen an den 
Schnittstellen Schule-Studium und 
Studium-Beruf sowie eine gemeinsa
me Öffentlichkeitsarbeit haben das 
Ziel, die Zahl der Studentinnen und 
Absolventinnen in den MINT-Studien
bereichen konsequent zu erhöhen. 
Zudem soll mehr weiblicher Nach-
wuchs für den Einstieg in technische 
Unternehmen gewonnen und das 
Image der MINT-Berufe positiv ver-
ändert werden.

Mit über 11.000 Absolventinnen und 
einem Frauenanteil von 22,6 Prozent 
in den Ingenieurwissenschaften im 
Jahr 2008 ist ein in Deutschland bis-
her noch nie erreichter Spitzenwert 
erzielt worden. Einen hohen Anteil an 
diesem Erfolg haben die Maschinen-
bauingenieurinnen: Mit knapp 3.800 
Absolventinnen (19,4 Prozent) wurde 
die höchste Zahl seit 35 Jahren er-
reicht. Die Website des Pakts komm-
mach-mint.de hält weitere Daten und 
Fakten zum Thema bereit. Auf der 
dort eingerichteten Projektlandkarte 
sind die vielfältigen Aktivitäten der 
Paktpartner ebenso zu finden wie 
die Initiativen zahlreicher weiterer 
Akteure. Mit rund 600 Projekten ist 
es gelungen, bis heute insgesamt 
55.000 Mädchen und junge Frauen 
anzusprechen. Zu den Initiativen zäh
len Mentoring-Programme, Talente-
Foren, Workshops sowie Schnupper- 
und Kursangebote.

Strukturen schaffen
Eine flächendeckende Nutzung des 
vorhandenen Wissens ist nur mög-
lich, wenn Maßnahmen ineinander 
greifen. Im Pakt-Netzwerk entstehen 
Strukturen, die eine engere Verzah- 
nung der Maßnahmen an den Schnitt-
stellen Schule-Studium/Ausbildung 
und Studium/Ausbildung-Beruf er-
möglichen. So werden in dem vom 
VDI koordinierten Projekt MINT Role 
Models gemeinsam mit Projektpart-
nern bundesweit Schülerinnen und 
Studentinnen mit Frauen in MINT-Be- 
rufen zusammengebracht und die An- 
gebote der Fraunhofer Talent School 
und der Junior-Ingenieur-Akademie 
der Deutschen Telekom Stiftung von 
der Mittelstufe bis zum Abitur ver-
zahnt.

Synergien nutzen und Breitenwirkung 
erzielen
Stereotype sind zäh und langlebig. 
Das Zusammenwirken der Partner 
aus Politik, Wirtschaft, Bildung und 
Medien sorgt durch gebündelte Akti-
vitäten für deutliche Synergieeffekte 
und bietet die Chance für einen Be-
wusstseinswandel. Die MINTiFF-Be-
ratungsstelle schafft bspw. schnelle 
individuelle Verbindungen für Fern-
seh- und Filmschaffende zu ausge-
wiesenen MINT-Wissenschaftlern, um 
das Image von MINT auch in den Me
dien nachhaltig zu ändern. Mit MINT- 
Mentorinnen und Mentees startete 

das Projekt CyberMentor 2009/2010 
bereits in die zweite Runde des bun
desweiten E-Mail-Mentoring. Der VDE 
konzentriert sich mit dem Projekt  
„MINT-Studentinnen“ auf MINT-Absol
ventinnen und ihre Karrierewege in 
die Wirtschaft und stellt Best-Prac-
tice in die Breite.

Innovative Ansätze in Projekten  
erproben und Expertise nutzen
tasteMINT ist ein innovatives perso-
nales Potential-Assessment-Verfah
ren, das Abiturientinnen an der 
Schnittstelle Schule-Hochschule die 
Möglichkeit bietet, ihre Stärken für 
den MINT-Bereich zu erproben. Das 
Projekt „Light up your Life“ setzt auf 
nachhaltige Förderung und begleitet 
in einem ersten Aufschlag 150 Mäd-
chen längerfristig über die Pubertäts-
schwelle hinweg, in der Mädchen viel 
zu oft das Interesse für naturwissen-
schaftliche Berufe verlieren. Gender
spezifische Entscheidungswege für 
ein Studium der Natur- und Ingeni-
eurwissenschaften und mögliche Ur- 
sachen für das Verlassen dieser Fä- 
cher an den TU9-Universitäten wer- 
den an der TU München im Pro-
jekt „Spurensuche“ untersucht. Im 
Mittelpunkt des Vorhabens Mäta – 
Mädchen-Technik-Talente-Foren ste- 
hen runde Tische zur Bündelung re-
gionaler Aktivitäten im Bereich der 
MINT-Fächer in Verbindung mit sie-
ben bundesweiten Mädchen-Technik-
Kongressen. 

Von diesen Maßnahmen werden nicht 
zuletzt die IT-Berufe profitieren, die 
bislang mit einem äußerst schlechten 
Image zu kämpfen haben. Der Pakt 
ist offen für weiteres Engagement, 
sprechen Sie uns an! n

Susanne Witteriede
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IKT-Technologien entscheiden über  
Deutschlands Zukunftsfähigkeit 

Seit über zehn Jahren setzt sich die Initiative D21 mit großem 
Engagement für die Förderung der IKT ein. Für den VDE ist es 
selbstverständlich, sich für mehr Innovations- und Nachwuchsför-
derung zu engagieren. Die Zusammenarbeit von Wirtschaft, Politik 
und Wissenschaft ist dabei unerlässlich – und D21 bietet hierfür 
die ideale Plattform. Unser gemeinsames Ziel ist es, Deutschland 
als Informationsgesellschaft noch erfolgreicher zu machen. 

Um die Chancen in der IKT sowie die 
Hebeleffekte für Anwendungen und 
Dienste auch künftig zu nutzen, sind 
aus VDE-Sicht große Forschungsan-
strengungen erforderlich. Der For-
schungsverbund mit der Wirtschaft, 
besonders mit den mittleren und klei
nen Unternehmen, sollte auf natio-
naler und insbesondere auch auf eu-
ropäischer Ebene verstärkt werden, 
da sich die Industrieunternehmen 
zunehmend international organisie-
ren. Darüber hinaus gilt es, europa-
weit vergleichbare Förderregeln zu 
schaffen. Viele Staaten gewinnen 
Unternehmen, indem sie steuerliche 
Anreize für Wirtschaftsunternehmen 
gewähren, die vor Ort Forschung be
treiben wollen. Von den richtigen Wei
chenstellungen hängt daher viel ab. 

Chancen für klassische Schlüssel
industrien und innovative Anwendungen
Bereits die Innovationsrate der IKT-
eigenen Produktsegmente (Compu-
tersysteme, Software, Telekommuni-
kation, Medientechnik) ist anhaltend 
hoch. Darüber hinaus führt der Ein- 
satz der IKT in vielen anderen Wirt-
schaftsbereichen zu einem erheb-
lichen Strukturwandel mit vielen In- 
novationen. Besonders deutlich wird 
dieser Trend im Maschinenbau, in 
der Automobilindustrie und in der 
Medizintechnik. Hier haben „einge- 
bettete“ IKT-Mikrosysteme die Sys
temarchitekturen revolutioniert und 

machen heute einen beträchtlichen 
Teil der Wertschöpfung aus. Der 
wachsende Anteil der Automobil- 
elektronik (z. B. Fahrerassistenzsys
teme) im Kraftfahrzeugbau zeigt dies 
deutlich. So besitzt ein Oberklasse
wagen heute bis zu 40 Prozent com
putergesteuerte Komponenten. Doch 
auch in der Medienwirtschaft, im Bil-
dungswesen und anderen Dienstleis
tungszweigen sowie in der Energie-
technik und in der Logistik bestimmt 
der IKT-Anteil zunehmend die Inno-
vation. 

Wichtige zukünftige Anwendungs- 
und Entwicklungsfelder der IKT lie-
gen laut VDE-Positionspapier „IKT 
2020: Fakten – Trends – Positionen“ 
in den Bereichen „Future Internet“, 
Anwendungen in der Logistik, Ambi-
ent Assisted Living, interdisziplinäre 
Technologiefelder wie Medizin- und 
Automatisierungs-, Verkehrs- und Sa
tellitentechnik, Smart Grids, service- 
orientierte Architekturen, software
basierte Anwendungen und Embed-
ded Systems.

Neue Herausforderungen für die  
IKT-Systeme
Der Datenverkehr in den Netzen ver-
zeichnet seit über 15 Jahren einen 
Zuwachs um 50 bis 100 Prozent. Die 
Systeme müssen deshalb den wach-
senden Bandbreitenanforderungen 
langfristig angepasst werden, um 

eine Versorgung der Teilnehmer mit 
einer Datenrate von mindestens ei
nem Gbit/s zu ermöglichen. Zugleich 
gilt es, den Energieverbrauch der 
Kommunikationstechnik erheblich zu 
reduzieren. Die millionenfach benö-
tigten Einrichtungen sind hochkom-
plexe Produkte der IKT-Industrie und 
ein Eckpfeiler der wirtschaftlichen 
Wertschöpfungskette, insbesondere 
in Deutschland. 

Mit der steigenden Verarbeitungs-
geschwindigkeit der Mikro- und Op
toelektronik, den wachsenden Spei-
cherkapazitäten sowie der vertikalen 
Verlagerung der Realisierung von 
Funktionen in Hardware und Soft-
ware geht ein dramatischer Wandel 
in den Systemkonzepten für Netz- 
und Endeinrichtungen einher. Neue 
Systemlösungen sind gefragt und 
erfordern umfangreiche und inten-
sive Forschungs- und Entwicklungs-
arbeiten. 

Wirtschaftswachstum und Zukunfts
fähigkeit
Die IKT hat als Querschnittstechno-
logie für nahezu alle wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Bereiche eine 
Treiberfunktion und ist für die Volks-
wirtschaft von größter strategischer 
Bedeutung. Dies gilt sowohl für das 
Wirtschaftswachstum als auch für die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands ins-
gesamt. n
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KAPITEL 2

BILDUNG

Im Web 2.0-Zeitalter muss die Entwick-
lung hin zu einer vernetzten Informati-
onsgesellschaft maßgeblich über den 
Faktor Bildung vorangetrieben wer-
den. Dabei reicht es nicht aus, Schu-
len und Hochschulen auf den neuesten 
Stand der Technik zu bringen. Längst 
sind Begriffe wie digitale Teilhabe und 
lebenslanges Lernen Bestandteil un-
serer Bildungsgesellschaft. MINT-Be-
rufe (Mathematik, Informatik, Natur-
wissenschaften und Technik) müssen 
für Schülerinnen und Schüler sowie für 
Studierende, und v. a. auch für Frauen, 
attraktiver gestaltet werden. Für eine 
gesellschaftliche Partizipation sollten 
alle – Kinder, Jugendliche, Erwachse-
ne und Senioren – die Chance haben, 
sich die nötige Medienkompetenz an-
zueignen.
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Schule ist unsere Zukunft!

Der Aufbau von Wissen ist gerade im rohstoffarmen Deutschland 
der entscheidende Faktor für persönlichen und wirtschaftlichen 
Erfolg. In der Wissensgesellschaft lebend müssen wir uns fragen, 
welcher Weg die digitale Gesellschaft in Deutschland gesellschaft-
lich und wirtschaftlich erfolgreich macht.

Die Initiative D21 betrachtet verschie
dene Aspekte der Digitalisierung der 
Gesellschaft. Sie befasst sich zum 
großen Teil mit der Demokratisierung 
des Wissens, mit der Chancengleich-
heit in der digitalen Gesellschaft, da-
mit Wissen für alle Menschen leicht 
und schnell zugänglich ist, um die 
Schaffung neuen Wissens zu be-
schleunigen. Wir können aber nur er-
folgreich sein, wenn wir gut ausgebil-
det sind, qualifizierte Fachkräfte und 
Ingenieure in Deutschland haben, die 
Innovationen hervorbringen. Das Re-
zept für diesen Erfolg: Wir benötigen 
kluge Köpfe, gute Ideen und die rich-
tigen Rahmenbedingungen.

Kluge Köpfe 
Die PISA Studie 2003 hat gezeigt, 
dass der Zugang zum Computer und 
der Einsatz des Internets sich posi-
tiv auf die PISA-Ergebnisse auswir-
ken. Freier Zugang zu Informationen 
fördert demnach das Wissen. Um 
Chancengleichheit in der digitalen 
Gesellschaft für alle Schüler und 
Schülerinnen zu erreichen benötigen 
wir entsprechende Rahmenbedingun
gen, um diese neue Realität flächen-
deckend in den Unterrichtsalltag ein-
zubinden. Ziel beim „neuen Lernen“ 
in der Schule ist es nicht, Buch, Heft 
und Federmäppchen durch Compu-
ter und Internet zu ersetzen, sondern 
dass sie zum Alltag im Klassenzim-
mer gehören und entsprechend dem 

Lehrplan sowie der Anweisung der 
Pädagogen regelmäßig im Unterricht 
sowie zur häuslichen Vor- und Nach-
bereitung eingesetzt werden.

Gute Ideen
Der Einsatz von Computer und Inter-
net führt zu einer neuen Lernkultur 
und verändert die Rolle von Lernen
den sowie Lehrenden im Lernprozess. 
Digitale Medien unterstützen eigen-
aktives und kooperatives Lernen in 
Selbstlernphasen sowie die Partner- 
oder Gruppenarbeit. Voraussetzung 
für den Erfolg sind methodisch und 
didaktisch geschulte Lehrkräfte, die 
einem Unterricht mit neuen Medien 
aufgeschlossen gegenüberstehen und 
eine neue Lehrerrolle akzeptieren. 
Die Schülerinnen und Schüler eignen 
sich ihr Wissen durch Eigeninitiative 
an, durch Kooperation mit anderen, 
durch Kreativität und Problemlöse-
fähigkeit. Daneben eignen sie sich 
auch unabdingbare Kompetenzen für 
Innovationen an. Deutschland lebt 
von Innovation, guten Ideen und Pa-
tenten. Das Richtige wird an sich ge-
tan, aber nicht flächendeckend! Der 
Staat muss hier handeln und die rich-
tigen Rahmenbedingungen schaffen.

Richtige Rahmenbedingungen
Computer und Internet werden zur 
häuslichen Vor- und Nachbereitung 
des Unterrichts und an vielen Schu-
len bereits eingesetzt. Das hat die 

Rolle von Lernenden und Lehrenden 
im Lernprozess verändert. Viele Lehr-
kräfte sind heute auch schon metho-
disch und didaktisch im Umgang mit 
diesen Lernwerkzeugen geschult und 
nehmen sich der neuen Lehrerrolle 
an. Um Chancengleichheit in der di-
gitalen Gesellschaft für alle Schüler 
und Schülerinnen zu erreichen benö-
tigen wir entsprechende Rahmenbe-
dingungen, um diese neue Realität 
flächendeckend in den Unterrichtsall-
tag einzubinden.

Call to Action
Deutschland muss erkennen, dass 
wir uns bereits in einer neuen Lernkul-
tur befinden. Wir können zusehen, wie 
Eigeninitiativen unsere Schulen ge-
stalten. Wir können das Risiko eines 
Bildungswildwuchses in Kauf nehmen, 
wenn der internationale Wettbewerb 
um die besten Köpfe zunimmt. Oder: 
Wir können selbst tätig werden! Es 
geht nicht darum, weitere Projekte 
an Schulen zu starten. Es geht da-
rum, flächendeckend die Bildung in 
Deutschland der neuen Realität anzu-
passen. Schulen sollen die Möglich-
keit haben, auf einer pädagogisch-
didaktischen und fachlichen Ebene 
digitale Lernwerkzeuge einzusetzen. 
Dazu benötigen sie angepasste Lehr- 
und Lernmethoden und Inhalte der 
Lehrerausbildung an Universität, im 
Seminar und in Lehrerfortbildungen 
sowie Qualitätskriterien für die IT-In- 
frastruktur an Schulen. Wenn wir mit- 
halten wollen und die Schule als un-
sere Zukunft begreifen, dann müssen 
wir jetzt konkrete Lösungsschritte an- 
gehen, um Deutschland in der digi
talen Welt des 21. Jahrhunderts ge-
sellschaftlich und wirtschaftlich er-
folgreich zu machen. n
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Ein Lern- und Lebensort für alle

Lernen und Bildung sind schon lange nicht mehr nur für die Schul-
zeit und Berufsausbildung in jungen Jahren reserviert. Die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung erfordert es, stetig 
neues Wissen zu erwerben, Horizonte zu erweitern und offen für 
neue Wege im Leben zu sein, unabhängig vom jeweiligen Lebens-
abschnitt.

Lernen steht häufig für die Anhäu-
fung von Wissen in zumeist stunden
orientiertem Frontalunterricht. Wis- 
sen kann jedoch auf vielen verschie-
denen Wegen vermittelt werden und 
ist nicht begrenzt auf Schulen und 
Hochschulen. Um unterschiedliche 
Lernbedürfnisse zu berücksichtigen 
und breite Zielgruppen zu integrie-
ren, braucht es einen völlig neuen 
Ansatz, der nicht nur auf die Schule 
begrenzt ist. Das beginnt schon bei 
der Wissensvermittlung: Statt einer 
passiven „Beschulung“ setzt sich 
allmählich das aktive Lernen und 
Ausprobieren durch, bei dem der 
Lehrer im Hintergrund bleibt und un-
terstützt. Auch die strikte Trennung 
von Lernen und Freizeit in unter-
schiedliche Tageszeiten und Lebens-
bereiche gilt heute nicht mehr als 
zeitgemäß.

Die Idee des lebenslangen Lernens 
braucht jedoch nicht nur Inhalte, son
dern auch einen Ort; einen zentralen 
Standort, der verschiedene Formen 
des direkten und indirekten Lernens 
bereitstellt und den Menschen mit ih- 
ren unterschiedlichen Ansprüchen an 
das Lernen Raum bietet, der sowohl 
feste Strukturen vorgibt als auch 
Platz für Kreativität und eigene Ide
en lässt. Daher sind sowohl die Lage 
in der Stadt als auch die architekto
nische Umsetzung von großer Be
deutung. Dies gilt umso mehr, wenn 

es sich um die Einrichtung eines gan
zen Campus handelt und damit um 
ein städtebauliches Ensemble, das 
einerseits einen umfangreichen Pla-
nungsprozess fordert, andererseits 
aber auch sehr viel mehr Gestal-
tungs- und Integrationsmöglichkeiten 
bietet.

Neuer Ansatz in der Bildung
Am Beispiel der niedersächsischen 
Stadt Osterholz-Scharmbeck lässt 
sich derzeit beobachten, wie ein 
solches Konzept Realität wird. Denn 
die Einrichtung des zentralen Bil-
dungsCampus verfolgt genau diesen 
neuen Ansatz: Auf dem Campus sol-
len nicht nur primäre Bildungsinstitu-
tionen wie Schule, Mensa und Biblio
thek zusammengeführt werden. Um 
ein möglichst umfassendes Angebot 
bieten zu können, werden zusätzlich 
auch externe Anbieter mit einbezo-
gen. Geplant sind Kooperationen mit 
der örtlichen Volkshochschule, der 
Musikschule und diversen Sportstät-
ten. Hinzu kommen auch integrale 
Einrichtungen wie ein Mehrgenerati-
onenhaus, soziale Beratungsstellen 
und Unternehmen. Mittelpunkt des 
BildungsCampus Osterholz-Scharm-
beck wird ein Kommunikationszen-
trum mit Mensa und Medienzentrum 
sein. Zudem ist geplant, dass jeder 
Jahrgang der neuen Schule ein eige-
nes Lernhaus mit Schulzimmer und 
Sanitäreinrichtungen erhält.

Für die Stadt und ihr Umland wird auf 
diese Weise eine Bildungslandschaft 
als Lern- und Lebensort für alle ge-
schaffen. Durch das Bündeln von 
Angeboten will die Stadt die Syner-
gien zwischen den verschiedenen 
Bildungsnetzwerken und Anbietern 
stärken und sich so fit für die Zukunft 
machen. Der BildungsCampus ist da- 
bei nicht nur als Ort der Bildung, son-
dern auch als Ort der Begegnung zu 
verstehen, der alle Bürgerinnen und 
Bürger anspricht und ihnen Perspek-
tiven und Chancen für die berufliche 
und persönliche Entwicklung bietet. 
Damit soll gezielt den Auswirkungen 
des demografischen Wandels begeg
net werden. An den Planungen zum 
Umbau beteiligten sich auch Schüler 
und Lehrer aus der Kreisstadt, die auf 
diese Weise ihre eigenen Vorstellun
gen von Bildung einbringen können. 
Ziel ist eine möglich frühe Sicherung 
der Akzeptanz der neuen Angebote. 

Mut, neue Wege zu gehen
Mit der Entscheidung zum Bau des 
zentralen BildungsCampus nimmt 
sich die Stadt eines wichtigen The-
mas an: Bildung und weitere, damit 
verbundene Angebote für jeden zu-
gänglich zu machen und innovative 
Lehr- und Lernkonzepte einzusetzen. 
Das umfasst die Beschäftigung mit 
neuen Medien ebenso wie die Inte-
gration traditioneller Lernangebote in 
neue inhaltliche und architektonische 
Strukturen. Wie erfolgreich Osterholz-
Scharmbeck mit diesem Modell ist, 
hängt von vielen Faktoren ab: Der 
Mut, neue Wege zu gehen, ist ge
nauso wichtig wie das Einbeziehen 
möglichst aller Entscheidungsträger 
und potentieller Nutzer und die Inte
gration möglichst vieler Anbieter. n
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Der steinige Weg zum vernetzten  
Klassenzimmer 

Als „Digital Natives“ steht den Kindern heute die ganze Welt 
mit einem Klick offen. Sie können von zu Hause in Kontakt mit 
Nachbarskindern treten – und genauso mit Kindern aus anderen 
Kontinenten. Sie können dabei Video und Sound nutzen – und na-
türlich funktioniert alles in Echtzeit. So haben sie nicht nur Zugriff 
auf Informationen aus der ganzen Welt, sondern können sich auch 
aktiv beteiligen, in Chats, in Foren und auf Plattformen.

Den Umgang mit neuen Technologien 
müssen die meisten von ihnen nicht 
erst lernen, zumindest nicht, was die 
grundlegende Bedienung und das un
befangene Benutzen betrifft. Freilich: 
Surfen und chatten ist noch nicht IT. 
Damit allein können sie später am Ar-
beitsplatz nicht bestehen. Und ohne 
Medienkompetenz, die ihnen einen 
kritisch hinterfragenden Umgang mit 
Computern und Technologie nahe 
bringt, werden sie auf Dauer auch 
in ihrem digitalen Alltag auf die eine 
oder andere Hürde stoßen. 

Fit für die digitale Welt
Es gibt hier also auch für die digitale 
Generation noch einiges zu lernen. 
Ja, sie muss sogar besonders viel 
lernen, weil sie ihr ganzes Leben mit 
digitalen Schatten führen wird. Eine 
große Aufgabe für die Schule, die 
den Kindern ja die Welt erklären soll: 
Sie muss die digitale Generation fit 
machen für ihre Welt. An dieser Welt 
muss sie nicht nur ihren Stoff, son-
dern auch ihre Methoden orientieren –  
um die Kinder da abzuholen, wo sie 
zu Hause sind, und das ist nun ein-
mal die digitale Welt. Es reicht also 
nicht, einmal pro Woche IT-Unterricht 
anzubieten, womöglich auf zwei Jahr-
gangsstufen beschränkt. Auf Dauer 
wird für die Schule kein Weg daran 
vorbeiführen, den gesamten Unter-
richt neu auszurichten und die Mög-
lichkeiten der IT auch in anderen Fä-

chern, bspw. in Erdkunde, Geschichte 
oder Sprachen zu nutzen. 

Die traditionelle Vermittlung von Un-
terrichtsstoff per Lehrervortrag wur-
de in den letzten Jahrzehnten ohne-
hin schon aufgeweicht, hat sich aber 
als Standard-Modell durchaus noch 
in die PC-Ära hinübergerettet. Mo-
derne Lehr- und Lernsysteme bieten 
hier zahlreiche Möglichkeiten, den 
begonnenen Weg fortzusetzen. Sie 
erlauben es, Lerninhalte besser auf 
die Interessen und Fähigkeiten von 
Schülern auszurichten, ermöglichen 
individuelles Lernen und durch die 
Vernetzung auch intensivere Zusam-
menarbeit. 

Das vernetzte Klassenzimmer
So schafft das „vernetzte Klassen
zimmer“ – ein von Dell entwickeltes 
Konzept für eine interaktive, IT-ge
stützte Lernumgebung für schüler- 
zentriertes Lernen – die Vorausset- 
zungen für ein individuelles Lernen 
für die digitale, vernetzte Genera
tion. Anders als traditionelle Klas- 
senzimmer, ermöglichen „vernetzte 
Klassenzimmer“ Schülern und Lehr-
kräften, über das Internet und inter-
aktive Technologien miteinander und 
mit der Außenwelt in Verbindung zu 
treten. So können bspw. auch Schü-
ler und Lehrer, die nicht vor Ort sind, 
in den Unterricht einbezogen werden. 
Auf diese Weise können sie auch mit 

anderen Schulen, auch im Ausland, 
problemlos interaktiv zusammenar
beiten. Dadurch können Arbeitsgrup
pen einander helfen, sie können 
Themen gemeinsam bearbeiten und 
verstehen sowie in der Gruppe sinn-
volle Lösungen finden. Eine solche 
Lernumgebung greift die Realität der 
digital vernetzten Welt auf, nutzt die 
Interessen von Kindern und Jugend-
lichen und bezieht sie in den Lern-
prozess ein. Sie werden ermuntert, 
kreativ tätig zu werden, sich über ihre 
Erfahrungen auszutauschen und die 
Welt zu erkunden. 

Leider sieht die Realität heute noch 
anders aus. „Deutsche Schulen bei 
PC-Nutzung Schlusslicht“, betitelte 
Welt Online vor kurzem einen Bericht 
über eine von der Initiative D21 durch-
geführte Umfrage. Demnach beurtei- 
len nur vier Prozent der Eltern den 
Einsatz der IT im Unterricht als aus
gezeichnet, zwei Drittel sehen deut-
lichen Verbesserungsbedarf. In vielen 
Fällen beschränkt sich der IT-Einsatz 
auf den Informatikunterricht – von  
der Vision eines „vernetzten Klassen-
zimmers“, in dem IT ein selbstver-
ständliches Arbeitsmittel ist, bleibt 
die wirkliche Schule weit entfernt.

Um Bildung für die digitale Welt zu 
ermöglichen, ist die Zusammenarbeit 
aller Beteiligten gefragt: Politiker, Pä
dagogen, Schulverwaltungen, Eltern, 
Schüler und IT-Experten. Nicht zuletzt 
können Kooperationen zwischen pri-
vatem und öffentlichem Sektor, wie 
sie von der Initiative D21 und ihren 
Mitgliedern vorangetrieben werden, 
Impulse geben und einen Beitrag für 
eine Gestaltung des Unterrichts in 
der digitalen Welt leisten. n
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Inklusive Internet

Wenn Sie diesen Text lesen, gehören Sie vermutlich zu den so 
genannten Digitalen Profis, vielleicht zählen Sie sogar zur Digitalen 
Avantgarde, zumindest dürften Sie ein Berufsnutzer oder Trend-
nutzer sein. Diese Gruppen stellen gemeinsam 35 Prozent der Be-
völkerung über 14 Jahre in Deutschland. Ihnen gegenüber stehen 
65 Prozent Nichtnutzer oder Gelegenheitsnutzer, die die Chancen 
der neuen Medien nicht in vollem Umfang ausschöpfen.

Diese Ergebnisse können Sie in der 
Studie „Digitale Gesellschaft“, die 
von TNS Infratest im Auftrag von D21 
durchgeführt wurde, nachlesen. Die 
Ergebnisse zu interpretieren und ge-
eignete Maßnahmen zu entwickeln, 
um die digitale Gesellschaft zu einer 
inklusiven Gesellschaft zu machen, 
ist Aufgabe der Stiftung Digitale 
Chancen. Seit dem Jahr 2001 entwi-
ckeln wir Strategien und innovative 
Projekte mit dem Ziel, die Internet-
nutzung in Deutschland voranzubrin-
gen und die Medienkompetenz der 
Bevölkerung zu fördern.

Heterotopie Internet
In den späten 1960er Jahren hat  
Michel Foucault den Begriff der He
terotopie geprägt. Er bezeichnet da- 
mit Räume und Orte, die nach eige- 
nen Regeln funktionieren und in de- 
nen die allgemeinen Normen mensch
lichen Zusammenlebens reflektiert 
und problematisiert werden können. 
Gemeinsam ist Heterotopien, dass 
ihre Bedeutung für die Gesellschaft 
sich permanent verändern kann und  
dass der Zutritt zur Heterotopie stren
gen Formalismen unterworfen ist. 
Nach Foucault ist der Begriff der He
terotopie ebenso für reale Räume 
wie Gefängnisse oder Bordelle als 
auch für virtuelle Räume wie den 
Wissensraum eines Archivs verwend- 
bar. Betrachtet man das Internet 
und insbesondere den durch das 

Web 2.0 geschaffenen virtuellen 
Raum, dann liegt die Parallele zur 
Foucaultschen Heterotopie auf der 
Hand. Auch hier handelt es sich um 
einen Raum, zu dem der Zutritt ritu-
alisiert durch Einladungsprocedere, 
Registrierung, Login, Passwort oder 
Captcha erfolgt. Auch die Nutzung 
des Internet erfolgt unabhängig von 
Zeitstrukturen; Foucault bezeichnet 
dies als Heterochronie und sieht die 
Heterotopie als voll funktionierend 
an, wenn die Menschen mit ihrer 
herkömmlichen Zeit brechen.

Junge Nutzer
Für Jugendliche sind heute das Le-
ben mit dem Internet und das Zu-
hausesein in der virtuellen Welt mit 
ihrer eigenen Zeitstruktur nahezu 
selbstverständlich; für diese Bevöl
kerungsgruppe ist die Heteropie In- 
ternet am ehesten im Sinne Foucaults 
voll funktionsfähig. Noch ist aber of
fen, zu welchem Nutzertyp die heuti
gen Jugendlichen heranwachsen und 
inwieweit sie die Möglichkeiten des 
Internet ausnutzen und die Risiken 
beherrschen werden. Mit Blick auf 
die Ergebnisse der zuvor erwähnten 
Studie stellt sich auch die Frage, was 
Eltern ihnen mit auf den Weg geben 
können. Ein großer Teil der Menschen, 
die heute Verantwortung für Kinder 
und Jugendliche tragen, hat nur ge
ringe Kenntnisse im Umgang mit 
dem Internet. Technische Möglich-

keiten, wie man sich selbst vor Ge-
fährdungen und unpassenden Inhal-
ten schützt, sind kaum bekannt und 
nur wenige pädagogische Konzepte 
sind verfügbar. Die Selbstverständ-
lichkeit, mit der Kinder und Jugend-
liche das Internet nutzen, wird von 
Erwachsenen eher staunend beob- 
achtet als im Hinblick auf die ge- 
sellschaftlichen Auswirkungen reflek
tiert.

Das Programm Inklusive Internet
„Inklusive Internet“ heißt das Pro-
gramm, das die Stiftung Digitale 
Chancen im Rahmen der Initiative 
„Internet erfahren“ durchführt, weil 
im heutigen Alltag das Internet im-
mer dazu gehört, also inklusive ist, 
und weil gleichzeitig die Informati-
onsgesellschaft alle Menschen ein-
schließen sollte. Ziel des Programms 
ist es, mehr Menschen mit den Mög-
lichkeiten des Web 2.0 vertraut zu 
machen und sie für einen sicheren 
und verantwortungsbewussten Um-
gang zu qualifizieren. Dazu wird die 
Stiftung in den nächsten eineinhalb 
Jahren bundesweit 120 Trainings für 
Multiplikatoren in sozialen Einrich-
tungen durchführen. 

Fazit
Die Reflexion bestehender gesell-
schaftlicher Normen, die die Hetero-
topie Internet kontinuierlich anstößt, 
kann einen Wandel bewirken hin zu 
einer Informationsgesellschaft, die 
die Partizipation aller umfasst. Im 
Sinne einer inklusiven Gesellschaft 
wollen wir mit dem Programm Inklu-
sive Internet allen Bürgerinnen und 
Bürgern die kompetente Nutzung des 
Internet ermöglichen. n
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Schule im 21. Jahrhundert

Die Erwartungen an die Schule werden immer größer. Sie soll alle 
Kinder mit einem umfassenden Allgemeinwissen versehen, sie 
auf ihr Leben in einer globalisierten Welt vorbereiten und oft auch 
noch Erziehungsdefizite ausgleichen. Wenn Deutschland lediglich 
mittlere Plätze bei der PISA-Studie belegt, schlagen nicht nur die 
Medien Alarm, viele Eltern und Philologen sind besorgt. Auch die 
unzureichende Lernumgebung in den Schulen wird dabei kritisiert. 

Die technische Einrichtung in deut-
schen Klassenzimmern schneidet 
im europäischen Vergleich unter-
durchschnittlich ab. Selbst innerhalb 
Deutschlands bestehen deutliche 
regionale Unterschiede, abhängig 
von der Finanzkraft der einzelnen 
Kommunen. Vielerorts werden aus-
rangierte Firmen-PCs in den Schulen 
weiterverwendet. Allerdings ist der 
Nutzen fraglich, da sich die Schüle-
rinnen und Schüler mit in der Regel 
veralteten Arbeitsinstrumenten be-
schäftigen müssen.

Vermittlung von Medienkompetenz
Laut Statistischem Jahrbuch 2009 
beträgt der Anteil der Haushalte mit 
PC in Deutschland bereits 76 Prozent, 
der Anteil der Haushalte mit Internet-
zugang 69 Prozent. Die meisten Kin-
der lernen bereits im privaten Umfeld 
mit dem Computer umzugehen: Die 
Benutzung von Browsern und web-
basierten Kommunikationsmitteln ist 
alltäglich geworden, manche haben 
Erfahrungen mit (Lern-)Spielen oder 
sogar Textverarbeitung gesammelt. 
Je stärker die Nutzung von Computer, 
Handy und Internet im häuslichen 
Umfeld voranschreitet, desto selbst-
verständlicher werden junge Men-
schen die neuen Medien nutzen und 
weitere Kenntnisse mitbringen.

Das führt zur Frage, was Schüler 
überhaupt im Bereich neuer Medien 

in den Schulen lernen sollen. Eher 
die Bedienung von Standardsoft-
ware oder Programmierkenntnisse? 
Oder müssen sie die Unterschiede 
der verschiedenen Browser kennen? 
Medienkompetenz hat sicher etwas 
mit dem Beherrschen von Hard- und 
Software zu tun, noch wichtiger ist 
aber die Frage der Inhalte. 

Die Informationsflut, die auf unsere 
Schüler einstürmt, ist ungleich grö-
ßer als noch vor zehn oder zwanzig 
Jahren. Hier kommt der Schule eine 
besonders wichtige Rolle zu: Kriti
sches Denken, die Fähigkeit, Infor-
mationen zu bewerten und richtig 
einzuordnen, sowie die Fähigkeit zu 
einem dialog- und konsensorientier
ten Kommunikationsverhalten – diese 
Eigenschaften sollten heute beson-
ders geschult werden.

Verbesserungspotential: intensiverer 
Erfahrungsaustausch
Sind die Schulen dazu bereit? Wir 
glauben ja. Sowohl der direkte Kon-
takt mit Schulen und Pädagogen, 
als auch unsere Erfahrungen im 
D21-Projekt „Die besten Lehrkräfte 
für Deutschlands Schulen der Zu-
kunft!“, haben uns gezeigt, dass die 
Bereitschaft, sich kritisch mit neuen 
Medien auseinanderzusetzen und 
diese in den Unterricht zu integrie-
ren, groß ist. Wo sehen wir Verbes-
serungspotentiale? 

Was die Initiative D21 sicher noch 
stärker fördern kann, ist der inten-
sivere Erfahrungsaustausch zwischen 
Projektschulen, die Vorreiter im Ein-
satz neuer Medien sind, und daran 
interessierten Bildungseinrichtungen. 
Die modernen Kommunikationsmittel 
ermöglichen dabei einen zeitnahen 
Austausch von Informationen: seien 
es Lehrmaterialien, mit denen sich 
Lehrkräfte gegenseitig unterstützen, 
oder Blogs und Foren, in denen ein 
reger Diskurs stattfinden kann. 

Enge Zusammenarbeit von Schule, 
Hochschule und Wirtschaft
Hinter all dem steht der Wille jedes 
einzelnen Pädagogen, sich kontinu
ierlich weiterzubilden. Ein großer Teil 
der Maßnahmen findet in Lehrerfort
bildungsinstituten statt. Durch virtu
elle Angebote können diese prak-
tisch und komfortabel erweitert 
werden. Dabei werden die Präsenz-
veranstaltungen durch Online-Trai-
ningsmodule ergänzt und können 
auf diese Weise eine größere Brei-
tenwirkung erzielen. Und schließlich 
seien Initiativen wie Intel Teach und 
die D21-Workshops genannt, die be
reits für positive Impulse gesorgt 
haben. Gerade diese sind hervorra-
gende Beispiele für Synergien, die 
durch eine enge Zusammenarbeit 
von Schule, Hochschule und Wirt-
schaft entstehen können.  

Aus diesen Partnerschaften erge-
ben sich neue Möglichkeiten, unse
ren Schülern die wichtigen Kompe
tenzen für die mediale Welt des 21. 
Jahrhunderts zu vermitteln. Das zeigt 
die Initiative D21 deutlich auf. n

Harald Esch

Mitglied D21-Präsidium

Geschäftsführer  

Zentraleuropa

Adobe Systems GmbH

Kontakt D21:

olaf.preiss@adobe.com
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Fachoptimierte Werkzeuge als Technologie  
im Klassenzimmer der Zukunft

Gegenwärtig beobachten wir einen Wettbewerb der unterschied-
lichsten Technologien um ihren Platz im Klassenzimmer. Die bis-
herigen Bemühungen, ein Gerät für alle Fächer und Schularten in 
die Schulen zu bringen, scheinen aus verschiedenen Gründen nur 
bedingt zu fruchten, zumindest wenn man den Grad der Verbrei-
tung einer bestimmten Technologieklasse als Maß hierfür nimmt. 

Mit jeder neuen Technologierunde er-
wartet man aufs Neue, dass nun der 
erwünschte Durchbruch geschafft 
sei, doch der Knoten will noch nicht 
platzen. Zwar werden generell im-
mer mehr elektronische Medien im 
Unterricht eingesetzt, doch scheint 
das eine Schülernotebook entweder 
noch nicht gefunden oder nicht zu 
existieren.

Plattform statt Inhalt
Es stellt sich grundsätzlich die Frage, 
ob es auf das eine universelle elek-
tronische Endgerät in der Hand der 
Schülerinnen und Schüler hinauslau-
fen wird, oder ob sich auf bestimmte 
Fachgebiete oder Einsatzszenarien 
optimierte Medien wie elektronische 
Wörterbücher, mathematische Ta-
schencomputer oder deren Weiter-
entwicklungen durchsetzen werden. 
Zur Anregung der Diskussion soll an 
dieser Stelle eine Lanze für fachspe-
zifische Lösungen gebrochen werden.

Die Befürworter eines universell für 
alle Fächer einsetzbaren Endgeräts 
plädieren für Geräte, die der Schüler 
ohnehin aus seinem Alltag und von 
zu Hause kennt und sie entspre-
chend nutzt, wie den Computer oder 
das Mobiltelefon. Optimal sei ein 
Gerät, das alle Anforderungen des 
Unterrichts gleichermaßen erfüllt. 
Gralsartig wird nach einer Lösung 
gesucht, die sich den Erfordernissen 

und Ansprüchen modernen Unter-
richtens mit Medien für alle Fächer 
und über die Jahrgangsstufen mit-
wachsend geschmeidig anpasst. Eine 
universell erweiterbare Werkzeugkis
te für alle Fälle: App App hurra! Lei-
der nur dreht sich die Diskussion 
zumeist um die Plattform, nicht um 
den fachspezifischen Inhalt. Um im 
Bild zu bleiben: Man spricht und 
schreibt viel über die Werkzeugkiste, 
zuwenig jedoch über die Werkzeuge.
Spezialwerkzeuge werden gerne als 
fachspezifische Insellösung abgetan. 
Chancen einer Spezialisierung und 
Differenzierung in einem Fachgebiet, 
wobei fachoptimierte Werkzeuge hel-
fen können, scheinen unerwünscht. 
Nicht selten wird derart engagierten 
Lehrern von Seiten der Kollegen die 
Innensicht aus dem lebensfernen 
Elfenbeinturm unterstellt. Doch das 
ist falsch. 

Standardabweichung interessanter
Werkzeugkompetenz bei Schülern 
muss mehr sein, als mit einer Such-
maschine im Internet umgehen zu 
können oder spezielle Apps zu spezi-
ellen Zwecken herunterzuladen. Die 
Applikation einer Wasserwaage ist 
die Simulation einer Wasserwaage 
und wird niemals das Wissen um das 
Prinzip einer Wasserwaage ersetzen. 
Werkzeugkompetenz heißt eben auch, 
sich für ein angemessenes Werkzeug 
zwischen Alternativen begründet ent-

scheiden zu können. Und das setzt 
voraus, sich in einem Fachgebiet ver-
siert zu bewegen, die Grenzen des 
Gebiets identifizieren oder begrün-
det definieren zu können. Universal-
werkzeuge als Standardwerkzeuge? 
Aus Mathematikersicht ist die Stan-
dardabweichung interessanter.

Fachoptimiert oder universal? 
Welche Kriterien determinieren eine 
Entscheidung? In der aktuellen Dis
kussion lässt sich beobachten, dass 
inhaltlich-fachliche Argumente hinter 
preislichen zurückstehen. Fachspezi
fische Kriterien wie Robustheit für 
den zuverlässigen Einsatz im mehr
jährigen harten Schulalltag, Trans-
portfähigkeit, Verfügbarkeit und weit
gehende Unabhängigkeit von  der 
externen Stromversorgung, Compu-
ternetzwerken oder Internet werden 
von einem relativen Preisempfinden 
überlagert: Die Größe der Werkzeug-
kiste stellt ihr verlockend großes Po-
tential in den Vordergrund. Entschei-
dend für den Lehr- und Lernerfolg ist 
jedoch nicht das, was man mögli-
cherweise tun könnte, sondern das, 
was man tatsächlich macht. 

Fachoptimierte Werkzeuge integrieren 
fachspezifische Anforderungen hin
sichtlich Funktionsausstattung, un
terrichtlichen Einsatzszenarien und 
Prüfungsanforderungen und sind ein-
gebettet in Unterstützungsstrukturen 
wie Unterrichtsmaterial und Lehrer-
fortbildung. Damit wird Lernerfolg 
nachweislich erreicht, wie wir aus 
zahlreichen Studien wissen. Aus die-
sen Gründen werden fachspezifische 
und fachoptimierte Werkzeuge einen 
breiten Raum im Klassenzimmer der 
Zukunft einnehmen. n

Stephan Griebel

Mitglied D21- 

Gesamtvorstand

Texas Instruments 

Deutschland GmbH  

Education Technology

Leiter Schulberatung  

und Vertrieb Zentral- 

und Osteuropa

s-griebel@ti.com
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Medienkompetent in die digitale Zukunft

Die neuen Medien sind für beinahe jeden Jugendlichen in Deutsch-
land Freizeitbestandteil. In den Schulen hingegen spielen digitale 
Medien kaum eine Rolle. Die großen Potentiale von Web 2.0 für die 
Gestaltung eines interaktiven und zeitgemäßen Unterrichts wer-
den bei Weitem nicht ausgeschöpft. Dabei sind Informations- und 
Kommunikationstechnologien prägend für die moderne Lebens- 
und Arbeitswelt und Basis für die Zukunft unserer Gesellschaft.

Nur in einer von zehn Schulen haben 
Jugendliche Zugriff auf einen Compu-
ter im Unterricht. Bei gerade einmal 
35 Prozent der Schüler kommt der 
Computer mindestens einmal pro Wo
che im regulären Unterricht zum Ein
satz, bei 30 Prozent wird er gar nicht 
in den Unterricht eingebunden.

Pädagogen und junge Menschen  
stärken
Wenn es um den Erwerb von Medien-
kompetenz geht, sind nicht nur Leh-
rer, Schulleiter und die politischen 
Bildungsverantwortlichen gefragt, die 
Unternehmen stehen ebenfalls in 
der Pflicht. Als integrierter Kommu
nikationsanbieter möchte Telefónica 
O2 Germany einen Beitrag zum Er-
lernen von Schlüsselqualifikationen 
im Umgang mit Medien leisten und 
so die Forderungen nach der effek-
tiven Nutzung neuer Medien ernst 
nehmen. Die Vermittlung von Medi-
enkompetenz, die junge Menschen 
im Umgang mit Kommunikations-
technologien stärkt und fördert, ist 
bereits seit mehreren Jahren ein 
Schwerpunkt unserer Corporate Res
ponsibility-Strategie in Deutschland 
– zahlreiche Projekte zeugen davon.

Um die Potentiale der modernen 
Kommunikationstechnologien auch 
im schulischen Bereich zu nutzen 
und den Umgang damit zu fördern, 
spricht das Projekt „Die besten  

Lehrkräfte für Deutschlands Schu-
len der Zukunft!“ der Initiative D21, 
das O2 seit 2008 unterstützt, die 
Lehrer als zentrale Vermittler an. 
Denn Lehrer haben nicht nur bei der 
Bildung von Kindern und Jugendli
chen eine Multiplikatorenrolle inne, 
sondern auch bei der Vermittlung 
von Werten und Verantwortungsbe-
wusstsein. 

Im Zentrum des Projektes steht die 
Befähigung von Lehrern durch Refe-
renten aus Wirtschaft und Wissen-
schaft. In Workshops wird vermittelt, 
wie digitale Technologien als Lern-
werkzeug im Unterricht eingesetzt 
werden können. Auch die Integration 
sozialer Netzwerke und das Arbeiten 
mit Wikipedia im Rahmen neuer Lehr- 
und Lernmodelle werden hier vorge-
stellt.

Die Beweggründe für unser Engage
ment sind eindeutig: Für einen pro-
duktiven Einsatz moderner Kommu-
nikationsmittel im Unterricht ist es 
wichtig, die Schüler beim verant-
wortungsvollen Umgang mit neuen 
Medien zu unterstützen. Dazu ge-
hört auch, dass Lehrer etwa über die 
Potentiale und Risiken des Internets 
aufklären können und den Schülern 
Wege aufzeigen, wie sie neue Kom-
munikationsmedien kreativ und ver-
antwortungsbewusst in der Schule 
einsetzen können. 

Geschulter Umgang mit Handy und 
Internet in Schule und Freizeit
Während im Rahmen des Projekts 
der Initiative D21 die Lehrkräfte 
angesprochen werden, stehen bei  
der internetbasierten Lernplattform 
SCHOLA-21 die Schüler im Mittel- 
punkt. SCHOLA-21 dient dem schu-
lischen Projektunterricht und ermög
licht Lehrern wie Schülern das Ex-
perimentieren mit neuen Medien im 
Unterricht. Als Partner der Deut-
schen Kinder- und Jugendstiftung 
unterstützen wir diese kostenlose 
Lernplattform, von der seit 2004 
rund 5.000 Schulen und 38.000 re-
gistrierte Nutzer Gebrauch machen. 

Der Vermittlung von Medienkompe
tenz über die Schule steht das En-
gagement um einen verantwortungs
bewussten, kreativen Umgang mit 
neuen Medien in der Freizeit der Ju-
gendlichen gegenüber. Beim Handy-
clip-Wettbewerb „Ohrenblick mal!“, 
der vom JFF – Institut für Medien-
pädagogik in Forschung und Praxis  
veranstaltet wird, sind Jugendliche 
aufgefordert, mit dem Handy kurze, 
originelle Videos zu drehen und im 
Internet der Öffentlichkeit sowie ei-
ner Jury zu präsentieren.

Diese Projekte, die wir tatkräftig un
terstützen, tragen zu den vielen Fa
cetten von Medienkompetenz bei. 
Auch künftig werden wir – nicht zu-
letzt als Mitglied der Initiative D21 
– unser Engagement für dieses wich-
tige Thema fortsetzen und weiter 
ausbauen. n
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Das Recht auf Bildung – für alle „inklusive“?

Der Begriff „Inklusion“ ist gegenwärtig in aller Munde und versteht 
sich in Bezug auf Schule als ein Konzept, das davon ausgeht, dass 
alle Schülerinnen und Schüler mit ihrer Vielfalt an Kompetenzen 
und Niveaus aktiv am Regelunterricht teilnehmen. Vor einem Jahr 
trat die VN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland in Kraft. 
Wie steht es um eine ihrer Kernforderungen – dem Recht auf 
inklusive Bildung? 

In einer inklusiven Gesellschaft lernen 
Heranwachsende mit unterschiedli
chen Voraussetzungen – ob hochbe-
gabt, mit Migrationshintergrund oder 
einer Behinderung – gemeinsam und 
profitieren voneinander. Doch die 
praktische Umsetzung eines inklusi-
ven Bildungssystems wird kontrovers 
diskutiert.

Positiver Umgang mit Bedürfnissen
Die Chancen auf einen Platz in ei-
ner integrativen Kindertagesstätte 
sind gut – auch die  KITAs der Käpt’n 
Browser gGmbH, der Tochterfirma der 
tjfbg gGmbH, bieten Plätze für Kinder 
mit Behinderungen; die Integrations-
beraterin des Trägers gewährleistet 
die hohe Qualität der gemeinsamen 
Betreuung. Voraussetzung für er-
folgreiche Inklusion ist ein Klima, in 
dem die Verschiedenheit aller wert-
geschätzt wird und Wege gefunden 
werden, positiv mit unterschiedlichen 
(Kommunikations-)Bedürfnissen um-
zugehen. 

Ein gutes Beispiel sind die Erfahrun
gen, die im Rahmen des Modell-
projekts „Kinder für eine Welt – Er-
ziehung zur Toleranz“ in den Käpt’n 
Browser Kindertagesstätten gesam-
melt wurden: Durch die Einführung 
der gebärdenunterstützten Kommu
nikation (GUK) erfahren sowohl Kin-
der als auch Erzieherinnen und Er-
zieher, dass es verschiedene Wege 

gibt, sich verständlich zu machen –  
z. B. auch durch Bilder, Symbole 
und einfache Gebärden. Kinder, die 
(noch) nicht sprechen, können so 
gleichberechtigt teilhaben.

Nach der Kindergartenzeit wird es 
schwieriger: Eltern müssen nicht sel-
ten kämpfen, wenn sie für ihr behin-
dertes Kind einen Platz an einer Re-
gelschule wünschen. 85 Prozent der 
Kinder mit „Förderbedarf“ besuchen 
eine nach „Förderschwerpunkten“ 
ausdifferenzierte Sondereinrichtung – 
ein deutscher Sonderweg, in vielen 
europäischen Staaten ist das Ver-
hältnis umgekehrt. Auch in Bezug 
auf die berufliche Integration scheint 
sich die frühe Separierung – die sich 
bis zur Berufsausbildung in Berufs-
bildungswerken fortsetzt – ungünstig 
auszuwirken: Viele Förderschüler ha
ben keinen Hauptschulabschluss, 
die Chancen auf einen Arbeitsplatz 
auf dem ersten Arbeitsmarkt sind 
in Folge der Wirtschaftskrise eher 
noch geringer geworden. Wie aber 
kann gemeinsame Bildung gelingen 
und damit die Grundlage für ein ge-
sellschaftlich integriertes Leben ge-
schaffen werden? 

„Normales“ Lernen mit unterstützenden 
Computertechnologien
Auch der technologische Fortschritt 
kann dazu beitragen, Inklusion im 
Klassenzimmer voranzubringen. Le-

segeräte und Vergrößerungstechno
logien machen möglich, dass sehbe
hinderte Kinder alles Textliche – egal, 
ob an der Schultafel oder im Lese-
buch – problemlos erfassen und so 
am Unterrichtsgeschehen teilhaben 
können. Ein Kind, das wegen Spas
tiken nicht „normal“ mit dem Stift 
schreiben kann, kann dies gleich-
wohl mit Hilfe unterstützender Com-
putertechnologien an einem speziell 
eingerichteten Laptop, der seinen 
Schulalltag begleitet und mit dem 
es – die ersten Laptopklassen zeigen 
es – auch bald keine Aufsehen erre-
gende Ausnahme mehr sein wird. Mit 
Hilfe von E-Learning können Kinder, 
die krankheitsbedingt die Schule 
nicht besuchen können, auch im 
Krankenhaus in ihrer eigenen Klasse 
weiter unterrichtet werden.

Für jeden die beste Lösung
Bedürfnisse ändern sich im Laufe 
eines Bildungslebens – daher müs-
sen unterstützende Computertech-
nologien individuell an die aktuellen 
Erfordernisse angepasst werden. bar
rierefrei kommunizieren!, ein Angebot 
der tjfbg gGmbH, stellt hier in einem 
Testcenter verschiedenste unterstüt-
zende Technologien zur Verfügung, 
die in Beratungen erprobt werden 
können, um dabei die beste Lösung 
für jeden zu finden. n
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Innovation durch bessere Nachwuchsförderung

Die Automobil- und Chemieindustrie, der Maschinenbau sowie 
die Informations- und Kommunikationstechnik sind Branchen, in 
denen Deutschland besonders wettbewerbsfähig und exportstark 
ist. Diese Branchen profitieren ganz besonders von den ingenieur-
wissenschaftlichen Forschungs- und Entwicklungsleistungen.

Im Wettbewerb der Wirtschaftsstand-
orte geht es in Zukunft mehr denn 
je um Know-how und Innovationen. 
Gerade ein rohstoffarmes Land wie 
Deutschland braucht eine hochin
novative Wirtschaft, damit mehr und 
hochwertigere Arbeitsplätze geschaf
fen werden und der soziale Zusam-
menhalt gesichert wird. Die aktuelle 
Finanz- und Wirtschaftskrise zeigt 
deutlich, dass nachhaltiges Wachs-
tum eine innovative und leistungs-
fähige Realwirtschaft voraussetzt.  
Investitionen in Forschung und Ent
wicklung sind deshalb von entschei
dender Bedeutung. Um an den 
Wachstumspfad der letzten 60 Jahre 
anknüpfen zu können, muss gerade 
jetzt in diese Zukunftsfelder inves
tiert werden.

Begeisterung für MINT-Fächer wecken
Dafür brauchen wir in der Wirtschaft 
verstärkt naturwissenschaftlich-tech-
nisch qualifizierte Mitarbeiter. Die 
Jobchancen für gut ausgebildete 
Naturwissenschaftler, Techniker, In-
genieure und Informatiker sind und 
bleiben aussichtsreich. Darüber hi-
naus brauchen wir aber auch gute 
und motivierte Lehrkräfte in diesem 
Bereich, um den künftigen Auszu-
bildenden und Studierenden die 
wichtigsten Grundlagen und Kompe-
tenzen zu vermitteln und vor allem, 
um Begeisterung für die MINT-Fächer 
zu wecken.

Trotz der guten beruflichen Chancen 
in diesen Bereichen ist das Image 
der Natur- und Technikwissenschaf
ten hierzulande aber nicht das Be-
ste. Besonders in den Schulen und 
Universitäten gelten sie vielen als 
zu trocken, zu abstrakt, zu wenig 
lebensnah. Die weit verbreitete Un-
lust unserer Jugend an der Technik 
ist mittlerweile ein großes Problem. 
Viele Jugendliche nutzen zwar eine 
Vielzahl technischer Geräte, aber 
wenn es darum geht, sie zu pro-
duzieren und weiter zu entwickeln, 
erlahmt allzu oft das Interesse. Der 
mittlerweile lautstark beklagte Inge-
nieurmangel ist eine logische Folge 
dieser Entwicklung. Dieser Mangel 
droht sich zu einer beträchtlichen Ge-
fahr für unseren Wirtschaftsstandort 
zu entwickeln. 

Momentan decken die Hochschul-
absolventen in den MINT-Fächern 
gerade den Ersatz, nicht jedoch den 
Expansionsbedarf der Unternehmen. 
Auch der internationale Vergleich 
zeigt, dass Deutschland in den 
MINT-Fächern zu wenig Hochschul-
absolventen hat. Zwar ist die Zahl 
der Studienanfänger in den letzten 
Jahren wieder angestiegen. Aber 
dieser Anstieg liegt immer noch un-
ter dem Durchschnitt des Gesamt-
anstiegs der Studienanfänger, so 
dass keineswegs Entwarnung gege-
ben werden kann. Deshalb ist es für 

uns Arbeitgeber wichtig, Flagge zu 
zeigen und gegenzusteuern. Mit der 
von uns angeschobenen Initiative 
„MINT Zukunft schaffen“ sind erste 
Erfolge sichtbar geworden. Dieses 
Engagement muss in Zukunft fortge-
setzt und intensiviert werden. 

Um im internationalen Wettbewerb 
der Wissensökonomie mit Innovati-
onen zu bestehen, braucht Deutsch-
land insgesamt eine bessere Strate-
gie, um Leistungsträger zu gewinnen, 
auszubilden und zu halten. Spitzen-
kräfte erwarten zu Recht attraktive 
Rahmenbedingungen und berufliche 
Perspektiven. Sie brauchen für die 
Forschung – sei es an Universitäten, 
bei Unternehmen oder Forschungs-
instituten – Freiraum, Rechtssicher-
heit und auskömmliche Ressourcen. 
Auch weiche Faktoren, wie die Verein-
barkeit von Familie und Beruf, können 
ein ausschlaggebender Grund sein, in 
Deutschland zu forschen und zu ent-
wickeln. 

Entwicklung frei von Überregulierung
Ein weiterer Aspekt muss berück-
sichtigt werden: Forscher wollen 
forschen und sich nicht mit unnöti-
ger Bürokratie und forschungsfeind-
lichen Regelungen auseinanderset-
zen. Alle Gesetze und Verordnungen 
sollten daher auf ihre Innovations-
verträglichkeit überprüft und ange-
passt bzw. abgeschafft werden. Dies 
gilt zum einen für interne Regelungen 
in den Wissenschaftseinrichtungen 
und zum anderen beispielsweise für 
das allgemeine Ordnungs- und Ge-
werberecht, das Vergabe- und das 
Baurecht. Ein innovativer Geist kann 
sich frei von Überregulierung am be-
sten entwickeln. n

Prof. Dr. Dieter Hundt

Mitglied D21-Beirat

Arbeitgeberpräsident

Bundesvereinigung 

der Deutschen 

Arbeitgeberverbände 

bda@arbeitgeber.de
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Schule braucht neue Inhalte

Angesichts knapper werdender Ressourcen setzt das Schulsystem 
immer stärker auf digitale Lösungen. Digitale Klassenzimmer 
versprechen vielfältige Möglichkeiten bei reduzierten Kosten. 
Allerdings gestaltet bislang nur ein Bruchteil öffentlicher Schulen 
den Unterricht mit PC und Internet. Der Fokus muss jetzt auf der 
Entwicklung und weitflächigen Verbreitung sinnvoller digitaler 
Inhalte liegen. 

Grund für den mangelnden Einsatz 
von digitalen Technologien im Klas-
senzimmer ist weniger die mangelnde 
technische Ausstattung. Strukturelle 
Hindernisse und vor allem ein zu ge-
ringes Angebot geeigneter Bildungs-
inhalte hindern den Medieneinsatz 
im Unterricht. Damit Deutschland 
wettbewerbsfähig sein kann, müs-
sen Schule und Unterricht verbessert 
werden. Das Ziel ist unbestritten. Die 
Diskussionen drehen sich allerdings 
meist allein um die richtige IT-Aus-
stattung. Tatsächlich hinkt die tech-
nische Ausstattung von Schulen der 
privater Haushalte dramatisch hinter
her. Erst acht Prozent der Schulen 
verfügen über ein Whiteboard. Note-
book-Klassen finden sich nur an drei 
Prozent aller weiterführenden und et- 
was über einem Prozent der Grund-
schulen. Die Bereitstellung moderner 
Kommunikations- und Informations-
technik an Schulen ist vollkommen 
unzureichend. Angesichts der finan-
ziellen Situation ist auch kein Wandel 
zu erwarten. Bildungsinvestitionen ge- 
hen zurück. Die Ausgaben der öffent-
lichen Hand sinken Jahr für Jahr. Zu 
den finanziellen  Problemen kommen 
strukturpolitische Hürden. Der insti-
tutionelle Rahmen und die Entschei-
dungsstrukturen kommunaler Schul-
träger erschweren die Anschaffung.

Allerdings zeigen repräsentative Stu
dien, dass auch gut ausgestattete 

Schulen das Kernproblem nicht lö-
sen können: Der Regelunterricht wird 
bislang nicht mit neuen Medien ge-
staltet. Die digitale Mediennutzung 
führt in der Schule ein Schattenda-
sein. Gleich, ob der PC vereinzelt 
im Computerraum steht oder ob 
eine Modellschule Whiteboards und 
Laptop-Klassen hat: Die Mehrheit 
der Lehrer setzt digitale Medien nach 
wie vor nur äußerst sporadisch ein. 
Und wenn, dann oft nur als Schreib-, 
Präsentations- und Rechercheinstru-
ment. Die Nutzung bleibt hauptsäch-
lich auf die Einführung in ein Thema, 
die Ergebnispräsentation und die so 
genannte Freiarbeit beschränkt. 

Individuelles Arbeiten ermöglichen
Hier liegt das eigentliche Problem. 
Viele Lehrer würden ihren Unterricht 
medialer gestalten, wenn sie denn 
geeignete Angebote hätten, die auf 
die Lehrpläne und ihre Unterrichts-
situation zugeschnitten sind und 
mit denen sie Ihre Unterrichtsarbeit 
verbessern können. Noch liegen zu 
wenig digitale Lehr- und Lernmedien 
für das institutionelle Umfeld vor. Es 
fehlen Inhalte, die die spezifischen 
Möglichkeiten des Mediums – der 
anschauliche Einsatz von Bild, Ton 
und Video, die Interaktivität, die un-
mittelbare Aktualität – mit lebens-
nahen Problem- und Aufgabenstel-
lungen verknüpfen. Digitale Medien 
müssen Lehr-, Lern- und Arbeitsum-

gebung werden und ein individuelles 
und kompetenzorientiertes Arbeiten 
ermöglichen. 

Verlage und Bildungsanbieter erar-
beiten in Pilotprojekten bereits solche 
Unterrichtsszenarien und integrierte 
Bildungsmedien. Erste Inhalte für 
Whiteboards, mobile Lerngeräte und 
PCs liegen vor. Integrierte Lernwelten, 
die alle Ausgabemedien und -kanäle 
sinnvoll miteinander verknüpfen, sind 
in der Entwicklung. Noch handelt es 
sich dabei aber um Einzelinitiativen. 
Von einem flächendeckenden Ange-
bot für alle Lehrpläne, Schulformen 
und Unterrichtsfächer ist man weit 
entfernt. 

Weichenstellung jetzt
Die gesamtgesellschaftlichen Ent-
wicklungen, die politischen Bemü-
hungen und die neuen Technologien 
üben Druck auf die Institution Schule 
aus. Die Digitalisierung unserer Ge-
sellschaft macht vor den Klassenzim-
mern nicht halt. Damit Whiteboards, 
PCs und Internet in der Schule aber 
nicht länger ein Dasein als Fremd-
körper fristen müssen, sondern von 
den Lehrern gerne und mit Erfolg 
für eigentliche Unterrichtsziele ein-
gesetzt werden können, brauchen 
wir eine Neuorientierung von Politik 
und Gesellschaft. Von den rund 150 
Milliarden Euro Bildungsausgaben in 
Deutschland entfallen bislang nur 0,3 
Prozent auf Bildungsmedien – eine 
dramatische Fehlentwicklung. Soll 
sich der Lernort Schule entwickeln, 
braucht er innovative Bildungsmedi-
en. Jetzt muss die Weichenstellung 
erfolgen, damit Schulen die digitalen 
Möglichkeiten auch für Kernaufgaben 
des Unterrichts nutzen können. n
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Nur kreative Köpfe schlagen aus Daten Profit

Hinter Innovationsprozessen erfolgreicher Unternehmen versteckt 
sich ein einfacher Grundsatz: Daten per se sind wertlos – erst 
schlaue Köpfe verwandeln sie in Schätze. Die Konsequenz: Die 
Firmen investieren selbst in Bildung. Dafür steigert der ebenso 
offene wie gezielte Ideenaustausch ihre Innovationsfähigkeit 
sprunghaft.

Handy-Fotos, Facebook, Iphone – im 
Privatleben türmen sich die Multi-
mediadaten. Professor Hans-Peter 
Seidel, Leiter des Max-Planck-Insti-
tuts für Informatik, konstatiert einen 
Paradigmenwechsel: „Bisher rechnet 
die Informatik, sie modelliert, sortiert 
und simuliert – jetzt sind die Daten 
da, wir haben die Welt in digitaler 
Form vorliegen.“ Gesagtes gilt längst 
für die Wirtschaft: Die betrieblichen 
Anwendungen sind nichts anderes 
als digitalisierte Business-Logik. Er-
folgreiche Unternehmen horten aber 
ihre Daten nicht, sondern analysieren 
sie, lassen sie in Lieferketten fließen, 
reichern sie durch Echtzeit-Informa-
tionen aus der realen Welt an – oder 
durch Kunden: Auf der Lego-Home-
page etwa entwerfen Jugendliche aus 
Spaß vermarktbare Konstruktionen.

Entwicklungsziele schneller erreichen
Die Kombination aus Daten und 
Wissen, von digitalem und intel-
lektuellem Kapital, führt also zu 
Innovationen. Dieser Prozess lässt 
sich beschleunigen. Top-Performer 
schreiben ihre Innovationsziele auf 
der offenen Forschungsplattform 
Innocentive.com aus. Hier offenbart 
sich ein symbiotisches System: Gut 
ausgebildete interne Wissensträger 
pflegen den fruchtbaren Austausch 
von Gedanken und Ideen mit dem 
Umfeld – und erreichen so Entwick-
lungsziele schneller.

Innovatoren haben diesen Kultur-
wechsel zur Arbeitsteilung vollzogen: 
Sie binden auf Basis eines klar de-
finierten Forschungs-Portfolios aka- 
demische und wissenschaftliche Part
ner in den Innovationsprozess ein 
– der interne Brain-Trust ist mit na-
tionalen und internationalen Talent-
Pools und Wissensorganisationen 
verwoben. Instrumentarien dafür sind 
die Einbeziehung von Doktoranden 
und Professoren, von Instituten und 
Lehrstühlen, aber auch die Partner-
schaft mit ganzen Universitäten und 
Forschungsinstituten – bis hin zur Ko
operation in regionalen, deutschland- 
und EU-weiten Clustern sowie Ein-
richtungen auf dem ganzen Globus.

Konkret können Professoren und For-
scher in Freisemestern Forschungs-
vorhaben im Unternehmen verwirkli- 
chen, Studierende absolvieren Prak
tika oder werden Werkstudent. Noch 
enger bindet das Doktorandenpro
gramm, bei dem praxisnahe For
schung zum wissenschaftlichen Titel 
führt: In Projekten entstehen durch 
Universität und Unternehmen be-
treute Dissertationen und Masterar-
beiten. Dabei kooperieren die Dokto-
randen auch mit internen Kollegen, 
externen Kunden und Partnern, wo-
durch das Netzwerk expandiert. Wei
tere Elemente sind Stiftungsprofes-
suren, Stipendienprogramme und 
Preise – verbunden mit einer mehr-

monatigen finanziellen Unterstützung 
eines Projekts inklusive der Option, 
mit der Unternehmensforschung zu 
kooperieren. Geschickt austariert, 
werden so die Trends eines Fachge-
biets in nationaler und internationa-
ler Gemeinschaft abgedeckt – sei es 
als angewandte oder Grundlagen-
forschung. Im Rahmen einer Part
nerschaft können den Universitäten 
Werkzeuge und Hilfsmittel überlas-
sen werden. So lernen die Talente 
gleich für ihr Berufsleben wichtige 
Techniken und Methodiken kennen. 

Ko-innovative Unternehmen
Die Rechnung geht für alle auf: Die 
Wissenschaft validiert ihre Forschung 
in einem praxisnahen Umfeld und 
setzt Ideen in Geschäftsprojekten 
um, die abgefragte Kompetenz wird 
zum Aushängeschild für die Dritt-
mittelanwerbung. Das ko-innovative 
Unternehmen wiederum beschleunigt 
den Innovationsprozess, erarbeitet 
Forschungsergebnisse schneller und 
erhöht durch den erweiterten Exper-
tenkreis die Produktqualität. Und 
schließlich entsteht enger Kontakt zu 
qualifizierten Frauen und Männern, 
die wegen der demografischen Ent-
wicklung weltweit umworben werden.

Ko-Innovation befeuert die strate-
gische Agilität von Unternehmen,  
die für den Erfolg im globalen Wett-
bewerb ausschlaggebend geworden 
ist. Mittel zum Zweck sind Geschäfts-
netzwerke, die allerdings ein Umden-
ken erfordern: Kontrolle wird durch 
Kooperation abgelöst, Besitz durch 
Beziehungsnetze, Firmenfokus durch 
Kundenwohl. Der Lohn sind marktfä-
hige Innovationen – bei einem auf vie
le Schultern verteilten Risiko. n
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Stiefkind Medienkompetenz:  
Vom Add On zur vierten Kulturtechnik

Über Medienkompetenz im Kontext der „neuen“ Medien wird viel 
gesprochen und noch mehr geschrieben. Man sollte meinen, dass 
das Thema 20 Jahre nach der Erfindung des World Wide Web 
keines mehr ist, dass der Umgang mit Informations- und Kommu-
nikationstechnologien bzw. die Erziehung zum richtigen Umgang 
damit mittlerweile so selbstverständlich in unser Bildungswesen 
integriert ist wie Lesen, Schreiben und Rechnen. 

Auch der Umgang mit IKT ist eine 
Kulturtechnik – die Ausbildung dieser 
ist jedoch immer noch nicht vollstän-
dig in unsere Gesellschaft integriert 
und wird allzu oft als „Add on“ ange-
boten. Je nach Altersgruppe sind be-
stimmte Fähigkeiten und Grundvo-
raussetzungen für den Umgang mit 
IKT bereits gegeben, während ande-
re gezielt von außen gefördert werden 
müssen – und das von unterschied-
lichen Stellen. Während die Fähigkeit 
des Lesens, Rechnens und Schrei-
bens zumindest in der westlichen 
Welt wesentlich vom Alter abhängt, 
verhält es sich bei der jungen Kultur-
technik scheinbar genau umgekehrt. 
Kinder und Jugendliche der heutigen 
Generation hantieren wie selbstver
ständlich mit Computern und Smart
phones, während Ältere den Um-
gang erst erlernen müssen. Die Zahl 
der so genannten „Silver Surfer“ in 
Deutschland wächst zwar, dennoch 
besteht entlang des Alters immer 
noch eine eklatante digitale Spaltung 
der Gesellschaft. Die Hemmschwel-
le, öffentliche (Weiter-)Bildungsan-
gebote in Anspruch zu nehmen, ist 
bei vielen Senioren hoch. 

Wirtschaft in der Verantwortung
Um vorzubeugen, dass sich die digi-
tale Spaltung auch in der nächsten 
Generation von Senioren fortsetzt, 
ist auch bei der heutigen Generation 
der 40- bis 50-Jährigen gezielte Bil-

dung und Weiterbildung erforderlich. 
Hier muss die Wirtschaft Verantwor-
tung übernehmen: Medienkompetenz 
ist im Berufsleben eine Schlüssel-
qualifikation, nicht nur für Berufsein-
steiger, sondern auch für bewährte 
Mitarbeiter. Das betrifft sowohl das 
erforderliche technische Know-how 
als auch den sinnvollen Umgang auf 
inhaltlicher Ebene: Durch E-Mail und 
Instant Messaging hat sich die Tak-
tung eines Arbeitstags extrem erhöht, 
ständige Erreichbarkeit kann schnell 
überfordern. Neben der Eigenverant
wortung der Arbeitnehmer ist es auch 
die Aufgabe des Arbeitgebers, seinen 
Mitarbeitern entsprechende Weiter
bildungsmaßnahmen anzubieten. Auf 
diese Weise kann die Wirtschaft in
direkt auch ihren Teil zur Bildung der 
Kinder und Jugendlichen leisten: in
dem sie Eltern zu kompetenten Nut-
zern und somit zu kompetenten Me-
dienerziehern ausbildet. 

Förderung und Chancengleichheit
Bei Kindern und Jugendlichen, die mit 
Computern, Handys und Internet auf
wachsen, entwickeln sich zwar eini
ge Teilkompetenzen „automatisch“, 
wie der entsprechende technische 
Umgang.  Andere Aspekte benötigen 
jedoch Bildung. Um hier für eine ge-
zielte Förderung und Chancengleich- 
heit zu sorgen, müssen neben den El
tern die Schulen eine tragende Rolle 
spielen. Kinder und Jugendliche ver-

bringen zu Hause zwar viel Zeit vor 
und mit dem Computer, nutzen die 
Angebote jedoch nur sehr einseitig. 
Der Unterhaltungsfaktor dominiert, 
Kompetenzen, wie sie später einmal 
im Berufsleben und in der heutigen 
Wissensgesellschaft gefragt sind, 
bleiben ohne äußeren Einfluss „un-
trainiert“. Zum Beispiel: Wie gehe ich 
mit der Informationsflut des Internets 
um, wie bewerte ich Quellen, wie ver-
arbeite ich meine Rechercheergebnis
se? Aber auch: Wie sicher sind meine 
Daten im Netz, was gebe ich von mir 
preis, wie weit und wie lange wirkt et-
was, das ich in einem sozialen Netz-
werk gepostet habe? Die Vermittlung 
dieser Inhalte funktioniert nur, wenn 
sie in den Unterricht integriert und 
nicht als „Add on“ zu einem gesetzten 
Lehrplan behandelt werden. 

Medienkompetenz sinnvoll verankern
Gerade im schulischen Bereich hilft 
auf dem Weg zu einem integrierten 
Ansatz ein Vergleich mit einer etab
lierten Kulturtechnik, z. B. dem Le-
sen: In der ersten Klasse wird die 
Grundvoraussetzung für den Um-
gang mit Büchern gelernt. Fortan ist 
das Buch Bestandteil jedes Fachs 
und jeder Unterrichtsstunde. Dabei 
dient es als Medium zur Vermittlung 
von Inhalten, gleichzeitig sind im 
Deutschunterricht Bücher selbst der 
Inhalt. Sie werden besprochen, in 
einen Kontext gesetzt, interpretiert.  
Schüler lernen, zu zitieren und Bü-
cher als Quellen zu nutzen. Und: Sie 
lernen, selbst Inhalte zu produzieren. 
Erst, wenn ein solch stringenter An-
satz auch im Bereich Medienkom-
petenz verwirklicht ist, haben wir 
die vierte Kulturtechnik in unserem 
Schulsystem sinnvoll verankert. n

Martin Kinne

Mitgiled D21-Präsidium

Geschäftsführer  

Personal Systems Group

Hewlett-Packard GmbH

Kontakt D21:

Renate.Iby@hp.com
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CSR macht Schule

Bildung ist das Thema Nr. 1 in der globalisierten Wissensgesell-
schaft. Mehr denn je entscheiden Qualität und Umfang der schu-
lischen Ausbildung über die beruflichen Chancen und Perspektiven 
jedes Einzelnen. Viele Unternehmen leben ihre gesellschaftliche 
Verantwortung bei Bildungsangeboten bereits vor, doch bis zur 
Erreichung einer einheitlichen Bildungsinfrastruktur bleibt noch 
viel zu tun.

Soll die Schule für den Einstieg in 
die Berufswelt vorbereiten, dann 
muss der Unterricht folgerichtig auch 
Kompetenzen bei der digitalen In-
formationsbeschaffung und -verar
beitung vermitteln. Denn der Bedarf 
an Arbeitskräften, die mit den di-
gitalen Werkzeugen vertraut sind, 
wächst kontinuierlich: Im Jahr 2014 
wird einer IDC-Studie zufolge der si-
chere Umgang mit dem PC in neun 
von zehn Berufen erforderlich sein. 
Doch noch hapert es am Technolo-
giestandort Deutschland an einem 
flächendeckenden Lern- und Ausbil-
dungsangebot zur Nutzung digitaler 
Technologien als Bestandteil der All-
gemeinbildung.

Frühzeitige Begeisterung und tech-
nische Grundbildung
Die Schüler von heute sind die Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber von 
morgen. Zunehmend engagiert sich 
daher die Industrie, um nicht nur eine 
frühzeitige Begeisterung von Kin-
dern für Technik zu wecken, sondern 
auch eine technische Grundbildung 
zu vermitteln. Durch Wahrnehmung 
ihrer Corporate Social Responsibili-
ty (CSR) leistet die Industrie damit 
einen entscheidenden Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung in Gesell-
schaft und Wirtschaft. Denn nicht 
zuletzt geht es dabei auch um die 
Zukunftsfähigkeit des eigenen Un-
ternehmens. 

Privatwirtschaftliche Förderangebote
In den vergangenen Jahren sind so 
innovative Förderangebote entlang 
aller Stationen des lebenslangen 
Lernens entstanden: von der früh-
kindlichen Erziehung im Kindergar-
ten über die Grundschule bis hin zur 
Hochschule und beruflichen Weiter-
bildung. Microsoft beispielsweise 
gründete unter der Schirmherrschaft 
des Bundesfamilienministeriums die 
Bildungsinitiative „Schlaumäuse – 
Kinder entdecken Sprache“, um die 
Sprachkompetenz von Kindern schon 
im frühen Alter zu fördern. Herzstück 
der Initiative ist eine Lernsoftware, 
die in Zusammenarbeit mit Didaktik-
Experten der TU Berlin speziell für 
Kinder von vier bis sechs Jahren ent-
wickelt wurde. Der TÜV Hessen be-
geistert mit der Initiative „TÜV Kids“ 
Grundschüler für Technik: Unter dem 
Motto „Anfassen, erleben, verstehen“ 
besuchen TÜV Kids-Trainer jede vierte 
Klasse in Hessen für eine Technik-
Stunde.

„KidSmart“ von IBM bietet Fortbil-
dungen für Erzieherinnen und stattet 
Kindertagesstätten mit Computern 
aus, um Kinder an Informationstech-
nologien heranzuführen. Der Chipher-
steller Intel wiederum unterstützt im 
Rahmen der „Intel Bildungsinitiative“ 
unter anderem Lehrer-Fortbildungen, 
die Ausstattung von Klassen mit 
Computern, Entwicklung von Lern-

software sowie Forschungswettbe-
werbe und -stipendien. Um sich des 
Themas Web 2.0 in der Schule anzu-
nehmen, hat sich die Initiative D21 
mit dem Projekt „Die besten Lehr-
kräfte für Deutschlands Schulen der 
Zukunft“ einen länderübergreifenden 
Austausch von Lehrkräften, Schullei-
tungen, Vertretern der Kultusministe-
rien sowie D21-Mitgliedsunterneh-
men auf die Fahne geschrieben.

Bessere Beziehungen zu Stakeholdern 
Es gibt eine Vielzahl weiterer, von der 
Wirtschaft initiierter und geförderter 
Projekte, in denen Kinder und Ju-
gendliche forschen, experimentieren 
und lernen. Durch ihr nachhaltiges 
Engagement können die Unterneh-
men ihre Leistungsfähigkeit steigern, 
ihr Reputations-Management ver-
bessern, die Beziehungen zu ihren 
Stakeholdern optimieren und sich 
unter dem Strich deutliche, langfri-
stige Wettbewerbsvorteile sichern.

Trotz all dieser erfolgreichen privat-
wirtschaftlichen Förderangebote darf 
jedoch nicht vergessen werden, dass  
ein zukunftsweisendes Gesamtkon
zept für das digitale Lernen ein-
heitliche und von den Ländern 
gemeinsam umgesetzte Rahmenbe-
dingungen und Standards erfordert. 
Neben den informationstechnischen 
Voraussetzungen sind entsprechend 
praktikable didaktische Modelle und 
ein umfassendes, flächendeckendes 
Informationsangebot wesentliche Vo- 
raussetzungen für ein effektives Bil-
dungsangebot. Technische wie inhalt-
liche Insellösungen und ein didak-
tischer Flickenteppich werden nicht 
zum Ziel führen. Gefordert ist eine 
einheitliche Bildungsinfrastruktur. n
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Medienkompetenz ist angesagt –  
nicht nur bei Schülern

Training macht den Meister – das kennen wir nicht nur aus der 
Welt des Sports. Auch die berufliche Qualifikation basiert auf ziel-
gerichteter Aus- und Fortbildung. Dazu gehört unter anderem die 
Fähigkeit, moderne Technologien konsequent zu nutzen. Schließ-
lich ist jeder Arbeitgeber darauf angewiesen, dass die Mitarbeiter 
bestmöglich ausgebildet sind und erfolgreich mit moderner Com-
puterunterstützung arbeiten können.

Der Umgang mit Computern ist für 
uns selbstverständlich geworden. Me
dien prägen unsere Welt. Sie infor
mieren und unterhalten, sie verän-
dern Freizeit und Beruf, beeinflussen 
Denken und Handeln. Vor über zehn 
Jahren begann sich die digitale Welt 
rasant zu entwickeln. Vor ebenfalls 
knapp über zehn Jahren gründe-
te sich ein Verein um diese neuen 
Medien auch ins Bildungswesen zu 
transportieren: die Initiative D21. Sie 
ist seit ihrer Gründung zu Europas 
größter Partnerschaft von Politik und 
Wirtschaft für die Informationsgesell-
schaft geworden.

Ein Erfolg versprechender Weg
Seit Ende der neunziger Jahre wird 
auch bei Haufe-Lexware die Unter-
stützung der neuen Medien im Bil-
dungswesen groß geschrieben. Und 
das sowohl im praktischen als auch 
im theoretischen Sinne. Hauptauslö
ser waren damals u. a. zahlreiche An
fragen der berufsbildenden Schulen, 
die großes Interesse daran zeigten, 
ihre Schüler mit den kaufmännischen 
Komplett-Lösungen aktiv vertraut zu 
machen. 

Seitdem stellt Haufe-Lexware Bil-
dungsträgern die bewährten Soft-
ware-Programme für schulische Zwe-
cke zur Verfügung. Ziel war und ist es, 
moderne Informationstechnologie als 
festen Bestandteil in die Schulaus-

bildung einzubinden. Ein Ziel übri- 
gens, das auch in die Lehrpläne der 
gewerblichen Schulen integriert wur-
de. Dementsprechend gehört der 
Einsatz von speziellen Programmen 
im Wirtschaftsunterricht zur gängi
gen Praxis. Denn nur so lässt sich 
die theoretische Stoffbearbeitung 
zu einem praxisbezogenem und zu
gleich handlungs- und prozessorien
tierten Buchführungsunterricht er
möglichen. 

Ein Erfolg versprechender Weg – hin 
zum selbstverständlichen Umgang 
mit modernen Technologien. Denn 
nur die kontinuierliche Arbeit am 
Computer gewährleistet eine fun-
dierte Vorbereitung auf das Berufs-
leben. Die verschiedenen Software-
Lösungen tragen hier aktiv zu einer 
innovativen und zukunftsfähigen Wis
sensvermittlung bei.

Ein must-have auch für Lehrer
Doch der Punkt „Medienkompetenz“ 
ist nicht nur auf Seite der Schüler 
wichtig. Auch die ausbildenden Per
sonen sollten beim Einsatz von Soft
ware fachlich korrekt geschult sein 
und das Wissen medienrelevant ver
mitteln können. Die Bedeutung dieses 
Themas zeigt die Studie „Deutsch-
lands beste Lehrkräfte“ der Initiative 
D21 und TNS Infratest: 14 Prozent 
der Schüler bewerten hier den Ein-
satz der Lehrer bei der Vermittlung 

von Medienkompetenz als schlecht. 
Und 35 Prozent sagen, das Engage-
ment der Lehrkräfte sei annehmbar. 
Bei den Eltern sind 16 Prozent der 
Auffassung, dass Lehrer ihren Schü-
lern das Thema Medienkompetenz 
schlecht vermitteln und 30 Prozent 
geben an, die Vermittlung der Medi-
enkompetenz seitens der Lehrer sei 
annehmbar.

Gemeinsames langfristiges Engagement
Mit dem hauseigenen Train-the-
Trainer Ausbildungsprogramm hat 
Haufe-Lexware hier bereits erste 
Wege beschritten. Anhand umfas-
sender Beratungen und Schulungen 
werden Lehrer bei der Auswahl und 
dem Einsatz der Programme unter-
stützt. Denn als Mitglied der Initiati-
ve D21 liegt es auch Haufe-Lexware 
am Herzen, den Bildungsauftrag ak- 
tiv mitzugestalten und die Institu
tion Schule gesamtheitlich fit für die 
Zukunft zu machen. Für den Wandel 
hin zur Informations- und Wissens-
gesellschaft sind starke Partner-
schaften zwischen Schulen, Verei-
nen – wie die Initiative D21 – und 
Unternehmen die beste Grundlage. 
Haufe-Lexware setzt hier auf ein 
gemeinsames und langfristiges En-
gagement zur Unterstützung der zu-
künftigen Generationen. n
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Berufliche Weiterbildung im Web 2.0-Zeitalter

Twitter, Blogs, YouTube, Wikipedia, Podcasts, Facebook – alles 
Instrumente des Web 2.0-Zeitalters, die unseren privaten wie auch 
beruflichen Alltag zunehmend beeinflussen. Dass diese Technolo-
gien und Angebote auf einfache Weise in die berufliche Weiterbil-
dung integriert werden können, ist zwar vielen bewusst, gelebt und 
aktiv eingesetzt wird es bislang von noch relativ wenigen Nutzern 
und Weiterbildungsanbietern. 

Lediglich durchschnittlich 31 Pro-
zent (Eurostat 2009) der EU-Bevöl-
kerung nutzen aktuell das Internet, 
um zu lernen und sich gezielt weiter-
zubilden. 

Wichtige Voraussetzungen müssen 
gegeben sein
Damit die digitalen Technologien 
aktiv in der Weiterbildung eingesetzt 
werden, müssen gewisse Grundvo-
raussetzungen gegeben sein. Dazu 
gehört zum einen, dass die Nutzer 
über ausreichend Medienkompetenz 
verfügen und den neuen Technolo-
gien offen gegenüberstehen. Zum an-
deren müssen die Lernenden bereit 
sein, ihr Wissen offen mit anderen zu 
teilen, sich selbst aktiv in den Wis-
sens- und Lernprozess einzubringen 
sowie ihr Lernen selbst zu steuern. 
Dies ist für die junge Generation, die 
so genannten Digital Natives, nichts 
Neues. Für Erwachsene, die nicht mit 
den neuen Medien groß geworden 
sind und für die lebenslanges Ler-
nen in ihrem beruflichen Alltag von 
besonderer Bedeutung ist, erfordert 
dies einen grundsätzlichen Wandel 
in ihrer Lerneinstellung. 

Darüber hinaus bedarf die Anwen-
dung offener, kollaborativer Tech-
niken nicht nur ein Umdenken bei 
den Nutzern, sondern auch bei den 
Weiterbildungsanbietern selbst. Der 
Wunsch, Web 2.0-Technologien ein-

zuführen, ist in vielen Institutionen 
vorhanden. Jedoch wurden die not-
wendigen institutionellen Verände
rungsprozesse im Sinne eines Chan-
ge Managements und der Aufbau von 
Web 2.0-Kompetenzen der Mitarbei-
ter sowie der Dozenten von vielen 
unterschätzt. 

So verlangen Web 2.0-Technologien 
einen Wandel in der Unternehmens-
kultur – weg von der hierarchischen, 
zentralen Steuerung und hin zur 
Selbstorganisation von Teams, in 
denen Führungskräfte eher moderie-
ren als führen. Ein „Do-it-yourself“-
Ansatz, der sowohl Unterrichtende 
als auch Studierende leitet, erfor-
dert angepasste IT-Infrastrukturen 
– idealerweise eine Integration ver-
schiedener Webapplikationen zur 
Unterstützung unterschiedlichster di
daktischer Möglichkeiten. 

Offene Lern- und Lehrstrukturen
Vor diesem Hintergrund sind für eine 
erfolgreiche Einführung von Web 2.0- 
Technologien in der beruflichen Qua-
lifizierung folgende Veränderungen 
in der Unternehmenskultur wichtig: 
Interne Strukturen müssen sich in 
Richtung einer offenen Unterneh-
mens- und Lernkultur wandeln. Dazu 
ist die Akzeptanz der Anwender, kol
laboratives Lernen und Arbeiten ak
tiv umzusetzen, zwingend notwendig. 
Zudem wird eine Schaffung nachhal-

tiger Anreize zur aktiven Teilnahme 
von Trainern und Lernenden in einer 
offenen Lern- und Lehrumgebung 
immer wichtiger. 

Web 2.0-Trainingsprogramm
Um die Einbindung von Web 2.0-In-
strumenten in die berufliche Weiter-
bildung voranzutreiben und die er-
forderlichen Veränderungsprozesse 
zu intensivieren, bedarf es somit 
weiterer, zielgerichteter Maßnahmen. 
Die MFG Baden-Württemberg entwi-
ckelt daher gemeinsam mit europä-
ischen Partnern im Rahmen des von 
der EU geförderten Projektes SVEA   
(www.svea-project.eu) ein Web 2.0- 
Trainingsprogramm. Hierfür wird ein 
enger Austausch mit europäischen 
Weiterbildungsinstitutionen etabliert, 
um ihre konkreten Bedarfe zu ermit-
teln, aber auch um sie für das The-
ma Web 2.0 in der Weiterbildung zu 
sensibilisieren und ihnen die Chan-
cen und Möglichkeiten des Web 2.0 
aufzuzeigen. Das Trainingsprogramm 
wird ab Januar 2011 Trainer der Er-
wachsenenbildung in der Nutzung von 
Social Media ausbilden und ihnen die 
Möglichkeit geben, neue Lehrmetho-
den auf einer eigens entwickelten 
Online-Plattform zu testen. Die Trai-
ner können sich so die erforderlichen 
Kompetenzen aneignen, die sie für 
die Anwendung von Web 2.0 in ihren 
Kursen benötigen. n
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IT – ein entscheidender Innovationstreiber  
für die Hochschulen

In der Öffentlichkeit wird die Bolognareform als der wesentliche 
Veränderungsprozess der deutschen Hochschullandschaft wahr-
genommen – zu Recht. Dennoch darf nicht übersehen werden, 
dass an den Hochschulen in den vergangenen zehn Jahren eine 
Reihe weiterer tief greifender Veränderungsprozesse eingeleitet 
wurde. Viele dieser Veränderungsprozesse wären ohne den Einsatz 
moderner IKT nicht denkbar.

IT ist eine Querschnittstechnologie 
geworden, die alle Bereiche einer 
Hochschule durchdrungen hat. Die 
Modernisierung klassischer Studien
gänge, die Entwicklung innovativer 
Studienangebote, die Optimierung 
der Studienbedingungen, vielfältige 
Formen der Lernunterstützung sowie 
die Steigerung der Effektivität und 
Effizienz der Hochschulverwaltung 
und -steuerung basieren oft auf dem 
Einsatz modernster IT-Werkzeuge.

Die Art des Lehrens und Lernens 
verändert
Professionelle Softwaresysteme, etwa 
in den Bereichen CAD, FEM und Sta
tistik sowie moderne Computeralge
brasysteme, ermöglichen den prak- 
tischen Einsatz komplexer (mathe
matischer) Modelle. Sie ermöglichen 
die exakte Lösung von Gleichungs
systemen, die Visualisierung komple
xer Zusammenhänge, die Simulation 
von (stochastischen) Prozessen und 
das Arbeiten mit realen Datenbestän
den. Neue Medien, wie z. B. White
boards, der Einsatz des Internet oder 
von lokalen lernpädagogischen Net-
zen, verlangen von den Lehrenden 
eine andere Art der Vorbereitung und 
Durchführung ihrer Lehrveranstaltun
gen und von den Studierenden neue 
Formen des Wissenserwerbs.

E-Learning ermöglicht, alternativ oder 
ergänzend zur klassischen Präsenz-

lehre, die individuelle Gestaltung des 
Lernprozesses, die individuelle Be-
treuung von Studierenden und eine 
individuelle berufsbegleitende Wei-
terbildung. E-Learning leistet dabei 
einen Beitrag zur Chancengerech-
tigkeit. Studierende mit Kindern und 
ausländische Studierende können ih-
ren Lernprozess besser ihren indivi-
duellen Bedürfnissen anpassen und  
zusätzliche Formen der Unterstützung 
nutzen. Dies gilt ebenso für kranke 
und behinderte Menschen, insbe
sondere im Zusammenspiel mit spe
ziellen IT-Werkzeugen für Behinderte.

Möglichkeiten für Forschung und  
Technologietransfer verbessert
In den Bereichen Forschung, Entwick-
lung und Technologietransfer spielen 
nationale und internationale Koope- 
rationen eine immer größere Rolle. 
Partner sind Hochschulen, außer
universitäre Forschungseinrichtun
gen und Wirtschaftsunternehmen. 
Hervorragende Beispiele sind die 
vom BMBF geförderten Spitzenclus
ter, z. B. das Cluster „Softwarein- 
novationen für das digitale Unterneh
men“, oder die in den Forschungsrah-
menprogrammen der EU geförderten 
Projekte. Die Wechselwirkung zwi-
schen der Ausstattung der Hoch-
schulen mit der geeigneten IT und 
ihrer Fähigkeit, im Rahmen solcher 
Netzwerke wettbewerbsfähig zu sein, 
ist offensichtlich.

Hochschulkommunikation, -verwaltung 
und -steuerung modernisiert
Eine moderne Hochschule bietet über 
ihre Homepage den Studieninteres-
senten eine Vielzahl von Zugängen: 
zur Erstinformation über das Studi-
enangebot, zur Bewerbung für den 
gewünschten Studiengang und zur 
Immatrikulation. Die gesamte Stu-
dierendenverwaltung basiert auf spe-
ziellen IT-Anwendungen und umfasst 
bspw. die Überprüfung der Zahlung 
von Studiengebühren, die Ausstel-
lung von Studentenausweisen und 
die Zuweisung hochschulinterner E-
Mail-Adressen und Berechtigungen. 
Das Lehrveranstaltungsmanagement 
und die Organisation des Prüfungs
wesens erfolgen IT-unterstützt und 
ermöglichen eine neue Serviceorien-
tierung der Hochschule gegenüber 
ihren Studierenden.

Im Rahmen der Forderungen nach 
einer effektiven und effizienten Hoch
schulverwaltung und Hochschulsteu
erung entstanden neue Ansprüche 
an das Ressourcenmanagement und 
an das zugehörige Controlling und 
Reporting. Im Verwaltungsbereich 
wurde der Einsatz professioneller 
Software zwingend erforderlich. Ein
zelne Bundesländer wollen dem Bei- 
spiel von Hessen folgen und für ihr 
Land einen Konzernabschluss vorle
gen, der auch die Hochschulen ein
bezieht.

Fazit
Die IT erweist sich, wie bei großen 
und mittleren Wirtschaftsunterneh-
men, auch an den Hochschulen als 
ein entscheidender Treiber für Pro-
dukt- und Prozessinnovation sowie 
als Wettbewerbsfaktor. n
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Vorfahrt für Bildung

Bildung ist die Kernfrage des 21. Jahrhunderts. Ob Menschen 
ihren Wohlstand mehren, am gesellschaftlichen Leben teilhaben 
oder Chancen für eine bessere Zukunft erhalten können, hängt 
von Bildung ab. Sie ist inzwischen auch für die Lösung vieler 
internationaler Konflikte maßgebend, die rein politisch schwer und 
militärisch kaum zu lösen sind. 

Angesichts der Globalisierung, des 
demografischen Wandels und der 
Entwicklung der Wissenswirtschaft, 
nimmt Bildung immer mehr eine 
Schlüsselposition zur Lösung anste
hender Herausforderungen ein. Wäh
rend zur Jahrtausendwende im OECD- 
Raum rund 15 Prozent der Bevölke-
rung älter als 65 Jahre waren, wird ihr 
Anteil 2030 bereits 25 Prozent be-
tragen. Nahmen in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts Erwerbstätige 
um 76 Prozent zu, wird ihre Zahl in 
der ersten Hälfte dieses Jahrhun-
derts nur noch um vier Prozent stei-
gen. Die Bevölkerungsstruktur wirkt 
sich so auf das Wachstumspotenzial 
der Länder aus: In Europa dürfte die 
potenzielle Jahreswachstumsrate der
zeit bei 2,3 Prozent liegen, 2050 aber 
wird sie wahrscheinlich nur noch 0,5 
Prozent betragen.

Anpassung an das Tempo des Wandels
Die Folge ist: Mehr Menschen wer-
den mehr arbeiten müssen, denn 
es gibt wenig junge Leute, die die 
Arbeit erledigen können. Aber läng
er arbeiten bedeutet, sich weiterzu
bilden, neue Kompetenzen zu erwer
ben und sich an das Tempo des 
Wandels anzupassen. Wer in diesem 
globalen Wettbewerb bestehen will, 
muss daher in Bildung investie-
ren. Das gilt für einzelne Menschen 
ebenso wie für einzelne Staaten. Ziel 
einer umfassenden Bildung, die mit 

der Vorschule beginnt und sich über 
Schule und Hochschule bis zu Wei-
terbildungseinrichtungen erstreckt, 
ist und bleibt: Begabungen fördern, 
Bildungszugang erleichtern und Bil
dungsaufstieg ermöglichen. So schaf
fen wir soziale Gerechtigkeit, stärken 
die gesellschaftliche Teilhabe und 
erweitern die Mittelschicht, die auch 
Stütze für den sozialen Frieden ist. 
Wir wollen in Deutschland bis 2015 
sieben Prozent des Bruttoinlands-
produkts für Bildung ausgeben. Ein 
wichtiges Ziel! Aber mehr Geld heißt 
nicht automatisch bessere Bildung. 
Entscheidend ist vielmehr die Frage, 
wo man dieses Geld einsetzt. 

Was wir brauchen, ist zunächst eine 
enge Allianz von Bildungs- und Fami-
lienpolitik, denn Kinder lernen am An-
fang am meisten. Daher müssen wir 
dieses enge Zeitfenster besser nut
zen. Bundesweit vergleichbare Qua
litätsstandards in der vorschulischen 
Bildung und vor allem beitragsfreie 
Kindergärten im Rahmen des gesetz-
lichen Anspruchs haben eine wichtige 
Hebelwirkung, denn bei uns entschei-
det leider die soziale Herkunft immer 
noch über Bildungserfolge. Das muss 
bereits mit der frühkindlichen Bildung 
geändert werden.

Auch die Schule gilt es neu zu den-
ken. Wir brauchen eine vielfältige Bil
dungslandschaft, um Talente und Be- 

gabungen individuell ausbilden zu 
können. Starre Lehrpläne sind hier 
von Nachteil. Klare und national gül-
tige Bildungsziele, Personalfreiheit 
und ein Budget zur eigenverantwort
lichen Bewirtschaftung hingegen eig
nen sich am besten dazu, die Qua-
lität der Schulen zu verbessern. Die 
bundesweite Anerkennung aller er-
worbenen Abschlüsse muss endlich 
selbstverständlich werden. 

Stärkere digitale Teilhabe
Talentförderung muss sich auch im 
Studium fortsetzen. Deshalb ist es er-
forderlich, Stipendien auf mittelfristig 
mindestens zehn Prozent unabhängig 
vom Verdienst der Eltern und allein 
nach dem Kriterium der fachlichen 
Begabung zu vergeben und den Hoch
schulen zu erlauben, frei über die 
Erhebung von Studiengebühren zu 
entscheiden, die durch nachgelager
te Finanzierungsmöglichkeiten sozi
alverträglich gestaltet werden kön-
nen. Viele Betriebe klagen heute 
über Fachkräftemangel in den so ge-
nannten MINT-Berufen. Bessere Stu-
dienbedingungen könnten helfen, die 
hohe Abbrecherquote in diesen Fä
chern zu verringern und langfristig die  
gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung 
des Landes zu erhöhen. Mehr alters-
gerechte Angebote müssen wir in 
der Weiterbildung unterbreiten, wozu 
auch stärkere Teilhabe an der digi-
talen Welt gehört.

Wir dürfen kein Talent brach liegen 
lassen. Deshalb brauchen wir ein ge
rechtes, leistungsfähiges und durch-
lässiges Bildungssystem. Nur so wer-
den wir der Arbeitswelt gerecht, noch 
wichtiger aber dem fundamentalen 
Bürgerrecht auf Bildung. n
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Bildung als Orientierung im digitalen Zeitalter

Die Datenmenge nimmt stetig zu. Daher beantworte ich die Frage 
„Daten – die neue Leitwährung im digitalen Zeitalter?“ mit einem 
„Ja“. Gleichzeitig stellen sich zwei Fragen: Was ist wichtig? Und 
was ist veraltet? Diese Fragen gelten auch für Bildung heute. Sie 
muss neben dem Wissenserwerb zu Bewertung und Differen-
zierung befähigen. Bildung zeigt den Weg zum Wissen. Das wird 
besonders deutlich beim Nutzen neuer Medien.

Der Grundstein für Medienkompe-
tenz wird in der Schule gelegt. Eine 
aktuelle Umfrage von TNS Infratest 
im Auftrag von D21 offenbart, dass 
nur gut ein Drittel der Schüler den 
Computer einmal pro Woche im Un-
terricht außerhalb der Informatikstun
den einsetzt. Die Zahl derjenigen, die 
ihr eigenes Notebook in die Schule 
mitbringen dürfen, liegt bei 15 Pro-
zent, die sich je nach Schulform 
stark unterscheiden: vier Prozent in 
Hauptschulen, 13 in Realschulen und 
27 Prozent in Gymnasien. Die Mög-
lichkeiten neuer Medien dürfen je-
doch bestehende Unterschiede nicht 
vertiefen. Sie dürfen nicht zu einem 
Digital Divide führen. 

Neue Medien gezielt nutzen
Es muss gelingen, neue Medien ge- 
zielt einzusetzen, um Menschen den 
Aufstieg durch Bildung zu ermög-
lichen. PISA 2006 zeigte, dass in 
Deutschland etwa 20 Prozent der 
Schülerinnen und Schüler zu jener 
Gruppe gehören, deren Lese- und 
mathematische Kompetenz auf oder 
unter Kompetenzstufe I liegt. Acht 
Prozent der Jugendlichen verlassen 
das Bildungssystem ohne Abschluss 
und 40 Prozent der Jugendlichen 
mit Hauptschulabschluss fehlt zwei- 
einhalb Jahre nach Verlassen der 
Schule ein Ausbildungsvertrag. Nach 
einer Anfang April 2010 vorgestell- 
ten Umfrage des Deutschen Indus

trie- und Handelskammertages kla
gen fast drei Viertel der Betriebe über 
mangelnde Ausbildungsreife von Be-
werbern und meinen damit zu wenig 
Schulwissen und fehlende persön-
liche Kompetenzen. Mit diesen Zah-
len dürfen wir uns nicht abfinden.

Aufstieg durch Bildung nutzen
Wenn wir zur Bildungsrepublik wer-
den wollen, müssen wir den Weg zur 
Bildung für alle ebnen. Digitale Me-
dien bieten dafür große Potentiale. 
Sie können unabhängig von Ort und 
Zeit genutzt, auf individuelle Zielgrup
pen und Anforderungen ausgerichtet 
werden. Und was noch viel besser  
ist: Interaktivität und Vernetzung er
lauben es, Inhalte gemeinsam zu er-
arbeiten, ohne am selben Ort zu sein, 
Materialien weiterzuentwickeln und 
gleichzeitig damit zu lernen, Erfahrun
gen ohne Zeitverzug auszutauschen 
und sogar spielerisch zu lernen. Er-
fahrungen aus Alphabetisierungsini
tiativen zeigen einen weiteren Vorteil: 
Die Anonymität erleichtert den ersten 
Schritt zur Bildung.

An den Lernort Netz heranführen
Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) unterstützt 
die Entwicklung, die Erprobung und 
den Einsatz neuer Bildungsangebote 
mit digitalen Medien im Rahmen  
von zwei Förderrichtlinien mit insge-
samt rund 60 Millionen Euro. Zen-

traler Ansatzpunkt ist das Bildungs- 
personal, d. h. Ausbilder, Lehrer, Er
zieher. Daher wird die erfolgreiche 
Qualifizierungsinitiative zur Fort- und 
Weiterbildung von Erzieherinnen und 
Erziehern fortgesetzt. Bislang konn-
ten wir 10.000 Erzieher schulen und 
so an den Lernort „Netz“ heranfüh-
ren. Nun sollen weitere 10.000 pä-
dagogische Fachkräfte im frühkind-
lichen Bereich qualifiziert werden.

Zehn Prozent für Bildung und Forschung
Die Bundesregierung setzt auf Bil-
dung als Schlüssel zu Wissen und 
Kompetenz und damit zur sozialen 
Teilhabe und zur Chance auf Auf
stieg. Der Bund erhöht seine Ausga-
ben für Bildung und Forschung bis 
2013 um insgesamt zwölf Milliarden 
Euro. Das Ziel lautet: Zehn Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts für Bil-
dung und Forschung. 

Qualifizierungsinitiative für Deutschland
Wirken kann diese Politik nur, wenn 
schlagkräftige Konzepte dahinter ste
hen und alle Partner entlang der Bil
dungskette Hand in Hand arbeiten. 
Daher haben Bund und Länder beim  
Bildungsgipfel gemeinsam eine Qua- 
lifizierungsinitiative für Deutschland 
vereinbart. Darum fördern wir Bil
dungsbündnisse vor Ort. In dieser Le- 
gislaturperiode ist insgesamt eine 
Milliarde Euro eingeplant, um Bil
dungsbündnisse zu stärken, die sich 
um benachteiligte Kinder an Grund-
schulen kümmern. Auf diese Weise 
wollen wir allen Kindern reale Bil-
dungschancen eröffnen. Sie werden 
befähigt, mit der Leitwährung Daten 
im digitalen Zeitalter zu zahlen. Bil-
dung übernimmt sozusagen die Rol-
le des Währungshüters. n
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Digitale Integration 2.0 – die Vermittlung von 
Onlinekompetenz bleibt wichtig 

Über zwei Drittel der deutschen Bevölkerung sind online. Per Smart-
phone ist das Internet auch ohne Computer überall und einfach 
abrufbar. Kontakte werden über digitale Netzwerke gepflegt, Face-
book und Co. steigen nicht nur bei jungen Nutzern in der Beliebt-
heit. Insgesamt sieht es so aus, als wären wir längst angekommen 
in der vernetzten Gesellschaft. Brauchen wir tatsächlich noch eine 
gezielte Förderung der Digitalen Integration?

Als Projektbüro für die Initiative „In
ternet erfahren“ werden wir mit dieser 
Frage immer wieder konfrontiert. Viele 
Menschen, die sich nicht explizit mit 
der Topografie der Internetnutzenden 
beschäftigen, wissen nicht, dass in 
Deutschland über 23 Millionen Men-
schen im digitalen Abseits stehen. 
Und ebenso wenig, dass soziodemo
grafische Faktoren wie Herkunft, Al
ter, Geschlecht, formale Bildung oder 
Gesundheitszustand noch immer ei-
ne so starke Rolle für Internetkompe- 
tenz spielen.

„Gefühlte“ Internetnutzung anders  
als die faktische
Eine Studie zur Wahrnehmung der 
Internetnutzung, die im Rahmen der 
Initiative „Internet erfahren“ durch-
geführt wurde, hat gezeigt: Die An
zahl der Internetnutzenden wird 
deutlich überschätzt, von den Jün-
geren noch stärker als von den Äl-
teren. Besonders aktive Internetnut
zerinnen und -nutzer gehen davon 
aus, dass alle „drin“ sind. Offliner un-
terschätzen wiederum die tatsäch- 
liche Quote. Die „gefühlte“ Internet
nutzung ist also für viele anders als 
die faktische. Neben Information und 
Aufklärung gewinnen daher Maßnah-
men an Bedeutung, die Bürgerinnen 
und Bürger einbeziehen und zivilge-
sellschaftliches Engagement für die 
Vermittlung von Internetkenntnissen 
unterstützen.

Initiative „Internet erfahren“
Genau hier setzt die Initiative „Inter-
net erfahren“ des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Technologie 
an: Im Mittelpunkt stehen engagier-
te Bürgerinnen und Bürger im Umfeld 
von Internetneulingen und -nutzern. 
Sie für diese Thematik zu sensibili-
sieren und zu aktivieren, ist zentraler 
Ansatzpunkt. Die Idee stammt von 
den drei Partnern (BAGSO, Kompe-
tenzzentrum Technik-Diversity-Chan-
cengleichheit e. V., Stiftung Digitale 
Chancen) mit langjähriger Praxiser-
fahrung mit unterschiedlichen Ziel-
gruppen. Im Vordergrund aller Ein-
zelmaßnahmen steht der Nutzen des 
Webs für die jeweiligen Zielgruppen. 
So werden im Programm „Erlebnis 
Internet“ Ehren- und Hauptamtliche 
in der Seniorenarbeit darin geschult, 
Online-Angebote in ihre Arbeit ein-
zubinden. Das Programm „Internet-
Patinnen und -Paten“ zielt darauf 
ab, Interneterfahrene für eine Paten- 
schaft zu gewinnen und sie bei der 
Umsetzung zu begleiten. Im Pro-
gramm „Inklusive Internet“ agieren 
in der sozialen Arbeit Tätige als Mul-
tiplikatoren und beziehen bei der 
Vermittlung von Internet und Web 
2.0 das Lebens- und Lernumfeld ih-
rer Klientengruppen mit ein.

Digitale Kompetenz weiter fördern
Mit technischen Entwicklungen wie 
Web 2.0 Schritt zu halten und diese 

in Beruf und Alltag sinnvoll einzuset-
zen, fällt auch geübten Usern nicht 
immer leicht. Deshalb bleibt die Ver
mittlung von Medienkompetenz für 
alle Bürgerinnen und Bürger eine 
wichtige Aufgabe. Damit das Vorha-
ben gelingt, sollten viele Akteure an 
der Umsetzung arbeiten und ihre je-
weiligen Erfahrungen, Kontakte und 
Kompetenzen einbringen.

Es bleibt einiges zu tun
Die Mitglieder der Initiative D21 wer-
den also auch zukünftig einiges zu 
tun haben. Denn die digitale Spal-
tung setzt sich in der Netzgemein-
de fort. Das zeigen die Zahlen der 
D21-Studie „Digitale Gesellschaft“: 
Neben den „digitalen Außenseitern“ 
(35 Prozent), die gar nicht an der 
digitalen Gesellschaft teilnehmen, 
zählen weitere 30 Prozent der Deut-
schen zu den „Gelegenheitsnutzern“ 
mit geringen digitalen Kenntnissen 
und begrenzter Nutzungsintensität 
und -vielfalt. Wir können uns also 
nicht allein über steigende Nutzer-
zahlen freuen. Die Vermittlung von 
Medienkompetenz bleibt eine He-
rausforderung – mit jeder wichtigen 
technischen Innovation und solange 
soziodemografische Faktoren den 
Zu-gang zum Internet für Bevölke-
rungsgruppen einschränken. Nicht 
jeder muss online sein – aber es 
sollte jeder und jede die Chance 
bekommen, dies selbst zu entschei-
den. n

Anja Rechenberg

LoeschHundLiepold 

Kommunikation GmbH

 

a.rechenberg@lhlk.de
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Zehn Jahre Girls’Day – Mädchen-Zukunftstag

„Informiert Euch, probiert Euch aus und geht mutig Euren Weg!“ 
So heißt es auf der Startseite von www.girls-day.de. Anlässlich des 
Girls’Day-Jubiläums werden alle Schülerinnen in Deutschland von 
Schirmherrin Bundeskanzlerin Angela Merkel zur Teilnahme auf-
gerufen. Es geht um die Zukunft sowohl für Mädchen als auch für 
Betriebe auf der Suche nach Nachwuchsfachkräften. Zehn Jahre 
Girls’Day geben Anlass zu einer Zwischenbilanz.

Bundeskanzlerin Angela Merkel un
terstützt mit ihrer Schirmherrschaft 
für das erfolgreiche Projekt des  
Kompetenzzentrums Technik-Diver
sity-Chancengleichheit die Zielset-
zung, Mädchen für technische und 
naturwissenschaftliche Berufe zu be
geistern. Angesichts des steigenden 
Fachkräftebedarfs wird dieses An-
liegen in den nächsten Jahren noch 
an Bedeutung gewinnen. Seit dem 
ersten Girls’Day im Jahr 2001 ist 
schon einiges erreicht. 

Aktionstag: Erkundung zukunfts
orientierter Berufe
Durch den Aktionstag haben be-
reits über eine Million Mädchen 
bei über 60.000 Veranstaltungen 
zukunftsorientierte Berufe erkunden 
können, in denen Frauen noch unter
repräsentiert sind. In zehn Prozent 
der beteiligten Unternehmen sind 
heute ehemalige Teilnehmerinnen in 
technischen Berufen tätig. Dass der 
Girls’Day eine wirkungsvolle Maß-
nahme ist, beweisen auch tenden-
ziell steigende Frauenanteile in tech-
nischen Ausbildungsberufen, z. B. 
in der Fachinformatik oder Mecha-
tronik. Seit Einführung des Girls’Day 
entwickeln sich die Zahlen zudem 
im Bereich Studium günstig. Mit 
über 21.000 Studienanfängerinnen 
in den Ingenieurwissenschaften be-
gannen zuletzt so viele Frauen wie 
noch nie ein Technikstudium. 

Studie: Girls’Day-Teilnehmerinnen 
bewerten Technikberufe immer positiver 
Auch auf das Image technischer 
und sozialer Berufe hat der Girls’Day 
Einfluss: Die Studie „Berufsimages 
aus der Sicht von Girls’Day-Teilneh
merinnen“ vergleicht die Einschätz
ung technischer und sozialer Berufe 
im Längsschnitt. Die Befragung zum 
Girls’Day zeigt, dass die teilnehmen
den Schülerinnen technisch-natur
wissenschaftliche Berufe im Zeitver-
lauf zunehmend positiver bewerten. 
So sehen sie technisch-naturwissen
schaftliche Berufe heute häufiger als 
abwechslungsreich an als noch vor 
fünf Jahren. 

Außerdem betrachten die befragten 
Mädchen technische Berufe seltener 
als menschenfern oder langweilig 
und gehen verstärkt von einer ho
hen Bedeutung von Teamarbeit in 
technischen Berufen aus. Die beruf-
lichen Chancen in technisch-natur
wissenschaftlichen Berufen sehen 
sie zunehmend positiv. Immer mehr 
Mädchen gehen von guten Auf-
stiegsmöglichkeiten aus. 

Girls’Day-Auftakt der Initiative D21  
bei der Bundeskanzlerin
Am Tag vor dem Girls’Day findet 
in bester Tradition die Auftaktver
anstaltung mit Berliner Schülerin
nen sowie Mitgliedsunternehmen 
der Initiative D21 im Bundeskanz

leramt statt. Dieses Jahr begrüßte 
die Schirmherrin Bundeskanzlerin  
Angela Merkel die Mädchen. Ge-
meinsam mit Bundesfamilienminis
terin Kristina Schröder begleitete sie 
den Technik-Parcours der Schülerin
nen und gab so den Startschuss für 
den zehnten Girls’Day. 

Wertvolle Einblicke
Am 14. April 2011 ist der nächste 
Mädchen-Zukunftstag. Gefördert wird 
er vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung, dem Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und aus Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds. Ein 
breites Aktionsbündnis, das aus bei
den Ministerien, den Spitzenverbän
den der Wirtschaft, der Initiative D21, 
der Bundesagentur für Arbeit und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
besteht, unterstützt den Girls’Day 
und ermöglicht wertvolle Einblicke 
in Technik, IT, Naturwissenschaften 
und Handwerk. n

Carmen Ruffer

Leitung Kommunikation 

Kompetenzzentrum 

Technik-Diversity- 

Chancengleichheit e. V. 

ruffer@kompetenzz.de
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Digitale Kommunikation und das Studium  
der Kommunikation

Die Digitalisierung der Kommunikation basiert zwar auf der Digita-
lisierung der Kommunikationsstrukturen, erschöpft sich aber nicht 
darin. Kommunikation auf Basis der digitalen Medien eröffnet über 
traditionelle Kommunikation wie z. B. Print, TV und Events hinaus 
die Möglichkeit, Visual-Design, 2D- und 3D-Animationen, Sound, 
Video und Game innovativ mit einzusetzen. 

Neuartige digitale Kommunikations-
beziehungen können entwickelt wer-
den, die u. a. Social Media und Mo-
bile Marketing in einem effizienten 
Kommunikationsmix einbinden. 

Nicht ohne Risiko
Diese Art der Kommunikation in 
Unternehmen kann zum einen nach 
innen zur aktiven Einbindung aller 
Mitarbeiter im Sinne des Wissens-
managements und der Mitarbeiter
identifikation strategisch eingesetzt 
werden. Zum anderen kann sie zur 
zielgruppengerechten Ansprache und 
Einbindung der (potentiellen) Kun-
den in die Unternehmenskommuni-
kation kreativ ausgestaltet werden. 
Dieser zeitgemäße Umgang mit der 
auf Interaktivität mit den Kunden 
beruhenden Marktkommunikation ist 
allerdings nicht ohne Risiko. 

Während in der traditionellen ein-
seitigen Kommunikation vom Unter-
nehmen zum Kunden die gesamte 
Gestaltung der Kommunikationsmit
tel und -inhalte in der Hand des Un-
ternehmens liegt, besteht bei einer 
zweiseitigen Kommunikation die Mög
lichkeit bzw. Gefahr einer interaktiven 
Reaktion durch die Kunden, die im 
Sinne der eigentlichen Marktkommu-
nikation kontraproduktiv sein kann. 
Zwar besteht auch bei der einsei-
tigen Kommunikation durch Marke-
tingfehler die Gefahr einer negativen 

Reaktion, allerdings ist die Mög-
lichkeit einer ungewollten Reaktion 
seitens der Kunden als interaktiv 
agierende Zielgruppe stets genuin 
gegeben.

Die Realisierung dieser innovativen 
Konzepte mit einer strukturell ange-
legten zweiseitigen Kommunikation 
nicht nur in und durch Unternehmen 
erfordert Hochschulabsolventen, die 
sowohl die aktuellen technischen 
Möglichkeiten der digitalen Medi-
en kennen und einsetzen, als auch 
diese und die Bedürfnisse nach In-
teraktivität bei der Zielgruppe kon-
zeptionell aufgreifen und bedienen 
können. Hierzu bedarf es Studien
inhalte, die es den Studenten u. a. 
erlauben, Visual-Design am prak-
tischen Beispiel zu erproben, Anima-
tionen mit unterschiedlichen Werk-
zeugen digital zu erstellen sowie 
Sound- und Video-Projekte von der 
Aufnahme bis zur Postproduktion zu 
realisieren.

Realistische praktische Projekte
Die konzeptionelle Kreativität der 
Studenten sollte sich z. B. in Marke-
tingkonzepten entwickeln, in denen 
eine spannende Story innovativ prä-
sentiert wird, in die sich harmonisch 
geeignete digitale Medien einbinden 
lassen und durch die die neuen Di-
alogbedürfnisse der Zielgruppe er-
füllt werden können. Diese Anforde-

rungen an ein Studium dürfen sich in 
der Hochschule nicht in der theore-
tischen Erörterung der Chancen und 
Möglichkeiten erschöpfen, sondern 
müssen in realistischen praktischen 
Projekten eingeübt, erprobt und op-
timiert werden.

Teil der unternehmerischen  
Gesamtkommunikation
Zentral in der Lehre muss bleiben, 
dass der Einsatz der neuen digitalen 
Medien nicht zum Selbstzweck wer-
den darf, oder dass der Dialog mit 
den Kunden aufgesetzt wirkt. Die 
digitale Kommunikation als Teil der 
Gesamtkommunikation im unterneh-
merischen Umfeld ordnet sich dem 
Ziel unter, das Erscheinungsbild des 
Unternehmens oder eines Produkts 
in allen Facetten so darzustellen, 
dass das Ziel dieser Kommunikati-
on erreicht wird und sich möglichst 
positiv von Mitbewerbern abhebt. 
Angehende Studenten der Kommu-
nikation, z. B. in der Fachrichtung 
Kommunikationsdesign, sollten das 
Studienangebot der staatlichen und 
privaten Hochschulen daraufhin über-
prüfen, ob die Themen der innova-
tiven digitalen Kommunikation, der 
integrale Einsatz der multimedialen 
Medien und die Organisation der 
Realisierung der digitalen Kommuni-
kation mit der Zielgruppe angeboten 
werden.

Die Gestaltung der Kommunikation 
ohne konzeptionelle und praktische 
Einbindung der digitalen Medien ist 
heute nicht mehr denkbar und muss 
daher im einschlägigen Studium hin-
reichend Berücksichtigung finden. n

Prof. Dr. Peter Schisler

Hochschullehrer der  

IB-Hochschule Berlin,

Geschäftsführer  

L4 – Institut für Digitale 

Kommunikation GmbH

peter.schisler@L-4.de
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KAPITEL 3

VERTRAUEN
Die digitalen Medien weisen neben den 
bekannten Vorteilen – permanente Er-
reichbarkeit, räumliche Unabhängigkeit, 
einfacher Datenaustausch – auch erheb-
liche Risiken auf. Die Internetnutzenden 
hinterlassen überall Spuren; parallel zur 
Nutzungs- steigt auch die Kriminalitäts-
rate. Viele „digitale Außenseiter“ bleiben 
dem Internet aus Angst vor Datenmiss-
brauch fern. Vertrauen in Plattformen und 
Dienste muss die Grundlage für unser 
Handeln im globalen Netzwerk darstellen. 
Dafür sind eine größere Transparenz, Auf-
klärung, Verantwortung und klare Regeln 
unabdingbar. Der Internetnutzende muss 
selbst entscheiden, wie viel persönliche 
Information er bzw. sie preisgibt. Und da-
bei spielt Vertrauen in die Datensicherheit 
eine elementare Rolle.
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Weniger ist mehr: Verantwortungsvoller  
Umgang mit Daten

In Deutschland ist der Datenhunger ausgebrochen. Soziale 
Netzwerke im Internet scheinen derzeit alles zu tun, um an Kon-
takt- oder persönliche Daten zu gelangen. Quasi täglich wird der 
Nutzer aufgefordert, immer mehr von sich preiszugeben: weitere 
E-Mail-Adressen, Hobbys, Interessen oder Namen aus dem Freun-
deskreis. Oftmals kommen die Abfragen sehr harmlos daher oder 
suggerieren sogar einen Mehrwert für den Nutzer.

Dahinter steht ein klares wirtschaft-
liches Interesse: Je mehr über den 
Nutzer bekannt ist, desto zielgenauer 
kann er mit Werbung und kosten-
pflichtigen Angeboten versorgt wer-
den. Je mehr er über seine Freunde 
preisgibt, desto mehr neue Teilneh-
mer kann das Netzwerk akquirie-
ren. Zunehmend stellt sich jedoch 
die Frage, ob sich die Anbieter da-
mit langfristig nicht mehr schaden 
als sie davon profitieren. Beispiel 
Facebook: Die Plattform gerät we-
gen laxen Datenschutzverhaltens zu
nehmend in die öffentliche Kritik – 
ein herber Imageverlust droht.

Sorgfalt ist Trumpf: Datenschutz in der 
Öffentlichkeitsarbeit
Der Hunger nach Daten ist auch für 
Unternehmen ein Thema, die im Be-
reich Öffentlichkeitsarbeit unterwegs 
sind. Der Zugang zu Kontaktdaten ist 
essentiell für ihre tägliche Arbeit. So 
etwa in der klassischen Pressearbeit: 
Namen von Journalisten, persönliche 
E-Mail-Adressen, Faxnummern – alle 
Informationen sind willkommen, um 
Pressemitteilungen, Einladungen zu 
Pressekonferenzen oder Gastbeiträ-
ge an den Mann zu bringen.

Doch Vorsicht ist geboten: Wer es 
sich mit wichtigen Kontakten auf 
längere Sicht nicht verscherzen will, 
sollte auf das Gießkannenprinzip ver
zichten. Gefragt sind vielmehr eine 

sorgfältige Auswahl der Adressaten 
und eine individuelle Ansprache. Un-
abdingbar dafür ist ein persönliches 
Gespräch im Vorfeld, um herauszu-
finden, ob ein Journalist sich für das 
Thema interessiert und in welcher 
Form er die Informationen am be-
sten verwenden kann. Seriöse Kom-
munikationsanbieter übernehmen hier 
Verantwortung und verschreiben sich 
einem bewussten Umgang mit per-
sönlichen Daten.

Transparenz geht vor: Datenschutz in 
den Public Affairs
Noch heikler kann es werden, wenn 
Unternehmen sich im Feld der Pub
lic Affairs bewegen. Gute Public-
Affairs-Arbeit – d.h. die Vertretung 
von Interessen gegenüber der Politik 
im Auftrag eines Kunden – basiert 
auf dem Wissen um Kontakte: Wer 
beeinflusst welche Entscheidungen 
in welcher Form? An wen muss ich 
mich wenden, damit meine eigenen 
Interessen berücksichtigt werden? 
Professionelle PA-Anbieter stehen 
hier in der Verantwortung, ihre Ein-
flussmöglichkeiten nicht zu miss-
brauchen.

Klar ist: Das oberste Gebot der PA 
muss Transparenz sein. Bei allen Ak-
tivitäten – seien es politische Veran-
staltungen, Publikationen oder Ein-
zelgespräche mit Politikern – muss 
stets klar erkennbar sein, wer dahin-

ter steht und was dessen Interessen 
sind. Wer verdeckt arbeitet, ohne 
seine Auftraggeber offen zu legen, 
verstößt gegen dieses oberste Ge-
bot und macht sich unlautere Me-
thoden zu eigen. Negativbeispiele 
aus der jüngsten Zeit haben bewie-
sen, dass Auftraggeber und -nehmer 
sich damit gleichermaßen schaden. 
Der resultierende Vertrauensverlust 
ist nur schwer wieder gut zu machen.

Verantwortung übernehmen
In der Informationsgesellschaft kön-
nen Daten bares Gold wert sein. 
Der Grundsatz eines verantwortungs-
vollen Umgangs mit persönlichen 
Daten sollte dabei jedoch nicht nur 
für Anbieter von Öffentlichkeitsarbeit 
und Public Affairs selbstverständlich 
sein. Auch Facebook & Co. könnten 
von mehr Verantwortung profitieren. 
Denn: Wenngleich die Netzwerke 
nach wie vor erfolgreich sind, ist 
es im großen, weiten Web nur eine 
Frage der Zeit, bis Konkurrenten mit 
höheren Transparenzansprüchen auf 
der Bildfläche erscheinen – und all 
jenen die Kunden abspenstig ma-
chen, die es mit der Ehrlichkeit nicht 
so genau nehmen. n

Stefanie Agerer

Beraterin

PLATO Kommunikation

stefanie.agerer@ 

plato.de 
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Aus Deutschland in die Welt:  
Globaler E-Commerce und lokales Vertrauen

Seit 1995 diskutieren Experten, Trendforscher und Konsumenten 
darüber, wie man auf sinnvolle, transparente, ja „ehrliche“ Weise 
das Internet nutzen kann, um lokale Einkaufs- und Entscheidungs-
prozesse effizienter zu gestalten. Das Problem ist seither nur noch 
größer geworden, weil die Zahl der Einkaufsmöglichkeiten durch 
die massive Verbreitung des Internets quasi explodiert ist, der 
Käufer jedoch nur einen begrenzten Überblick gewinnen kann. 

Die Intransparenz ist kein neben-
sächliches Problem, sondern berührt 
die Grundlagen unseres Wirtschaf-
tens und unserer Gesellschaft. In in-
transparenten Märkten ist meistens 
ein bestimmter Wert scheinbar klar 
greifbar: der Preis, wobei hier der 
Preis gemeint ist, der als Geld aus-
gewiesen wird – nicht die Kosten, die 
durch falsche Beratung, Reklamati-
onen, Zeitverzug, usw. entstehen. 
Wenn nun nur noch der Geld-Preis 
zählt, weil andere Informationen im 
Internet nicht transparent darstellbar 
sind, setzt ein Teufelskreis ein: Der 
angeblich billigste Anbieter gewinnt. 

Massive Verschiebungen in den  
Marktanteilen
Das kann der effizienteste Anbieter 
sein, der seine Kosten gut im Griff 
hat, oder – und das ist häufig leider 
die Realität – es ist der Anbieter, der 
es mit rechtlichen Rahmenbedin-
gungen nicht so genau nimmt, der es 
im Kundenkontakt darauf ankommen 
lässt, dass nur die wenigsten Kunden 
den Rechtsweg beschreiten und der 
den Service auf Hersteller abwälzt. 
Nun muss es auch immer solche 
Anbieter für den reinen Preisdrücker 
geben. Durch die ständige Vergleich-
barkeit im Internet jedoch, bei dem 
andere Qualitätsmerkmale nicht so 
sichtbar sind wie im realen Geschäft 
vor Ort, führt das zu massiven Ver-
schiebungen in den Marktanteilen.

Konkret auf den Handel bezogen: 
Die serviceorientierten, nachhal-
tigen, rechtskonformen Anbieter 
verlieren soviel Umsatz, dass ihre 
Geschäftsgrundlage zunehmend be-
droht ist. Damit verschlechtert sich 
letztlich die Angebotsqualität, und 
volkswirtschaftlich gesehen entsteht 
sogar ein massiver Schaden durch 
entgangene Investitionen und feh-
lende Effizienzsteigerungen. Zudem 
gehen hochwertige Arbeitsplätze 
im Handel verloren, werden durch 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
bei „Kistenschiebern“ ersetzt. Damit 
erodiert, angetrieben durch primitive 
technische Lösungen, eine Grundla-
ge unserer sozialen Marktwirtschaft.

Transparenz, Effizienz, Ehrlichkeit und 
Verlässlichkeit
Technisch und organisatorisch wur-
de dieses grundsätzliche Problem 
von der A EINS I.T. GmbH gelöst, wo-
bei die jeweils besten Teil-Lösungen 
so miteinander verzahnt und dem 
Markt zur Verfügung gestellt werden, 
dass auch Qualität transparent dar-
stellbar ist. In Echtzeit. Rechtssicher. 
Immer verfügbar. Ohne Medienbrü-
che. Zudem wurde soweit gedacht, 
dass jeder Baustein der Lösung aus-
tauschbar ist, also eine Anwendung 
auf andere Produktmärkte, regio-
nale Märkte, Sprachen, Währungen, 
Rechtssysteme und Anwendungs-
zwecke jederzeit möglich ist.

Dabei spielt die Programmierung nur 
eine Teilrolle, ebenso wichtig sind die 
menschlichen Schnittstellen, die auf 
Vertrauen und Kompetenz basieren 
– diese belächelt man international 
gelegentlich als typisch deutsche Ei-
genschaften. Doch manchmal ist ein 
internationaler Anbieter, der auch lo-
kal agiert, sogar der bessere Partner 
als der im rein regionalen Rahmen 
Befangenen. 

Aus diesem Grund wurden Koope-
rationen mit führenden Anbietern 
für strukturierte Produktdaten, mit 
weltweit tätigen Hostingpartnern für 
Software-as-a-Service Infrastrukturen 
und mit einem Global Player für re-
daktionelle Inhalte und Werbelösun
gen eingegangen. Das alles, um eine 
integrierte Lösung marktfähig zu ma-
chen, die für alle Beteiligten Vorteile 
bietet: Transparenz, Effizienz, Ehrlich-
keit und Verlässlichkeit.

„Reale“ Preise und Verfügbarkeit
Dass diese Lösung die Zukunft ist, 
hat der Bundesgerichtshof mit einem 
richtungsweisenden Urteil zum The-
ma Preisunterschiede im Internet 
und im Shop dokumentiert. Der Kon-
sument kann erwarten, dass beim 
heutigen Stand der Technik Preise 
und Verfügbarkeiten „real“ sind und 
nicht zu seinen Ungunsten zeitverzö-
gert dargestellt werden. n

Andy Altmeyer

Geschäftsführer  

A EINS I.T. GmbH

aaltmeyer@21stmall.de
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Datenkraken und Intransparenz schaden  
der gesamten Internetwirtschaft 

„Vun nix kütt nix“ lautet ein rheinisches Sprichwort, oder „nichts 
ist umsonst, außer der Tod, und der kostet das Leben“, pflegte 
mein Vater zu sagen. Einfache Wahrheiten gelten auch im Zeitalter 
des Internet und könnten durchaus Erkenntnis leitender Lernstoff 
an Schulen sein, um junge Menschen mit der Informationsgesell-
schaft vertraut zu machen. 

Aus Unwissen hängen selbst Lehrer 
der Mär von der angeblich natürli
chen Vertrautheit der jüngeren Gene
ration mit Computer und Internet 
an. Die erweist sich bei genauerem 
Hinsehen als schicke Zwecklüge, 
um der Politik angesichts gezielter 
Datenenteignung der Nutzer durch 
manche Portale Sand in die Augen 
zu streuen. Einige Suchmaschinen 
und soziale Netzwerke, wie z.B. 
Facebook, Google und MySpace, 
deren Geschäftsmodell die Ausbeu
tung von Unwissenheit, Naivität und 
Selbstenteignungsbereitschaft der 
Nutzer billigend in Kauf nimmt, scha
den dem Ansehen der Internetwirt-
schaft. 

Transparenz und Offenheit
Nach über zehn Jahren haben sich 
die von der Initiative D21 empfoh
lenen Gütesiegel mit über 10.000 
Shops im Netz als Maßstab für Ver
braucherschutz und Datenschutz
standard beim Internetkauf durch
gesetzt. Bei den Online-Shops und 
Dienstleistern, die die vier Gütesiegel 
unter dem Dach der Initiative D21 
tragen, werden keine Datenfriedhöfe 
angelegt, können Kundinnen und 
Kunden sicher sein, dass das Zweck-
bindungsgebot des Datenschutzge-
setzes eingehalten wird. Natürlich 
sind auch Gütesiegelanbieter und 
ihre Kunden nicht unfehlbar oder 
hundertprozentig gefeit gegen Da-

tenpannen oder gezielte Angriffe. 
Aber der bisher einzige Fall einer 
Sicherheitslücke bei einem gesie-
gelten Buchversand, der durch ein 
fehlerhaftes, technisches Update 
entstanden ist, konnte innerhalb von 
24 Stunden behoben werden, ohne 
dass sensible Daten wie etwa Konto-
nummern bekannt wurden. Das Gü-
tesiegelboard als Aufsichtsgremium 
hat sich mit diesem Fall eingehend 
befasst und eine Verschärfung der 
Kontrollen und Stichproben seitens 
der Gütesiegelanbieter vereinbart. 
Transparenz und Offenheit ist für uns 
ein wichtiger Faktor, das Vertrauen 
der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zu gewinnen und zu erhalten. 

Selbst die kürzlich von der Stiftung 
Warentest als die besten ihrer Zunft 
bezüglich Datenschutzfreundlichkeit 
eingestuften Portale SchülerVZ und 
StudiVZ haben gelernt und ein TÜV-
Gütesiegel erworben, was ihnen die 
ersten Plätze im insgesamt nicht 
schmeichelhaften Vergleich der ge
testeten sozialen Netzwerke einge
bracht hat. Die Datenskandale der 
letzten Jahre haben deutlich ge-
macht, dass besonders die Inter-
netwirtschaft nicht auf Heimlichkeit 
und Halbinformationen setzen darf. 
Natürlich leben scheinbar kostenlose 
Serviceeinrichtungen im Netz davon, 
entweder wie Wikipedia durch Spen-
den, nach einer gewissen Zeit durch 

Gebühren, wie Xing und Stay Friends, 
oder durch Werbung wie SchülerVZ 
ihre Dienste zu finanzieren. Das ist 
per se nicht illegitim, aber wenn An-
bieter aus ihren Geschäftsmodellen 
ein Geheimnis machen, schaden sie 
sich selbst. Aufklärung und Trans-
parenz gehören zur Demokratie und 
helfen der Wirtschaft.

Wie Big Brother
Wozu nutzen Portale und Networks 
ihnen anvertraute personenbezoge
ne Daten? Wissen Verbraucher, ob 
ihre personenbezogenen Informati-
onen sicher sind und viel wichtiger: 
ob sie mit im Netz zugänglichen oder 
auf andere Weise gewonnenen Infor-
mationen zusammengeführt werden?  
Das, was uns z.B. Google vorführt, ist 
aus Sicht des Datenschutzes nicht 
hinnehmbar, da mag der US-Konzern 
noch so oft die Sicherheit der Daten 
beteuern und viele teure Lobbyis
ten und Agenturen beschäftigen, 
um die Öffentlichkeit zu überzeu-
gen; Misstrauen ist begründet. Wer 
den Inhalt gehosteter Mails scannt, 
die Suchen der User speichert und 
gleichzeitig weltweit Straßenzüge über 
der natürlichen Sichtgrenze filmt, dem 
ist zuzutrauen, dass er alle technisch 
erreichbaren Daten zusammenführt. 
Derjenige verhält sich per se wie 
„Big Brother“, selbst wenn die Daten 
nicht missbraucht würden. 

Zügellosem, Bürgerrechte missach
tendem Verhalten Alternativen ent-
gegenzusetzen, darin könnte für die 
deutsche und europäische Internet-
wirtschaft eine Chance liegen, denn 
auf Einsicht hofften wir bisher ver-
geblich. n

Roland Appel

Vorsitzender des  

D21 Gütesiegelboards

Roland.Appel@ 

RoaConsult.com
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Gute Arbeit – nicht ohne guten Datenschutz

Sowohl Arbeits- als auch Lebenswelt haben sich durch die digi-
talen Medien verändert: Internet, Intranet und E-Mail werden ganz 
selbstverständlich von Beschäftigten für ihre Arbeit, für Kommuni-
kation und Information genutzt. Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer hinterlassen im Netz Datenspuren: nachverfolgbare Informati-
onen, die, ob gewollt oder nicht, Auskunft über ihre Persönlichkeit 
und ihr Verhalten am Arbeitsplatz und im Privatleben geben.

Datenschutz hat daher eine wachsen-
de Bedeutung, denn das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung, 
durch das Bundesverfassungsgericht 
als Grundrecht formuliert, ist nicht 
nur in den so genannten sozialen 
Netzwerken wie Facebook oder My
Space, sondern auch und gerade im 
Arbeitsleben zunehmend gefährdet. 
Immer leistungsfähigere technische 
Überwachungssysteme, eine Kultur 
von Kontrolle und Misstrauen in man
chen Unternehmen sowie das Fehlen 
eindeutiger Regelungen zum Schutz 
von Beschäftigtendaten schaffen ei
ne prekäre Situation. Jüngste Daten- 
schutzverstöße erscheinen als die 
Spitze des Eisbergs, erinnern wir uns 
z. B. an die Vorfälle bei Lidl, Schlecker, 
der Bahn und anderen großen Unter-
nehmen, die zeigen, dass Beschäftig
te dort  behandelt wurden, als seien 
sie das Eigentum der Unternehmen.

Respekt vor der Menschenwürde
Die Sicherung und Schaffung von 
„guter Arbeit“ ist für uns ein ge-
werkschaftliches Kernthema. Gute 
Arbeit ist untrennbar verbunden mit 
Werten wie Respekt, Anerkennung, 
Wertschätzung und mit dem Recht 
auf Mitwirkung und Mitbestimmung. 
Gute Arbeit – so sagen uns die Be-
schäftigten, die wir dazu in den jähr-
lichen Erhebungen mit dem DGB In-
dex Gute Arbeit befragt haben – soll 
so organisiert sein, dass Beschäf-

tigte in ihrer Menschenwürde und in 
ihren Rechten respektiert werden, 
ohne Angst vor permanenter Über-
wachung und Kontrolle zu haben. 

Entfaltung von Wissensweitergabe und 
Einfallsreichtum
„Beschäftigtendatenschutz erhöht 
die Motivation, trägt und fördert 
die Arbeitnehmerzufriedenheit und 
bedeutet damit einen nicht zu un-
terschätzenden Standortvorteil“, ur-
teilen die Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder bereits 
in einer Entschließung von 2007. 
Auch das Innovationsbarometer der 
Gewerkschaften, 2005 im Rahmen 
der Initiative „Partner für Innovati-
on“ entwickelt, hat nachgewiesen, 
wie hoch die Bedeutung einer guten 
Kommunikations- und Führungskul-
tur in Unternehmen für die Innova-
tionsfreudigkeit der Beschäftigten 
ist. Kreativität gedeiht am besten in 
einem Betriebsklima, in dem Ermuti
gung und Fehlertoleranz beim Um-
gang miteinander selbstverständlich 
dazu gehören. Das Wissen um einen 
korrekten Umgang mit den Daten der 
Beschäftigten legt einen Grundstein 
für eine Kultur, in der Wissensweiter-
gabe und Einfallsreichtum sich ent-
falten können. Die für den Standort 
und die Unternehmen wichtigen In-
novationen gedeihen nicht in einem 
Klima der Angst, sondern auf der 
Grundlage von Vertrauen.

Gegen eine Kultur des Misstrauens
Der Schutz der Arbeitnehmerdaten 
ist eine notwendige Voraussetzung 
für die beschriebene Vertrauenskul
tur. Wir brauchen einen verantwor- 
tungsvollen Umgang mit den Infor
mations- und Kommunikationstech- 
niken in allen Unternehmen und Ver
waltungen. Oberstes Gebot im Um- 
gang mit Beschäftigtendaten muss 
die Datensparsamkeit und die Wah-
rung der informationellen Selbstbe-
stimmung sein. Das Datenschutz
recht muss dringend an die neuen 
Herausforderungen durch die rasan
te technologische Weiterentwicklung 
angepasst werden. Von zentraler 
Bedeutung ist die Schaffung von 
Rechtssicherheit für Arbeitgeber, Be
schäftigte und ihre Interessenvertre
tung. Die Grenzen der erlaubten Da
tenerhebung und deren Verwendung 
müssen eindeutig definiert und ge
setzlich festgelegt werden.

Unser gemeinsames Anliegen muss 
daher sein, Arbeitgeber, Beschäftig
te und ihre Interessenvertretung für 
die Bedeutung des Schutzes des Per-
sönlichkeitsrechts im Arbeitsleben zu 
sensibilisieren. Und damit der jeder 
Innovation abträglichen „Kultur des 
Misstrauens“ in vielen Unternehmen 
ein Ende zu bereiten. n

Frank Bsirske

Mitglied D21-Beirat

Vorsitzender der  

Vereinten 

Dienstleistungs

gewerkschaft ver.di

frank.bsirske@verdi.de
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Bedrohungsschutz fängt bei der Analyse an 

„Das Internet ist das freiheitlichste und effizienteste Informations- 
und Kommunikationsforum der Welt...“, heißt es im gemeinsamen 
Antrag der Bundestagsparteien zur Einsetzung der Enquete-Kom-
mission „Internet und digitale Gesellschaft“ vom März 2010. Auf 
lange Sicht aber kann das Internet nur dann erfolgreich sein, wenn 
es sicher ist. Das erfordert geeigneten Schutz – und zuallererst 
eine Analyse der Bedrohungssituation.

Sicherheit im Netz verdient beson-
deres Augenmerk. Denn wie der ak-
tuelle Threat Report von Symantec 
zeigt, hat sich die Bedrohungslage 
im Jahr 2009 erneut verschärft. 
Die Kriminalität im Netz kennt kei-
ne Krise. Im Gegenteil: Sie boomt. 
Angriffstechnologien sind leichter zu 
beschaffen denn je – und Cyberkri-
minelle finden immer wieder neue 
Schlupflöcher, um Clients zu infizie-
ren. Nach wie vor nutzen sie gerne 
Schwachstellen in den Browsern. 
Ganz oben auf der aktuellen Hitliste 
für den Missbrauch aber stehen mit 
einem Anteil von 49 Prozent pdf-Da-
teien. Dabei nutzen die Kriminellen 
die Tatsache aus, dass Unterneh-
men und Behörden gleichermaßen 
gern und häufig mit dem pdf-Format 
arbeiten. Im Tagesgeschäft werden 
Millionen von pdf-Dateien als E-
Mail-Anhang versandt und gelangen 
in der Regel ohne Probleme in das 
Postfach des Empfängers. Schließ-
lich beinhalten sie meist wichtige, 
erwartete Informationen. Allerdings 
transportieren sie – wie die Statistik 
zeigt – mit wachsender Häufigkeit 
auch Schadcode.

Informationen in Echtzeit
Das ist nur eine von vielen erschre-
ckenden Zahlen des Threat Reports. 
Der 95 Seiten umfassende Bericht 
beinhaltet eine umfassende Analyse 
zur Kriminalität im Netz. Seine Er-

kenntnisse basieren auf einem glo- 
balen Beobachtungssystem, das die 
Gefahren im Netz ständig analysiert. 
Rund 240.000 Sensoren in mehr als 
200 Ländern beobachten kontinuier-
lich die Bedrohungslage. Zudem hat 
Symantec ein Netzwerk von Honey
pot-Systemen über den Globus ge
spannt, das in Echtzeit Informationen 
über bislang unentdeckte Gefahren 
und Angriffe sammelt und pflegt die 
weltweit größte Datenbank zu Soft- 
ware-Schwachstellen. Insgesamt wer
den die Daten aus mehr als 86 Län
dern ausgewertet. Das sind derzeit 
mehr als acht Milliarden E-Mails 
und über eine Milliarde Webanfragen 
täglich, die in 16 Rechenzentren un- 
tersucht werden. Auf Basis dieser 
Quellen extrahiert Symantec die Infor
mationen zu Cybercrime-Angriffen, 
Schadcodes, Phishing und Spam für 
den Internet Security Threat Report.

Doch die Analyse ist nur der erste 
Schritt. Symantec stellt mit Soft-
warelösungen und Dienstleistungen 
entsprechenden Schutz vor Angrei-
fern bereit, z. B. gegen Schadcodes: 
Sobald man neue Angreifer ent-
deckt, werden umgehend Abwehr-
Codes programmiert und für den 
Kunden automatisch bereitgestellt. 
So erstellte man im Jahr 2009 rund 
2,9 Millionen neue Signaturen zum 
Schutz gegen Malware, 70 Prozent 
mehr als im Jahr zuvor.

Vorsorge und Schutz
So erschreckend die Erkenntnisse 
sind, es ist gut und wichtig, die Be
drohungslage im Detail zu erken-
nen. Denn nur dann kann man ent- 
sprechend agieren und gezielte Maß
nahmen zum Schutz ergreifen. Zum 
einen schützt man sich durch ent-
sprechende Software-Produkte und 
Sicherheits-Dienstleistungen. Zum 
anderen arbeiten die Hersteller von 
Internet-Software daran, die Soft-
ware-Schwachstellen abzudichten. 
Ein Beispiel: Zwar bieten Webbrow
ser nach wie vor eine gern ausge-
nutzte Schwachstelle für Attacken. 
Die Hersteller von Browser-Technolo-
gien aber haben sich im Jahr 2009 
auf das Vermeiden von Lücken fo-
kussiert. So konnte sie die Zahl der 
Sicherheitslücken bei Web-Browsern 
im Jahr 2009 von 5.491 auf 4.501 
reduzieren. Außerdem ist es ihnen 
gelungen, das Zeitfenster zwischen 
dem Auftauchen des Schadcodes 
und der Veröffentlichung eines Si
cherheits-Patches zu verkürzen. So 
benötigt Microsoft dafür bspw. nur 
noch einen Tag. 

Solange man weiß, wo und mit wel-
chen Mitteln die Angreifer arbeiten, 
kann man vorsorgen und sich ent-
sprechend schützen. Dann wird das 
Internet bleiben, was es heute ist: 
das wichtigste Informations- und 
Kommunikationsmedium der Welt – 
und erfüllt damit die Funktion, die 
es im Sinne der D21 haben soll. Mit 
seinem jährlichen Threat Report und 
seiner Sicherheits-Software leistet 
Symantec einen zentralen Beitrag 
dazu. n

Achim Egetenmeier 

Senior Director  

Enterprise Accounts  

von Symantec

achim_egetenmeier@

symantec.com
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E-Government und 3D-Geodaten –  
Bürgerentscheidungen leicht gemacht

Mit dem Aufkommen von digitalen Globen kann jeder Ort der Welt 
virtuell besucht werden. Google und Microsoft bieten bereits viele 
amerikanische Städte in 3D-Modellen an – ihre geometrische Auf-
lösung und Texturierung werden immer besser. Touristen können 
ihre eigenen Bilder „hochladen“ und Universitätsinstitute bieten 
komplett texturierte 3D-Modelle von Weltkulturdenkmälern in 
Google Earth an. 

Einige Städte und Gemeinden stellen 
bereits zum Teil volltexturierte 3D- 
Stadtmodelle in Google Earth zur Ver- 
fügung. Mittlerweile werden diese 
vollautomatisch aus mehrfach über
deckten und hochaufgelösten Luft-
bildern oder durch die Kombination 
von flugzeuggetragenem Laserscan-
ning mit Luftbildern erfasst. Darüber 
hinaus ergeben sich durch das Mo-
bile Mapping mittels vollintegrierter  
Systeme neue Möglichkeiten zur kon
tinuierlichen Verdichtung und Fortfüh-
rung von 3D-Geodaten. Dabei wer- 
den hochaufgelöste und georeferen
zierte Punktwolken mit Bildern und Vi- 
deos zusammengeführt und in textu
rierte 3D-Modelle umgerechnet. Die- 
se Möglichkeiten der Erfassung, Mo- 
dellierung, Fortführung und Visuali
sierung von Geodaten eröffnen auch 
eine neue Dimension in der Beurtei-
lung von Situationen und Planungs
prozessen, bei denen Bürger zu be-
teiligen sind. Am Beispiel der Stadt 
Filderstadt, Ortsteil Sielmingen soll 
dies näher demonstriert werden.

Planung Gemeindezentrum
Um drei verschiedenene Planungs
entwürfe für ein neues Gemeinde-
zentrum im Ortsteil Sielmingen durch 
die Bürgerinnen und Bürger zu beur-
teilen, wurde dem Institut für Photo-
grammetrie der Universität Stuttgart 
von der Stadtverwaltung Filderstadt 
der Auftrag erteilt, den Ortskern Siel-

mingen in 3D zu modellieren und die 
drei Planungsentwürfe in das tex
turierte Stadtmodell zu integrieren. 
Hierzu wurden durch Studenten der 
Universität Stuttgart ca. 40 Gebäude 
im Ortskern von Sielmingen anhand 
digitaler Bilder erfasst und mittels ih- 
rer Grundrisse in texturierte Gebäu-
demodelle überführt. Dabei wurde  
Googles SketchUp eingesetzt. Zur in- 
dividuellen Beurteilung wurde das er-
weiterte Stadtmodell in Google Earth 
integriert und freigeschaltet. 

Auf diese Weise konnten sich die An-
wohner Zuhause an ihrem PC einen 
individuellen Eindruck von den drei 
verschiedenen Entwürfen verschaf-
fen, diese in aller Ruhe gegenseitig 
abwägen und somit ein solides Mei-
nungsbild erstellen. In drei gut be- 
suchten Bürgerversammlungen wur-
den die Entwürfe von den jeweiligen 
Architekturbüros vorgestellt, die Dis-
kussionen durch eine professionelle 
Mediatorin geleitet und letztlich durch 
die Anwesenden beurteilt. Der auf 
diese Weise gesteuerte Dialog zwi-
schen Gemeinderat und Bürgern war 
transparent und ließ genügend Raum 
zur öffentlichen Diskussion um den 
besten Entwurf. Letztlich lag es im 
Interesse aller Beteiligten, eine bes
te und von der Mehrheit getragene 
Lösung zu erarbeiten. Die Visualisie-
rung des 3D-Modells in Google Earth 
konnte helfen, sich die Planung fern-

ab der Diskussionen anzusehen, ein 
individuelles Meinungsbild zu erstel-
len, dieses nochmals zu prüfen und 
gut vorbereitet in die nächste Bürger- 
versammlung zu gehen. Ein solcher 
Dialog ist wünschenswert und hilft, 
Verständnis für schwierige politische 
Entscheidungen aufzubringen. 

Zusammenfassung und Ausblick
Volltexturierte 3D-Stadtmodelle prä-
sentieren eine neue Dimension von 
3D-Geobasisdaten, die für viele wei-
tere Anwendungen eingesetzt werden 
können. Im privaten Bereich erleich-
tern uns diese Modelle eine bessere 
Orientierung bei der Fahrzeugnaviga
tion, sodass die kommende Geräte
generation diese Funktionalität an-
bietet. Für die Kommunen ergeben 
sich weitreichende Möglichkeiten. Ex- 
emplarisch sei die Verbesserung des 
Stadtklimas, die Erhöhung der Ener- 
gieeffizienz sowie die Reduzierung 
des Verkehrslärms erwähnt. So könn-
ten durch Simulationen Verwirbelun- 
gen in Straßencanyons aufgespürt, 
natürliche und anthropogene Blo- 
ckaden beseitigt und damit eine bes- 
sere Durchlüftung herbeigeführt wer- 
den. Um die Energieeffizienz zu er
höhen, ließen sich gebäudescharf 
thermische Infrarottexturen erfassen 
und als weitere Datenquelle zur Ener- 
gieberatung nutzen. Darüber hinaus 
kann für jedes Dach ein Solarkatas- 
ter erstellt werden, in dem Sonnen-
stand, Sonnenscheindauer, Abschat-
tung und Dachneigung ein jeweiliges 
Solarpotential ableiten lassen. Eine 
Korrelation zwischen Energieeffizienz 
und Verkehrslärm in den Städten ist 
offensichtlich – Lärm lässt sich eben-
so durch entsprechende Isolations-
maßnahmen reduzieren. n

Prof. Dr.-Ing.  

Dieter Fritsch 

Mitglied D21-Beirat
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Äpps geht nicht mehr – die E-Ganoven

Die Generation der „Silver Surfer“ nimmt zu. Sie bildet einen Teil 
der sozialen IT-Infrastruktur. Damit wurde die Gruppe vergrößert, 
die ins Visier von E-Ganoven gerät. Die Abwehr von Angriffen auf 
die IT-Infrastruktur wird zur nationalen Aufgabe und ist überlebens-
notwendig. 

Die Zeiten des Postkutschenraubes 
sind endgültig vorbei. Der Texas 
Ranger sitzt nicht mehr mit seiner 
Winchester auf dem Kutschbock 
und wartet darauf, den Geldtrans-
port sicher zu begleiten. Der Räuber 
hat sein Ross in ein elektronisches 
Pferd umgetauscht und lässt es als 
Trojaner um den Globus laufen. Da-
bei ist es willig und macht genau 
das, was sein Reiter will. Er will das 
Geld, das vermeintlich sicher auf ei-
ner Bank liegt. Den Trojaner schickt 
er bequem mit der elektronischen 
Postkutsche ins Haus.

Der elektronische Räuber
Wer Gemüse im Garten hat, hat dazu 
auch ein Buch im Regal stehen. Da 
liest er nach, was dem Gemüse alles 
zustoßen kann, welche Schädlinge 
seinen Erfolg gefährden. Wer nun ein 
elektronisches Postfach hat, sollte 
auch nachlesen, mit welchen Schäd-
lingen er zu rechnen hat. Schnell ist 
auf ein App geklickt. Der Computer 
surrt und installiert ist der Schäd-
ling. Die Email ist das Basiswerk-
zeug zum Austausch von Informati-
onen und damit auch das Werkzeug, 
um an das ungeliebte Ungeziefer zu 
kommen. Dabei kann das Ungeziefer 
auch über die Luft kommen.

„Darf ich dir einen Cent schenken?“ 
Wer nimmt nicht gerne Geschenke 
an? Aber mit diesem Trick verschafft 

sich eine neue Art von Bankräubern 
Zugang zu den Konten der Bürger. 
Das Vertrauen in die innere Sicher-
heit ist erheblich gestört. Können 
doch auch Personen betroffen sein, 
die selbst keinen Zugang zu Com-
puter und Online-Banking haben. 
Wenn nun Hinz und Kunz Zugang 
zum vermeintlich sicheren Geld auf 
der Bank haben, ist dringend ange-
raten, die Verfahrensabläufe zu än-
dern. Wer denkt schon daran, dass 
manche Internetcafés oder Hotspots 
am Flughafen nur dazu dienen, den 
Datenstrom jedes einzelnen Kun-
den auf verwertbare Stichwörter zu 
durchkämmen. Eine fremde Identität 
ist dann schnell erstellt.

Zukunftsreport 2020
Wagen wir einen Ausblick ins Jahr 
2020. Die Schlagzeilen der Internet
zeitungen lauten: Durch die Klima
veränderung kommt es zu einer gigan-
tischen Völkerwanderung in Brasilien, 
Indien, Afrika und China. Smart-Grid 
Netze verzeichnen einen erheblichen 
Stromschwund. Voltaikanlagen mel-
den überhöhte Stromlieferungen. 
Agenten vom WCS-Department ist 
es gelungen, einen massiven An-
griff auf die elektronischen Infra-
strukturen durch religiös gesteuerte 
Rechner zu verhindern. 

Ihr Rechner muss nicht geschützt 
sein, wenn Sie dies nicht möchten. 

Dann macht er das, was andere wol-
len. Im Datenstrom gefischte Infor-
mationen haben sich als Gold der 
Neuzeit entpuppt. Mutierte Algorith-
men im vollelektronischen Aktien-
handel haben die Geldmärkte ver-
schoben. Die allgemeine Datenlage 
hat es nach dem Wetterbericht in 
die Medien geschafft. Obduktions-
berichte von elektronischen Schäd-
lingen liegen auf dem Bundesserver. 
Werkzeuge zur Abwehr von E-Gano-
ven sind über das BSI zu beziehen. 
Das betreten der Datenautobahn ist 
nur mit Nummernschild möglich. IT-
Security ist Schulfach.

Aufklärung, Aufklärung, Aufklärung
Damit es nicht soweit kommt, ha-
ben alle mit Sicherheit vertrauten 
Personen in Politik, Industrie und 
Wirtschaft ihrer gesamtgesellschaft-
lichen Verantwortung Rechnung zu 
tragen und ihr Fachwissen an die 
Endverbraucher weiterzugeben. Auch 
eine Früherkennung und Bekämpfung 
elektronischer Strukturen (FuBeS) er
möglicht es, die eingehenden Infor-
mationen in einen anderen Zusam-
menhang zu stellen und eine neue 
Bewertung abzuleiten. Auch die Ver-
braucher selbst sind deshalb aufge-
fordert, sich mit diesen Handlungen 
auseinanderzusetzen. Dieser Schritt 
ist wichtig, um E-Ganoven erfolg-
reich und nachhaltig abzuwehren.

Damit Sie nicht selbst betrogen wer- 
den und lernen, dass das Internet  
nichts vergisst, sollten Sie sich in-
formieren (Google: „Gugetzer + bka 
+ d21“). Viel Spaß beim Lesen und 
dem Gewinnen neuer Einsichten. Da
mit es nicht morgen heißt: Äpps geht 
nicht mehr. n

Werner Gugetzer

IT-Consulting

Feedback- 

Management ITWG

gugetzer@itwg.de
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Vertrauen. Eine Selbstverständlichkeit?

Über die wachsende Verschmelzung von On- und Offline-Welten 
gewinnt der Schutz sensibler persönlicher Daten zunehmend an 
Bedeutung. Mit der Möglichkeit, hoheitliche Ausweisdokumente 
als elektronischen Identitätsnachweis zu nutzen, schaffen wir 
neue Sicherheitsstandards und damit das, was auch in digitalen 
Kommunikationsprozessen unverzichtbar ist: Vertrauen.

„Ich bin ich. Und wer bist Du?“ – mit 
dieser scheinbar schlichten Frage 
beginnen heute fast alle elektro-
nisch gesteuerten Kommunikations-
prozesse. Ganz gleich, ob wir digital 
buchen oder shoppen, spezielle 
Funktionen des Online-Bankings oder 
Angebote des modernen E-Govern-
ments nutzen – auch in der vernetz
ten Welt beruht Vertrauen auf si-
cheren Identitätsdaten. Doch anders 
als in der Offline-Realität, in der die 
Vorlage eines Personaldokuments be- 
reits in vielen Alltagssituationen für 
Verlässlichkeit sorgt, stand in der 
Welt des Internets bis dato kein ver-
gleichbar sicherer Identitätsnachweis 
zur Verfügung. Mit der Einführung des 
neuen Personalausweises soll sich 
diese Situation grundlegend ändern. 
Eingebettet in ein komplexes Ma-
nagementsystem für elektronische 
Identitäten (eID) bietet die Multifunk-
tionskarte zukünftig allen deutschen 
Bürgern die Option, sich auch im Netz 
über eine sichere eID auszuweisen – 
und darüber hinaus die Frage an das 
Gegenüber „Wer bist Du?“ eindeutig 
zu klären.

Vertrauen beruht auf Gegenseitigkeit
Dazu trägt vor allem das Prinzip der 
gegenseitigen Authentisierung bei. 
Wer den neuen Personalausweis 
nicht nur als hoheitliches (Reise-)
Dokument und klassischen Sicht-
ausweis, sondern auch mit seinen 

eID- und Signaturfunktionen nutzen 
möchte, wird sich künftig auf einen 
deutlich verbesserten Identitäts-
schutz und umfassend geprüfte An-
bieterdaten verlassen können. Dafür 
sorgt unter anderem die Schnittstel-
le des so genannten „eID-Service“. 
Betrieben in der hochsicheren Trust-
center-Umgebung der Bundesdru-
ckerei, übernimmt dieses im Hinter-
grund laufende System die Funktion 
einer neutralen Vertrauensinstanz. 
Es stellt sicher, dass Online-Anbieter 
und -Nutzer auf Basis verlässlicher 
Identitätsdaten miteinander kom-
munizieren und sich somit vor unbe-
rechtigten Datenzugriffen oder an-
deren Online-Betrügereien schützen 
können. Damit wird das Vertrauens-
prinzip der Gegenseitigkeit erstmals 
über ein hoheitliches deutsches 
Ausweisdokument in die Online-Welt 
übertragen.

Vertrauen als neue Leitwährung im 
digitalen Zeitalter
Wie wichtig dieser Schritt ist, be-
weisen nicht nur die internationalen 
Statistiken zum Thema Online-Kri
minalität. Auch in Deutschland ver-
zichtet bereits jeder fünfte Internet-
Nutzer bewusst auf identitätsbasierte 
Transaktionen. Der Grund ist man-
gelndes Vertrauen. Denn ganz gleich, 
ob wir den Austausch vertraulicher 
Informationen in elektronischen oder 
konventionellen Kontexten nutzen – 

immer benötigen wir Gewissheit, 
dass die Übermittlung unserer Da-
ten sicher und die Identität unserer 
Partner verlässlich ist. Um den Wert 
dieses gegenseitigen Vertrauens 
auch in digitalen Anwendungen zu 
verankern, müssen wir umdenken, 
interdisziplinär handeln und schon 
jetzt konsequent zukunftsorientierte 
Lösungen und Systeme entwickeln. 
In der Region Berlin-Brandenburg 
sind wir auf einem guten Weg, diese 
Aufgabe zu meistern. Forschungs-
kooperationen wie das auf Initiati-
ve der Bundesdruckerei etablierte 
Fraunhofer-Innovationscluster „Si-
chere Identität“ oder der im Januar 
2010 gegründete Verein „Sichere 
Identität Berlin-Brandenburg“ geben 
bereits wichtige Impulse. 

Vertrauen in die Zukunft
Gleichzeitig müssen wir uns darüber 
im Klaren sein, dass Themen wie 
„Secure Identity“ oder „eID-based 
Trust“ auch nachfolgende Generati-
onen beschäftigen werden. Deshalb 
kommt der Nachwuchsförderung, wie 
sie bspw. an dem von der Bundesdru-
ckerei gestifteten Lehrstuhl „Sichere 
Identität“ an der Freien Universität 
Berlin betrieben wird, enorme Bedeu-
tung zu. 

Deutschland in der digitalen Welt 
des 21. Jahrhunderts gesellschaft-
lich und wirtschaftlich erfolgreich zu 
machen, bedeutet, Datensicherheit 
und Vertrauen als die eigentlichen 
Leitwährungen des digitalen Zeit-
alters zu begreifen und aktiv in die 
Zukunft zu investieren. Dazu leisten 
parteien- und branchenübergreifen-
de Netzwerke wie die Initiative D21 
einen wichtigen Beitrag. n

Ulrich Hamann

Vorsitzender der 

Geschäftsführung der 

Bundesdruckerei GmbH

presse@bdr.de
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Vertrauen im Internet stärken 

Bei einem Großteil derjenigen, die das Internet nicht nutzen, 
sind Sicherheitsbedenken der Grund dafür. Die Risiken scheinen 
vielfältig und der Umgang damit zu kompliziert. Abhilfe schafft hier 
die persönliche Erfahrung – idealerweise vermittelt durch eine 
vertraute Person aus dem direkten Umfeld.

Mit der steigenden Digitalisierung von 
Dienstleistungen der Verwaltung, des 
Handels und der Banken rückt die 
Frage nach Vertrauen im Internet im- 
mer mehr in den Blickpunkt. Und nicht 
nur dabei: Auch die sozialen Bezie-
hungen der Menschen spiegeln sich 
zunehmend online in sozialen Netzen 
wie Facebook, Xing und Co. Aber wie 
glaubwürdig sind die Angebote und 
die dahinter stehenden Personen? 

Identität online – echt oder nicht?
Für einen vertrauensvollen Umgang 
miteinander ist es wichtig zu wissen, 
ob der Kommunikationspartner auch 
derjenige ist, der er vorgibt zu sein. 
Dies gilt im täglichen Leben genau-
so wie im virtuellen Raum. Sichere 
digitale Identitäten sind daher ein 
wesentlicher Aspekt beim Thema Si- 
cherheit im Internet, denn darüber 
werden Kommunikationspartner er-
kannt und legitimiert. Nutzerinnen 
und Nutzer treten online in unter-
schiedlichen Rollen auf: Sie können 
als Privatpersonen in Chats, Com-
munitys oder Foren kommunizieren, 
sie sind Konsumenten im Dialog mit 
Handel und Banken oder sie treten 
als Bürger in Kontakt zu Behörden. 
Um das Vertrauen in einen wirksamen 
Schutz vor Angriffen auf die Privat-
sphäre und vor Internetkriminalität 
zu stärken, werden nutzerfreundliche 
und transparente Identitätsmanage-
mentlösungen immer wichtiger.

Persönliche Daten im Netz
Einmal online veröffentlicht, können 
persönliche Daten nicht oder nur sehr 
schwer aus den Archiven und Daten
banken wieder entfernt werden. Da- 
rüber hinaus sammeln und spei-
chern Suchmaschinenbetreiber und 
Online-Shops die Verlaufsdaten ihrer 
Nutzerinnen und Nutzer, um daraus 
Profile für Werbezwecke zu erstel-
len. Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung liegt beim Einzel-
nen. Dieses Recht kann jedoch nur 
wahrnehmen, wer entsprechend ver-
siert mit den eigenen Daten umgeht. 
Umfassende Aufklärung und Qualifi-
zierung der Netznutzenden kann hier 
Abhilfe schaffen. 

Sicherheit – ein Thema für Ablehnende
69 Prozent der Deutschen ab 14 Jah
ren sind online ((N)ONLINER Atlas 
2009). Beim verbleibenden Drittel 
zeigen unterschiedliche Untersuchun
gen, dass Sicherheitsbedenken für 
die ablehnende Haltung gegenüber 
dem Internet von Bedeutung sind: Im 
Rahmen der Studie „Wahrnehmung 
der Internetnutzung in Deutschland“ 
2009 gaben 71 Prozent der Befrag
ten Sicherheits- und Datenschutzbe
denken als Grund für die Nichtnut
zung an. Der ARD/ZDF Offline-Studie  
2009 zufolge fürchten 71 Prozent der 
Befragten, „dass andere sich über 
das Internet Zugang zu persönlichen 
Daten verschaffen, die sie nichts an-

gehen“; 55 Prozent fürchten, „dass 
andere nachvollziehen können, was 
ich im Internet gemacht habe“ und 
54 Prozent argwöhnen, „dass durch 
das Internet Daten auf den Compu
ter gelangen, die den Computer be
schädigen könnten“. In der 2010 
vorgestellten Studie „Digitale Gesell
schaft“ der Initiative D21 findet die 
Aussage „Wir müssen stärker auf 
Datenschutz achten“ eine hohe Zu-
stimmung bei den so genannten Di-
gitalen Außenseitern, die 35 Prozent 
der Bevölkerung ab 14 Jahren aus-
machen. Deutlich wird, dass über die 
Stärkung des Vertrauens im Internet 
mehr Menschen für die Netznutzung 
gewonnen werden können. 

Kompetenzerwerb im privaten Umfeld
Den bestehenden Vorbehalten gegen- 
über der Netznutzung wird vor allem 
dadurch wirksam begegnet, indem 
die Kenntnisse der Menschen rund 
um PC und Internet deutlich gestei
gert werden. Einen kompetenten Um
gang mit dem Internet fördern will 
das Programm „Internet-Patinnen 
und -Paten: Erfahrung teilen“, das 
im Rahmen der Initiative „Internet er-
fahren“ des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie durchge
führt wird. Dabei unterstützen Inter-
netkundige Unerfahrene bei ihren 
Schritten im Netz. In einer 1:1-Bezie
hung werden die gemeinsamen Inte-
ressen aufgenommen und ein indivi- 
dueller Lernprozess initiiert. Unver-
bindlich und in vertrauensvoller Um- 
gebung können persönliche Erfahrun- 
gen mit dem Internet gesammelt wer- 
den. Nur über selbst gemachte Erfah
rungen werden der kompetente Um-
gang und die sichere Nutzung des In- 
ternets selbstverständlich. n

Birgit Kampmann

Geschäftsführerin

Kompetenzzentrum 

Technik-Diversity- 

Chancengleichheit e. V.

info@kompetenzz.de
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Jeder Internet-Nutzer ist sein eigener  
Datenschützer

Soziale Netzwerke gehören, vor allem für Jugendliche, längst  
zum Internet-Alltag. Dabei sind viele Nutzer sich nicht über die  
Gefahren bewusst, denen sie sich durch Preisgabe ihrer persön-
lichen Daten, Meinungen und Bilder aussetzen. Vertrauen alleine 
reicht nicht aus; ein bewusster Umgang mit dem Internet ist  
Grundvoraussetzung für eine sichere und Gewinn bringende Zu-
kunft dieses Mediums.

Das Internet ist längst von einem vir-
tuellen zu einem tatsächlichen „Le-
bensraum“ geworden. Wirtschaftli- 
che Aktivitäten, Kommunikation zwi- 
schen den Menschen, Informations
gewinnung und -übermittlung – immer 
mehr Bereiche unseres Lebens wer-
den durch die Nutzung des Internets 
geprägt. Als aktive Twitterin, Nutzerin 
von Facebook oder dem rheinland-
pfälzischen Netzwerk wer-kennt-wen 
bin ich mittendrin in den Möglichkei
ten des Netzes. Die Freude an der 
schönen neuen Welt ist jedoch nicht 
ungetrübt. Datenskandale erschüttern 
immer wieder das Vertrauen in die 
Sicherheit des Internets. Ursache ist 
oftmals der unverantwortlich nach-
lässige oder aber der beabsichtigte 
profitorientierte Umgang der Anbie-
ter mit den Daten ihrer Kunden. Auf 
der anderen Seite verhalten sich zu 
viele Nutzer noch immer unfassbar 
leichtsinnig im Netz. 

Attraktive Partizipationsmöglichkeiten
Häufig wird nach dem Staat gerufen, 
der besser schützen, mehr verbieten 
und überhaupt das Internet viel bes-
ser reglementieren solle. Nun lebt das 
Internet aber gerade davon, dass es 
ein partizipatorisches Medium ist. 
Auch wenn die ökonomischen Mög-
lichkeiten eines Weltkonzerns ande-
re sind als die des PC-Tüftlers von 
nebenan: Jeder Nutzer kann Inhalte 
einstellen, Inhalte recherchieren und 

Angebote unterbreiten. Diese Parti
zipationsmöglichkeiten machen das 
Internet gerade so attraktiv. Wer an
bieten darf, muss aber auch Ver-
antwortung übernehmen: Für den 
Wahrheitsgehalt der Informationen, 
die man im Netz verbreitet, für den 
korrekten Handel mit diesem und 
jenem. Nur aus der gesicherten An-
nahme, dass alle Beteiligten ihre 
Verantwortung wahrnehmen, kann 
Vertrauen in das Medium wachsen.

Watch your web
Aber Sicherheit wächst nicht allein 
aus Vertrauen. Da unterscheidet sich 
der Lebensraum Internet nicht von 
anderen Lebensräumen. Wir müssen 
uns darauf verlassen können, dass 
es für den Fall eines Falles klare 
Regeln gibt und diese durchsetzbar 
sind. Das ist das Ziel unserer Ver-
braucherschutzpolitik. Insbesondere 
der Sicherheit der jüngsten Internet
nutzer gehört unsere Aufmerksam-
keit. Mit gutem Grund, denn 90 
Prozent der zwölf- bis 19-Jährigen 
nutzen heute das Internet und 70 
Prozent tummeln sich in sozialen 
Netzwerken – mehrmals pro Woche. 
Den meisten Jugendlichen ist aber 
nicht bewusst, dass sie ihre Flirts 
und Schimpfereien dort nicht nur 
mit Freunden austauschen. Um Ju-
gendliche stärker zu sensibilisieren, 
startete Bundesverbraucherschutz-
ministerin Ilse Aigner vor einem Jahr 

die erfolgreiche Jugendkampagne 
watch your web (www.watchyour-
web.de). Schon nach fünf Monaten 
wurde über 1,6 Millionen Mal auf die 
Seite zugegriffen. Das ist erfreulich 
und eine Verpflichtung zugleich, denn 
in die Entwicklung von Medienkom-
petenz bei den Jüngsten können wir 
gar nicht genug Aufmerksamkeit in-
vestieren. 

Weniger Angriffsfläche bieten
Aber wie in anderen Lebensräumen, 
trägt ein jeder auch selbst Verant-
wortung für seine Sicherheit. So wie 
beim Radeln der Helm getragen, so 
wie bei kaltem Wetter der Schal um-
gebunden wird, so gibt es auch im 
Netz Dinge, für die die Nutzer selbst 
verantwortlich sind. In der Regel ist 
der Aufwand für die eigene Sicher-
heit im Netz auch gar nicht so groß. 
Prinzipiell sollten Internet-Nutzer mit 
persönlichen Angaben sparsam um- 
gehen und bewusst entscheiden, wem 
sie welche Details preisgeben. Je 
weniger von der eigenen Privatsphä-
re zugänglich ist, desto weniger An-
griffsfläche wird unbefugten Nutzern 
und potentiellen Betrügern geboten. 
Insofern ist jeder Nutzer sein bester 
Datenschützer. Arbeiten wir also ge-
meinsam daran, dass Unsicherheit 
und Misstrauen nicht den Markt- 
und Informationsplatz Internet zu 
einem langweiligen und leeren Ort 
machen. n

Julia Klöckner

Parlamentarische 
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Informationsschutz als Erfolgsfaktor:  
E-Government braucht Bürgervertrauen

Deutschland ist auf einem guten Weg in die digitale Republik. 
Jüngster Meilenstein ist der Teststart für den elektronischen Per-
sonalausweis. Allerdings geraten damit auch immer mehr schutz-
würdige Informationen in Umlauf – nicht nur in Behörden, sondern 
auch bei kommerziellen E-Business-Anbietern. Spätestens hier 
zeigt sich: Die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung erfordert 
einen informationszentrierten IT-Sicherheitsansatz. 

Ab 1. November 2010 werden in 
Deutschland elektronische Perso-
nalausweise im Scheckkartenformat 
ausgegeben. Auf dem integrierten 
Chip sind alle Identitätsmerkmale 
des Inhabers digital gespeichert, 
die bei traditionellen Ausweisen nur 
optisch lesbar sind. Bundesbürger 
erhalten damit erstmals eine elek-
tronische Identität (eID). Sie können 
sich im Cyberspace künftig genauso 
einfach ausweisen wie in der realen 
Welt – nicht nur gegenüber Behörden, 
sondern auch bei alltäglichen Anläs-
sen wie Kontoeröffnungen oder beim 
Einchecken in ein Hotel.

Konkrete Vorgaben
Obligatorisch wird ein digitales 
Lichtbild auf dem Ausweischip ge-
speichert. Fingerabdrücke dage-
gen sollen nur auf freiwilliger Basis 
aufgenommen werden. Da biome-
trische Daten generell die Bindung 
zwischen Inhaber und Ausweis er-
höhen, bieten sie einen zusätzlichen 
Schutz vor Identitätsdiebstahl und 
Missbrauch – allerdings nur, wenn 
die Bürger mitspielen und der Spei-
cherung zusätzlicher biometrischer 
Merkmale zustimmen. Diese Akzep-
tanz wiederum setzt voraus, dass 
zuständige Behörden einem Bürger 
jederzeit Auskunft geben können, 
wer wann Zugriff auf diese Daten 
hatte. Der IT-Grundschutzkatalog 
des Bundesamts für die Sicherheit 

in der Informationstechnik BSI und 
die Datenschutzgesetze des Bundes 
und des jeweiligen Landes enthalten 
konkrete Vorgaben zum Umgang mit 
personenbezogenen Daten im öffent-
lichen Dienst.

Informationszentrierte IT-Sicherheit
Solange vergleichsweise wenige Or-
ganisationen involviert sind, bieten  
herkömmliche Datenschutzkonzepte 
praktikable Ansatzpunkte zur Um
setzung dieser Vorgaben. Bei weiter
reichenden E-Government-Szenarien 
wie dem elektronischen Ausweis 
reicht ihre Tragfähigkeit jedoch nicht. 
Gefragt ist vielmehr ein übergreifen-
des Sicherheitskonzept, das die In-
formationen selbst in den Mittelpunkt 
stellt. Das gilt umso mehr, als auch 
durch viele andere E-Government-
Projekte die Zahl sensibler, vom Ge-
setzgeber als „hochschützenswert“ 
eingestufter personenbezogener Da-
ten in digitalen Netzen steigt – zum 
Beispiel durch ELENA und Elster.

Selbstverständlich sind auch im öf-
fentlichen Bereich nicht alle Informa-
tionen in gleichem Maße schutzbe-
dürftig. Daher muss zunächst einmal 
herausgefunden werden, wer wo und 
wann welche Art von Daten generiert, 
verarbeitet, wiederverwendet und ar
chiviert. Im Kern handelt es sich hier-
bei um eine Klassifikationsaufgabe, 
die nur mit intelligenter Speicher-

technologie zu lösen ist. Alle Infor-
mationen müssen über sämtliche 
Datenquellen hinweg lokalisiert und 
gemäß ihrem Schutzbedarf priorisiert 
werden. Im nächsten Schritt ist der 
Umgang mit der jeweiligen Schutz-
klasse in entsprechenden Richtlinien 
niederzulegen. Solche Richtlinien be-
treffen zwar vorrangig Daten und die 
IT-Infrastruktur, schließen aber auch 
andere Aspekte ein, zum Beispiel Ver-
haltens- und Kommunikationsregeln 
zwischen Behörden, Zertifizierungs-
stellen und Privatunternehmen. 

Zur Durchsetzung der Richtlinien 
müssen dann geeignete Technolo-
gien implementiert und organisato
rische Abläufe festgelegt werden. 
Nicht zuletzt gilt es, die Einhaltung 
der Richtlinien über Verwaltungs- 
und Unternehmensgrenzen hinweg 
automatisch zu überwachen und 
den Sicherheitsstatus technischer 
Systeme durchgehend zu dokumen-
tieren. Dies schließt insbesondere 
Netzwerkzugriffe ein, um Logins auf 
Anfrage lückenlos belegen zu kön-
nen.

Prävention ist die beste Therapie
Parallel dazu sollte die Bevölkerung 
fortlaufend und in verständlicher 
Form für die Bürger über aktuelle Si-
cherheitsrisiken aufgeklärt werden. 
Dies verringert zusätzlich die Angriffs-
fläche für Hacker und Cyber-Krimi-
nelle. Prävention ist bekanntlich die 
beste Therapie – in der Medizin nicht 
anders als im E-Government. n

Axel Köhler
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Gemeinsames Vorgehen für mehr Vertrauen  
in die Zukunft

Unsere Gesellschaft verändert sich mehr und mehr zur vernetzten 
Informations- und Wissensgesellschaft. Doch das Internet ist ein 
komplexes und vielschichtiges Medium. Deshalb müssen wir als 
Gesellschaft lernen, wie wir mit den immer schneller aufkom-
menden Chancen und Risiken des weltweiten Netzes umgehen. 

Im Straßenverkehr haben wir als Ge
sellschaft gelernt, wie dieser sicher 
gestaltet werden kann. Der Staat 
sorgt für die Notwendigkeit eines 
Führerscheins, TÜVs sowie für Ver-
kehrsregeln und deren Einhaltung 
sowie für gute Straßen. Die Herstel-
ler bauen Autos, die immer sicherer 
werden: sehr gute Bremsen, Airbags, 
Knautschzonen, ABS, ESP, usw. Als 
Straßenverkehrsteilnehmer schnal-
len wir uns an und achten auf die 
Verkehrsschilder, wir bewegen uns 
also möglichst sicher.

Aber im Internet gibt es keine Regeln 
und keine nachhaltige internationale 
Strafverfolgung. Die Hersteller stel-
len uns Software und Dienste zur 
Verfügung, die sehr viele Fehler be
inhalten und übernehmen keine Ver- 
antwortung dafür. Und es gibt immer 
noch Internet-Nutzer, die sich ohne 
jeglichen Schutz bewegen und keine 
Regeln und sichere Vorgehensweisen  
kennen. Das ist fahrlässig! Wir müs-
sen für eine vertrauenswürdige Zu- 
kunft die richtigen Maßnahmen ein
leiten und festlegen, wer welche Ver-
antwortung übernehmen muss.

Politik: langfristig und international 
denken und handeln
Das Internet ist global, d. h. die Re-
gierungen müssen für internationale 
Lösungen sorgen. Bisher gibt es nur 
nationale Bestrebungen, wenn sich 

die Politik überhaupt um das Internet 
kümmert. Bei den Politikern sehen 
wir zurzeit, dass sie die Probleme 
nicht verstehen und eher effektmä-
ßig versuchen, vor einer Wahl „schnell 
mal etwas“ zu machen. Beim Sper-
ren von Internet-Seiten und bei der 
Diskussion um die Vorratsdatenspei-
cherung zeigte sich, dass die Ge-
setze nicht gründlich verabschiedet 
worden sind. Da die zukünftigen Ver-
änderungen aber eher die Dimension 
einer gesellschaftlichen Revolution 
haben, sollten wir hier die nötige 
Sorgfalt einfordern. Es geht um un-
sere Zukunft und nicht um das Image 
und Ego einiger Politiker!

Hersteller und Dienste-Anbieter: mehr 
Verantwortung übernehmen
Zurzeit bestimmen die großen Her-
steller und Anbieter wie Google, 
Microsoft und Apple, was wir als 
Bürger benötigen. Doch die Verant-
wortung für ihre Produkte überneh-
men sie nicht. Was wir brauchen, ist 
eine Herstellerverantwortung wie in 
der Automobilbranche! Auch diese 
Produzenten arbeiten mit mehreren 
Tausend Zulieferern zusammen. Und 
doch gibt es für uns immer nur einen 
Ansprechpartner. Die Hersteller las-
sen die Autos überprüfen, und wenn 
sie einen Fehler erkennen, werden 
große Rückrufaktionen gestartet, um 
Fehler zu beheben, bevor die eigent-
lichen Probleme auftreten. Dies hat 

ein sehr großes Vertrauen zu den Her-
stellern aufgebaut! Wer übernimmt 
die Verantwortung für IT-Systeme? 
Am Ende keiner! Wenn die Hersteller 
anfangen würden, die Gesamtverant-
wortung zu übernehmen, dann wür-
den die heutigen Probleme deutlich 
geringer. Softwareprogramme und 
Hardware wären besser aufeinander 
abgestimmt, und Fehler würden ein-
facher gefunden und gelöst. 

Bürger: Internet-Kultur und  
Medienkompetenz
Wir brauchen eine Internet-Kultur, in 
der wir lernen, sicher mit dem Inter-
net umzugehen. Erst dann können 
wir das Potential, das das Internet 
bietet, voll ausschöpfen. Außerdem 
muss unsere Medienkompetenz ge-
stärkt werden. Dazu müssen wir für 
einen richtigen, bewussten Umgang 
geschult werden, d.h. wir müssen   
Regeln und richtige Verhaltenswei-
sen verinnerlichen, um Risiken und 
Gefahren erkennen und abschätzen 
zu können. 

Verhaltensweisen, die wir für das In-
ternet verinnerlichen sollten, sind z.B. 
den Computer immer mit einer Anti-
Virus-Lösung, einer Personal Firewall 
und automatischen Update-Diensten  
zu schützen. Wir müssen wissen, wie 
sichere Passworte aussehen, welche 
Browser-Einstellung die richtige ist, 
wie eine vertrauenswürdige Webseite 
aussieht, was beim Online-Shopping 
zu beachten ist, usw. Außerdem soll
ten wir unsere Rechte und Pflichten 
im Internet kennen.

Die Zukunft hat begonnen, wir sollten 
sie aktiv und vor allem gemeinsam 
gestalten. n
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Online-Shops – Herausforderung Zukunft

Die immer schnellere Entwicklung von neuen Technologien im World 
Wide Web und der immer virtuosere Umgang mit den digitalen 
Medien durch immer mehr Menschen stellen die Branche vor neue 
Herausforderungen für die Zukunft. Da viele dieser Aufgaben nicht 
alleine durch Gesetzestexte behoben werden können, sind hier vor 
allem die Initiative D21 und ihre Partner gefragt. Mit Vertretern aus 
der Branche treibt sie nicht nur den Verbraucherschutz voran.

Virtuelle Welten, scheinbar unend
liche Möglichkeiten, Informationen  
im Überfluss und praktische, schnel-
le Konsummöglichkeiten von realen 
und digitalen Produkten: Die rasante 
Entwicklung des Internets und der di-
gitalen Kommunikation wird vorhan-
dene Handelsstrukturen und das be-
kannte Konsumverhalten mittel- und  
langfristig grundlegend verändern. 

Neue Marktchancen für Unternehmer
Das große Innovationspotential auf 
der Grundlage neuer Technologien 
eröffnet unzählige neue Marktchan-
cen für Unternehmen, die immer 
neue und verbesserte Leistungsan-
gebote aus der Verknüpfung einzel-
ner Tätigkeiten hervorbringen und 
unabhängig von ihrem Standort an 
den Kunden bringen können. Man 
meint, E-Commerce ist den Kin-
derschuhen entwachsen und doch 
passieren noch viele Fehler: Häufig 
existiert in den Unternehmen nicht 
einmal ein Datenschutzbeauftragter, 
so dass meist auch das erforderliche 
Wissen komplett fehlt. Nur wenige 
Mitarbeiter wissen überhaupt, was 
mit sensiblen Daten passiert, wo sie 
gespeichert werden und wie man mit 
diesen umgehen darf. Erstaunlicher-
weise hat aber fast jeder Angestellte 
Zugriff auf diese Daten. Oft fehlt das 
Wissen, was überhaupt sensible Da-
ten sind. Ein Missbrauch, ob absicht-
lich oder unbeabsichtigt, ist dann 

nur noch eine Frage der Zeit. Dabei 
ist nichts geschäftsschädigender 
als negative Presse beim Thema 
Datenschutz. Die Konsequenzen be-
schränken sich dabei nicht nur auf 
das betroffene Unternehmen. Mit 
jedem neuen Skandal wird der ge-
samten Branche Schaden zugefügt. 
Wenn es hier nicht auf kurze Sicht 
zu einer Verhaltensänderung kommt, 
werden auch die Umsätze bald wie-
der sinken. Vertrauen, das beim Ver-
braucher zerstört wird, lässt sich nur 
schwer wieder aufbauen. 

Misstrauen beim Kunden bleibt
Dabei verbuchen Online-Angebote 
bisher noch immer wachsende Nut-
zerzahlen. Laut Bundesverband des 
Deutschen Versandhandels wurden 
im Jahr 2009 21,7 Milliarden Euro 
für Waren und Dienstleistungen im 
Online-Handel ausgegeben. Das sind 
12,4 Prozent mehr als im Vorjahr 
und Rekordhoch. Der Online-Handel 
boomt. Und das seit vielen Jahren. 
Doch trotz jährlicher Rekordum-
sätze in Milliardenhöhe gibt es ein 
Problem: Das Misstrauen der deut-
schen Konsumenten gegenüber un-
bekannten Shops bleibt bestehen 
– und vor allem gegenüber der Si-
cherheit beim Zahlungsverkehr. Laut 
einer Studie des Beratungsunter-
nehmens Fittkau & Maas aus dem 
Jahr 2009 fürchten mehr als die 
Hälfte der Internetnutzer den Miss-

brauch ihrer Daten. Dabei sind erfah-
rene Onliner sogar ängstlicher als In-
ternet-Neulinge. Kaufbereitschaft und 
Kaufwirklichkeit klaffen im Internet 
teilweise deutlich auseinander. Auf 
der anderen Seite gibt es das ande-
re Extrem der Unbekümmertheit im 
Umgang mit persönlichen Daten. Ein 
Beispiel: Laut Studien sind die be-
liebtesten Passwörter „1234“ oder 
„ABCD“ – selbst durch einfachstes 
Ausprobieren können somit Online-
Accounts in Sekunden geknackt wer-
den. 

Herausforderung Zukunft: gemeinsam 
Awareness schaffen
Diese Entwicklungen zeigen die He
rausforderungen, denen sich die Bran
che stellen muss. Das ist nicht neu, 
doch die auch im vergangenen Jahr 
wieder aufgetretenen Datenschutz
skandale verleihen der Thematik neue 
Brisanz. Nur durch eine konzertierte 
Aktion zwischen Anbietern von On-
line-Shops, der Politik und Initiativen, 
Gremien und Dienstleistern kann hier 
eine neue Awareness sowohl auf 
Anbieter- als auch auf Kundenseite 
geschaffen werden. Hier sind viele 
Ansätze denkbar, dabei muss diese 
Herausforderung von mehreren Sei-
ten angegangen werden: Offensive 
Aufklärungskampagnen bei Unter-
nehmen und auch Kunden sind nur 
ein Beispiel. Diese Bewusstseinsän-
derung und Stärkung der Medien-
kompetenz ist unabkömmlich, um 
für zukünftige Entwicklungen, wie 
mobile Applikationen, gewappnet zu 
sein. Dafür stehen die Initiative D21 
und TÜV SÜD als Treiber für mehr Si-
cherheit im Online-Handel. n
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Internet-Gütesiegel: Kooperative Qualitäts
sicherung für sicheres Online-Shopping

Der Online-Vertrieb ähnelt einem rechtlichen Hindernislauf. Nicht 
nur, weil der Online-Händler sich einem kaum zu durchdringenden 
Dickicht gesetzlicher Vorschriften gegenüber sieht. Wer hier Fehler 
macht, begibt sich direkt in die Schusslinie abmahnfreudiger Wett-
bewerber und Organisationen und riskiert Niederlagen vor Gericht. 

Kooperative Qualitätssicherung bei 
Prozessen und Informationstexten ist 
eine entscheidende Maßnahme für 
mehr Sicherheit und Verbraucher-
vertrauen. Die Kooperation zwischen 
dem Händler und dem EHI Retail 
Institute als Zertifizierungsstelle für 
Online-Shops kann Unsicherheiten 
vermeiden, Schwachstellen im Shop 
aufdecken und liefert Lösungen für 
die bekannten Probleme beim On-
line-Shopping. Kern der Zusammen-
arbeit ist das intensive Prüfungsver-
fahren, in dem der Händler seine 
Website und die Prozesse rund um 
die Bestellung durchleuchten lässt. 
Die Nachhaltigkeit der Zertifizierung 
wird durch die jährliche Neuüberprü-
fung der zertifizierten Shops sowie 
das Beschwerdemanagement, das 
allen Kunden kostenlos zur Verfü-
gung steht, sichergestellt.

Um rechtliche Stolpersteine soweit 
wie möglich zu umgehen, sollten Be
treiber von Internetgeschäften einige 
allgemeine Faustregeln beachten. 
Nachfolgend finden Sie die wichtigs
ten Orientierungshilfen zu aktuellen 
Regelungen. Es handelt sich um Aus
züge aus der Zertifizierung EHI Ge-
prüfter Online-Shop. 

Korrekte Fassung des Widerrufsrechts – 
ab Juni 2010 mehr Rechtssicherheit
Das Widerrufsrecht ist weiterhin der 
größte Stolperstein für den Online-

Händler. Zum 11. Juni 2010 ändern 
sich die Vorschriften für das Wider-
rufsrecht. Das neue Muster für die 
Widerrufsbelehrung wird als Gesetz 
gefasst, so dass Händler weniger als 
bisher mit sich widersprechenden 
Gerichtsurteilen und daraus resultie
renden Abmahnungen rechnen dür
fen. Neu geregelt wird z.B.: Händler 
dürfen ab dem Umstellungsdatum  
auch dann Wertersatz für die so ge
nannte bestimmungsgemäße Inge- 
brauchnahme vom Verbraucher ver
langen, wenn dieser die Widerrufs
belehrung erst nach Vertragsschluss 
in Textform erhält. Fristgerecht wird 
die Zusendung der entsprechenden 
Mail innerhalb eines Tages nach Ver-
tragsschluss sein.

Die neuen Regelungen führen u. a. 
zu einer Angleichung der Widerrufs-
vorschriften für den Vertrieb, einer-
seits über Online-Shops und ande-
rerseits über Auktionsplattformen. An 
den Vorschriften für die Darstellung 
ändert sich grundsätzlich nichts. Es 
muss insbesondere darauf geachtet 
werden, dass das Widerrufsrecht so
wohl im Bestellvorgang, auf einer se-
paraten Seite als auch in den AGB in 
der gesetzlich geforderten Form dar-
gestellt wird. In den AGB fordert der 
Gesetzgeber eine deutliche Hervor-
hebung für das Widerrufsrecht. Das 
bedeutet: Um die Belehrung muss ein 
Rahmen gesetzt oder eine sonstige 

Schriftformatierung gewählt werden, 
die sich vom übrigen Text deutlich 
abhebt. Den Kunden sollte das Wi-
derrufsrecht in Textform so früh wie 
möglich zugesendet werden, damit 
Rechtsprobleme vermieden werden 
können.

Neu: Bei Ausübung des Widerrufs 
tragen Händler die Hinsendekosten
Dieses Thema wurde nach langer 
Zeit der Ungewissheit erst im April 
dieses Jahr durch den Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) abschließend ge
klärt. Danach dürfen Händler dem 
Verbraucher die Hinsendekosten ei
ner Bestellung nicht in Rechnung stel
len, wenn dieser sein Widerrufsrecht 
ausübt. Die bisherige Praxis würde 
dazu beitragen, den Verbraucher von 
der Nutzung des Widerrufsrechts ab
zuhalten.

Immer aktuell: Unerlaubte Handlungen 
ausschließen
Das zum 01.01.2009 neu gefasste 
Gesetz gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG) regelt detailliert, wel
che geschäftlichen Handlungen uner
laubt sind und listet dafür 30 konkrete 
Tatbestände auf. Jeder Händler sollte 
die Liste des UWG kennen. Im Zu-
sammenhang mit Gütesiegeln wie 
z.B. EHI Geprüfter Online-Shop ist 
wichtig: Die Verwendung von Güte-
zeichen, Qualitätskennzeichen oder 
ähnlichem ohne die erforderliche Ge-
nehmigung ist nicht erlaubt. n
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Der globale Mitarbeiter – IS-Dienste als  
vertrauensbildende Maßnahme

„Globalisierung“ ist in aller Munde. Der globale Einsatz unserer 
Mitarbeiter gehört dazu. Dass dies so ist, zeigt ABB am Beispiel 
des Zusammenspiels zwischen technischer Realisierung und der 
Bildung von Vertrauen in die Informations-Systeme (IS).

In der IS-Strategie für die deutsche 
ABB heißt es: „Wir unterstützen unse-
re Mitarbeiter durch das Angebot von 
Diensten, die ihren Arbeitsbedürfnis-
sen entsprechen und mit deren Hilfe 
sie von jedem Ort einfach und sicher 
auf alle Informationen und Daten zu-
greifen können, die sie für ihre Arbeit 
benötigen.“

Wo wollen wir hin?
Mitarbeiter, die global unterwegs sind, 
besitzen heute regelmäßig ein Note-
book, sie haben praktisch weltweit 
Zugang zum Internet und können auf 
unzählige technische Hilfsmittel zu-
rückgreifen. Aber längst nicht jeder 
Mitarbeiter ist ein „IS-Experte“ – viele 
Mitarbeiter sind nicht mit dem PC 
aufgewachsen und sie unterscheiden 
nicht automatisch zwischen privaten 
und beruflichen Anforderungen. Zu-
gleich geht die IS-Abteilung nicht im-
mer davon aus, dass der Computer 
für einen großen Teil der Mitarbeiter 
lediglich ein Mittel zum Zweck ist.

Das strategische Ziel hat zwei As-
pekte. Technisch muss allen Mitar-
beitern jederzeit ein einfacher, aber 
sicherer Zugang zu allen benötigten In-
formationen ermöglicht werden. Doch 
das Ziel hat auch eine psychologische 
Komponente: Die gesamte IS-Strate-
gie dient der Vertrauensbildung – in 
die Informations-Systeme, die Sicher-
heit und das Unternehmen selbst!

Warum sind wir nicht längst da?
Der typische, technisch ausgerichte-
te IS-Mitarbeiter wird sofort sagen: 
„Ist doch kein Problem, alle benö-
tigte Technik gibt es, wir müssen 
sie nur einsetzen“. Jeder, der mit 
IS im Alltag zu tun hat, stellt dage-
gen fest, dass viele Aspekte dieses 
strategischen Ziels heute noch nicht 
erfüllt sind. Ein Grund können feh-
lende finanzielle Mittel sein – zumal 
in Zeiten einer wirtschaftlichen Krise. 
Aber es gibt andere Gründe, die in 
ihrer Bedeutung nicht unterschätzt 
werden sollten. Auch wenn viele der 
folgenden Aussagen überspitzt sind, 
sie enthalten dennoch einen wahren 
Kern.

„Wir wissen schon, was die brau-
chen“, „Benutzerfreundlichkeit ist 
etwas für Laien“, „Lieber zu viel, als 
zu wenig Sicherheit“. Im Grundsatz 
werden die Bedürfnisse der Mitar-
beiter in diesen Aussagen aus rein 
technischer IS-Sicht gesehen und 
bewertet. Umgekehrt wird das Un-
verständnis der Mitarbeiter für die 
Belange der IS-Abteilung deutlich, 
wenn Aussagen fallen wie: „Die IS 
liefert eh nur viel zu komplizierte, un-
brauchbare Werkzeuge“ oder: „Bei 
mir zuhause geht das ganz einfach, 
warum nicht im Betrieb?“

Wo die Fronten auf diese Weise 
verhärtet sind, fehlt das gegensei-

tige Verständnis. Doch wird es auch 
aktiv vermittelt? Wie werden den 
Mitarbeitern neue Dienstleistungen 
vorgestellt? Statt lediglich eine Be
dienungsanleitung zu verteilen, sollte 
zum Beispiel eine Begründung gelie-
fert werden, warum es gerade dieser 
Dienst in dieser Ausprägung und mit 
dieser Abdeckung ist. Schon solche 
Basisanforderungen dürften die Aus
nahme sein.

Unser Lösungsansatz
Um das Vertrauen unserer Mitarbei-
ter in die IS zu vergrößern, müssen 
wir die IS und das Verständnis der 
Mitarbeiter in die IS neu ausrichten. 
Statt im Elfenbeinturm zu verharren, 
sollte es oberstes Anliegen der IS 
sein, die Bedürfnisse aus Sicht des 
normalen Mitarbeiters zu sehen. Ge
fordert sind Lösungen für das ge-
samte Unternehmen, die entwickelt 
werden, ohne sich in einzelnen An-
forderungen zu verzetteln. Neue Lö-
sungen sind nur dann gut, wenn sie 
an den Bedürfnissen der Mitarbeiter 
von heute ausgerichtet sind. 

Es geht nicht darum, die IS auf den 
Kopf zu stellen. Das große Ganze 
des Unternehmens muss im Vorder-
grund stehen. Und dazu gehört eben 
auch, Mitarbeitern in einer globalen 
Welt das Leben so einfach wie mög-
lich zu machen – und ihr Vertrauen 
zu gewinnen. n
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Verantwortung sichert Vertrauen – Grundlage 
für Erfolg von Breitbandanwendungen

Unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen können sich über 80 
Prozent ein Leben ohne Internet nicht mehr vorstellen, wie dies-
jährige Studien belegen. Mehr als 50 Millionen Deutsche sind im 
Internet aktiv. Einkäufe und Bestellungen verlagern sich ins Web, 
soziale Medien verändern unser Interagieren mit Geschäftspart-
nern und Freunden. 

Tausende kleinere Programme, die 
„Apps“, machen den Mobilfunk zum 
multimedialen Erlebnis. Fernsehen 
stößt mit IP-TV in eine neue Dimen- 
sion vor. Internet-basierte Breitband
anwendungen erweitern und verbes-
sern Kommunikation und Informati-
onen und durchdringen immer stärker 
Geschäftswelt und Privates. Als An-
bieter ganzheitlicher Kommunikati-
onslösungen unterstützen wir diesen 
Wandel. Dabei sind wir uns unserer 
besonderen Verantwortung bewusst. 
Zeitkritische, sicherheitsrelevante, 
manchmal sogar lebensnotwendige 
Anwendungen werden über das In
ternet gesteuert und mit Daten ver
sorgt. Der Ausfall einer Netzkom-
ponente kann verheerende Folgen 
haben. Zu Recht fordern die Kunden 
von ihren Diensteanbietern – und 
diese wiederum von ihren Infrastruk-
turpartnern – höchst zuverlässige 
Netze mit minimaler Ausfallzeit und 
bester Übertragungsqualität. Dass 
gleichzeitig immer höhere Bitraten 
gefordert sind, ist selbstverständlich; 
inzwischen haben wir Verbindungen 
mit 300 Mbit/s erreicht und ein Ende 
ist nicht in Sicht. 

Auf die Sicherheit vertrauen
Diese Netze müssen sicher sein. Wie 
im Gesundheitswesen, beim Geldver-
kehr oder bei der Energieversorgung: 
Wir vertrauen auf die Sicherheit der 
Systeme. E-Commerce und Bank

transaktionen erfordern auch aufei-
nander abgestimmte Kontroll- und 
Sicherheitssysteme, die Cyberkrimi-
nellen keine Chance lassen. Viren, 
Spam, Phishing und Spionagesoft-
ware gefährden nicht mehr nur den 
PC, sondern können Konten leer 
räumen und die Privatsphäre verlet-
zen. Neben wirksamen technischen 
Schutzmechanismen brauchen wir 
daher klare rechtliche Rahmenbedin-
gungen sowie die Mittel, um Krimi-
nelle über Landesgrenzen hinweg zu 
verfolgen und zu bestrafen.

Mit Augenmaß und Klugheit
Die technischen Lösungen für eine 
einwandfrei funktionierende Infra-
struktur sind Voraussetzung für die 
Akzeptanz von IP-Anwendungen. Auf 
der anderen Seite müssen wir alle 
– Netzausrüster, Betreiber, Dienste- 
und Inhalteanbieter – für Vertrauen 
bei den Anwendern werben. Zunächst 
einmal müssen wir gemeinsam mit 
dem Gesetzgeber dafür sorgen, dass 
Daten nicht missbraucht, weiterge
geben oder unberechtigterweise ge- 
speichert werden. Datenschutz ist 
essentiell für die digitale Gesell-
schaft, und braucht Augenmaß und 
Klugheit. Und wir müssen informie-
ren und aufklären: Wer sich im Web 
bewegt, muss die Spielregeln kennen, 
Gefahren einschätzen können und 
wissen, welche Rechte und Pflichten 
er hat. Das beginnt bei Kindern und 

Jugendlichen, schließt aber genauso 
professionelle Anwender mit ein.

Vertrauen müssen die Menschen vor 
allem auch darauf, dass sie über
haupt an der Breitbandwelt teilha-
ben können. Denn noch ist es in 
Deutschland keineswegs so, dass 
jeder Haushalt und jeder Betrieb über 
einen breitbandigen Internetzugang 
verfügt. Im Privaten schränkt dies das 
Web-Erlebnis ein, in der Geschäfts-
welt kann es Transaktionen verzö-
gern, schlimmstenfalls die Existenz-
grundlage gefährden. Je mehr wir uns 
auf das Internet verlassen, desto 
wichtiger sind Investitionen in sei-
nen flächendeckenden Ausbau. Die 
Technologien sind da, z. B. Glasfaser, 
die hohe Bandbreite bis ins Gebäude 
bringt, oder die vierte Mobilfunkge-
neration LTE. HInzu kommen „Klassi-
ker“ wie DSL für die Übertragung gro-
ßer Datenmengen über Kupferkabel 
und Lösungen, die auf Kabelfernseh-
verteilnetzen aufsetzen. 

Ein Breitbandanschluss wird schon 
bald so selbstverständlich sein wie 
Wasser, Strom und Gas. Den eigent-
lichen volkswirtschaftlichen Mehr-
wert schaffen breitbandige Anwen-
dungen und Content. Die Plattform, 
auf der sich innovative Dienste und 
damit Wachstumschancen und ge-
sellschaftlicher Fortschritt erst ent-
wickeln können, ist indes die Infra-
struktur. Als Netzausrüster setzen wir 
unsere ganze Innovationskraft darauf, 
eine vertrauenswürdige Infrastruktur 
aufzubauen. Damit wir in Zukunft un-
sere Internet-Transaktionen genauso 
selbstverständlich und sicher durch-
führen wie wir heute im Täglichen mit 
der Kreditkarte umgehen. n
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Das Internet ist kein rechtsfreier Raum 

Das Netz ist erwachsen geworden. Seit seiner Geburt 1969 ist 
aus einem überschaubaren Rechnerverbund, in dem jeder jeden 
kannte, ein komplexer Makrokosmos geworden. Er revolutionierte 
unsere Wirtschaftsweise, die Welt der Unterhaltung und der Kom-
munikation in nie gekanntem Ausmaß. Das Leben im Netz ist so 
komplex und vielschichtig wie das reale Miteinander seiner Nutzer. 
Ein so großer Raum kommt daher nicht ohne Regeln aus.

Zwei von drei Bürgerinnen und Bür-
ger ab einem Alter von 14 Jahren 
in Deutschland sind heute online. 
Besonders im ländlichen Raum profi
tieren wir heute von den Möglich-
keiten, Nachrichten oder Anfragen 
schnell und weit zu verbreiten, Ver-
kaufsangebote ins Netz zu stellen, 
Informationen zu sammeln und viel
es mehr. Die Niedersächsische Lan-
desregierung fördert dazu auch die 
Breitbandversorgung im ländlichen 
Raum, insbesondere im Rahmen der 
Initiative Niedersachsen.

Sicherheit auf Dauer verbessern
Ein so großer Raum wie das Inter-
net kommt – auch wenn er virtuell 
ist – nicht ohne konkrete Regeln 
aus. Eine beachtenswerte Regel im 
virtuellen Umgang miteinander ist 
bspw. die so genannte „Netiquette“, 
deren Einhaltung schon die Höflich-
keit gebietet. Aber es gelten auch 
für das Internet die allgemeinen Ge-
setze, zu denen in den letzten Jah-
ren noch spezielle Regelungen hinzu 
kamen. Vor allem die vermeintliche 
Anonymität der Nutzer sowie die 
problemlose Überwindung national-
staatlicher Grenzen und die daraus 
resultierende erschwerte Verfolgung 
von Rechtsverstößen können leicht  
zu dem Empfinden führen, dass es 
sich bei dem Internet um einen 
rechtsfreien Raum handelt. Diesem 
Phänomen wird man nicht alleine 

durch neue Gesetze beikommen kön
nen, sondern es kommt darauf an, 
Verfahren zu verbessern – auch in-
ternational – und dem Recht Geltung 
zu verschaffen.

Sowohl bei der beruflichen als auch 
bei der privaten Nutzung des Inter-
nets stellen sich Fragen nach dem 
Datenschutz im Netz, nach Betrug 
bzw. Sicherheit von Zahlungen, u. ä. 
Hier gilt es, die Sicherheit der Nutzer 
im Netz sowie ihres finanziellen und 
immateriellen Kapitals auf Dauer zu 
verbessern.

Das Vertrauen in das Netz zu erhal
ten und zu stärken, um langfristig 
den Erfolg des Netzes als wichtiges 
Kommunikations- und Unterhaltungs
medium und bedeutende Handels-
plattform zu gewährleisten, ist daher 
nicht nur die Aufgabe des Staates, 
sondern auch der Wirtschaft. Die Ini
tiative D21 hat diesen Gleichlauf der 
Interessen von Beginn an erkannt 
und in ihrem über zehn Jahre wäh-
renden Wirken gezeigt, wie erfolg-
reich ein gemeinsames Engagement 
von Wirtschaft und Politik sein kann.

Effektive Maßnahmen gegen  
Kinderpornografie
Das vom Niedersächsischen Minis
terium für Inneres, Sport und Inte-
gration im November 2009 initiierte 
Bündnis „White IT“ beschäftigt sich 

bereits jetzt mit dem Bereich der  
Strafvereitelung und -verfolgung. Ge
meinsam mit der IuK-Wirtschaft, den 
Branchenverbänden, Ärzten, Psycho
therapeuten, Opferschutzverbänden 
und der Wissenschaft sollen effektive 
Maßnahmen gegen die Verbreitung 
von Kinderpornografie im Internet 
entwickelt sowie die Strafverfolgung 
forciert werden. In einer empirischen 
Untersuchung des Kriminalwissen- 
schaftlichen Instituts der Leibniz Uni
versität Hannover werden bspw. die 
Formen der Verbreitung von Kinder
pornografie im Internet untersucht. 
Die Studie wird durch Bündnispart-
ner finanziert und unterstützt.

Aktion „jetzt.löschen“
Auf der CeBit 2010 stellte das Bünd-
nis zudem die Aktion „jetzt.löschen“ 
vor, die auch von der Initiative D21 
unterstützt wird. Mittels eines Add-
Ons können Nutzer Inhalte anonym 
und unkompliziert an die Internetbe
schwerdestelle des eco (Verband der 
deutschen Internetwirtschaft) mel-
den, die in Zusammenarbeit mit dem 
Bundeskriminalamt und dem welt-
weiten Beschwerdenetzwerk INHOPE 
für die Löschung von Kinderpornogra-
fie von deutschen und ausländischen 
Internetservern sorgt.

Kooperation und Koordination des 
Vorgehens von Wirtschaft und Politik 
für ein sicheres Internet sind wichtig 
für dessen zukünftige Nutzung. Einige 
Projekte sind bereits erfolgreich und 
ich bin sicher, dass sie sich als einer 
der Erfolgsfaktoren für die Bewälti-
gung der Herausforderungen der In-
formationsgesellschaft erweisen. n

Christian Wulff

Mitglied D21-Beirat

Ministerpräsident des 

Landes Niedersachsen

christian.wulff@ 

stk.niedersachsen.de
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Vertrauen und Sicherheit

Vertrauen ist ein seltenes und zerbrechliches Gut, welches in der 
Regel nur langsam in einem persönlichen Umfeld entsteht, doch 
letztlich die Grundlage jeglichen menschlichen Handelns darstellt. 
Es baut sich aufgrund eigener Erfahrungen auf und basiert auf der 
Übereinstimmung grundlegender Werte und Vorstellungen. 

Unsere Bereitschaft, Mitmenschen 
Vertrauen zu schenken, wird in der 
realen analogen Welt durch viele 
Faktoren beeinflusst. Dazu gehören 
der optische Eindruck, eine sympa-
thische Stimme, Mimik und Gestik 
bis hin zu biochemischen Reakti-
onen. Auch Titel, Zertifikate und Aus-
weise sind Hilfsmittel, Vertrauen auf-
zubauen. Hinzu kommt das Gefühl 
der Haftbarkeit: Vertrauensspender 
und -empfänger sind physisch er-
reichbar, greifbar und können bei 
Missbrauch oder Enttäuschung des 
geschenkten Vertrauens auf der Ba-
sis von bestehenden Gesetzen und 
Verordnungen zur Rechenschaft ge-
zogen werden. Viele dieser vertrau-
ensbildenden Faktoren entfallen in 
einer virtuellen digitalen Welt. Die 
Digitalisierung verändert alles.

Tendenz steigend
Immer mehr Menschen nutzen das 
Internet, auch unterwegs. Laut einer 
aktuellen Studie der ARIS Umfrage-
forschung im Auftrag des BITKOM 
verbringt derzeit jeder Deutsche über 
14 Jahren 100 Minuten täglich im In
ternet, ein Zuwachs von 14 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. Die Alters-
gruppe der unter 30-Jährigen ver-
bringt sogar täglich fast 200 Minu-
ten im Netz, Tendenz steigend.

Das Netz dient nicht mehr nur der In
formationsbeschaffung. Zunehmend 

werden Geschäftsprozesse online 
abgewickelt, täglich melden sich 
weltweit tausende Menschen in so-
zialen Netzwerken an und präsen-
tieren öffentlich was früher in den 
schützenswerten Bereich der Privat
sphäre gefallen wäre. Es scheint, 
dass sich die Generation der „Digital 
Natives“ sorglos im Netz produziert 
und bewegt, scheinbar ohne zu ver-
stehen, was es bedeuten kann, sich 
im Internet zu präsentieren, unbe-
kümmert Musik und Videos rechts-
widrig herunterzuladen oder arglos 
Verträge abzuschließen.

Unsicherheit statt Unbefangenheit
Gleichzeitig steigt der „Online-Miss
brauch“ in erschreckendem Maße – 
Identitätsdiebstahl, Pishing, Spam, 
Online-Kinderpornografie und -Mob
bing, Online-Überwachung durch Ar
beitgeber, exzessive Datensammlung 
und -weitergabe... – der Vertrauens-
vorschuss der Online-Welt schmilzt 
dahin und die Unbefangenheit weicht 
wachsender Unsicherheit. Nach den 
jüngsten Datenskandalen ist das 
Thema Datenschutz und Schutz der 
Persönlichkeitsrechte in das Be-
wusstsein eines jeden Bürgers ein-
gedrungen.

Die Herausforderungen einer sich 
ständig modernisierenden Gesell-
schaft bestehen darin, angemesse
ne Antworten auf die Chancen und 

Risiken neuer Technologien und 
Trends zu entwickeln. Nie war es so 
einfach, sich Informationen zu be-
schaffen oder weiter zu geben. Aber 
es war auch noch nie so schwer, sich 
die Folgen seines Kommunikations-
verhaltens klar zu machen, Abläufe 
und Zusammenhänge in der Online-
Welt zu verstehen, oder auch die 
Qualität und den Wahrheitsgehalt 
von Informationen zu bewerten. 

Allen gesellschaftlichen Institutio
nen kommt hier eine große Verant-
wortung zu: Aufklären ohne Angst zu 
machen, Regulieren ohne zu Stran-
gulieren, Sicherheitslösungen schaf-
fen, die Fortschritt sicher nutzbar 
machen anstatt Hürden aufzubauen 
und vor allem der vollumfängliche 
Schutz der Menschen- und Bürger-
rechte auch in der digitalen Gesell-
schaft.

Ausblick
Wir haben in den nächsten Jah-
ren große Anstrengungen vor uns: 
die Modernisierung des Daten-
schutzrechts und des Verbraucher-
schutzes, die Schaffung offensiver 
Transparenz und ermutigender Be-
teiligungsangebote der öffentlichen 
Verwaltung, die Verankerung von 
Medienkompetenz als essentielle 
Grundqualifikation von Bürgern und 
Volksvertretern der Informationsge
sellschaft, die Bekämpfung der On
line-Kriminalität, um nur ein paar 
Beispiele zu nennen. Die Initiative 
D21 ist dazu auch in Zukunft die 
ideale Plattform für chancenorien-
tierte und vorwärts gewandte Dis-
kussionen zur Ideengenerierung und 
Lösungsfindung. n

Dr. Alfred Zapp

Mitglied D21-Präsidium

Mitglied der  

Geschäftsleitung

Director Public Sector 

EMEA Central, CSC

azapp@csc.com
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Schlüsselfaktoren für die Akzeptanz neuer  
IT-Systeme am Beispiel der eGK

Noch vor wenigen Jahren konnte insbesondere Software hinsicht-
lich Funktionalität und Bedienung auf eine weitgehend vorherbe-
stimmbare Nutzergruppe zugeschnitten werden. Spätestens mit 
der geplanten Einführung der elektronischen Gesundheitskarte 
(eGK) in Deutschland müssen die entsprechenden IT-Systeme und 
Anwendungen jedoch von einer vollkommen heterogenen Zielgrup-
pe benutzt werden können. 

Die erfolgreiche Einführung von IT-
Systemen und Anwendungen ist 
von der Akzeptanz der zukünftigen 
Benutzer abhängig. Durch die Be-
achtung ausgewählter Schlüsselfak-
toren bei der Entwicklung kann diese 
Akzeptanz herbeigeführt werden.

IT-Systeme benutzbar gestalten
Im Rahmen der Einführung der elek-
tronischen Gesundheitskarte sind die 
Kostenträger verpflichtet, die „An
wendungen des Versicherten“ be
reitzustellen. Die dafür erforderlichen 
Systeme, bspw. Selbstbedienungs-
geräte, müssen damit von allen ge-
setzlich Versicherten jeglichen Alters 
sowie Menschen mit unterschiedli
chem Bildungsniveau und „[…] be-
hinderten Menschen im Sinne von  
§ 3 des Behindertengleichstellungs
gesetzes […]“ [BITV] benutzt werden 
können. Die sich daraus ergebenden 
Anforderungen sind Höhenverstellbar-
keit, hinreichend große Bildschirme 
sowie akustische Ein- und Ausga-
begeräte. Die Anforderungen an die 
Anwendungssysteme sind alternative 
Bedienung mit Zeigegeräten, Tasta-
tur und Funktionstasten, Vergröße-
rungs- und Vorlesefunktionen sowie 
Farb- und Kontrastwahl, um nur eini-
ge zu nennen.

Verständliche Präsentation 
Die Inhalte und die aufgabenange-
messene Gestaltung der jeweiligen 

Anwendungen bestimmen maßgeb-
lich den Gebrauchstauglichkeitsgrad. 
Dieser Akzeptanzfaktor sagt aus, wie 
effektiv, d.h. wie erfolgreich und ge-
nau ein Benutzer zu seinem Ziel ge-
langt ist, wie effizient und wie zufrie-
denstellend er dieses Ziel erreichen 
konnte. Maßgeblich hierfür sind klar 
strukturierte und überschaubare In
halte, die Verwendung von natürli
cher, einfacher Sprache ohne Ab-
kürzungen und weitere Aspekte der 
„Barrierefreien Informationstechnik-
Verordnung“.

Datenschutz transparent machen
Ziel ist es, gemäß § 1, Absatz 1 des 
Bundesdatenschutzgesetzes, „[…] 
den Einzelnen davor zu schützen, 
dass er durch den Umgang mit sei-
nen personenbezogenen Daten in 
seinem Persönlichkeitsrecht beein-
trächtigt wird.“ Aus diesem Grund ist 
dem Benutzer zunächst die sichere 
Einsichtnahme in die über ihn ge-
speicherten Daten zu ermöglichen. 

Des Weiteren muss durch den Be-
nutzer nachvollziehbar sein, wer auf 
seine personenbezogenen Daten im 
Sinne einer Verarbeitung zugegriffen 
hat, respektive an wen welche Daten 
weitergegeben worden sind. Sowohl 
für die Weitergabe als auch für die 
Speicherung von entsprechenden 
Daten ist die Einwilligung des Benut-
zers einzuholen.

Sicherheit begreifbar machen
Häufig wird die Sicherheit, bspw. zur 
Gewährleistung des Datenschutzes, 
unter Zuhilfenahme von technischen 
Aspekten beschrieben. Jedoch sind 
Elliptische-Kurven-Kryptosysteme  
und 2048 Bit Verschlüsselung für 
die Mehrheit der Benutzer schlicht 
nichtssagend und damit kein Garant 
für das Vertrauen der Benutzer in die 
vermeintlich sicheren IT-Systeme. 
Vielmehr muss dem Benutzer durch 
verständliche Erklärungen und pla-
kative Beispiele vermittelt werden, 
wie seine (personenbezogenen) Da-
ten geschützt sind.

Fazit
Die erfolgreiche Einführung von IT-
Systemen ist in hohem Maße von der 
Akzeptanz ihrer Benutzer abhängig. 
Die Basis für diese Akzeptanz bildet 
Vertrauen. Dieses ist bei den Anwen
dern gegeben, wenn deren „[…] si
chere Erwartung […], dass man sich 
auf [das (implizite) Nutzungsver-
sprechen] […] verlassen kann […]“ 
[Duden], erfüllt wird. Dieses Nut-
zungsversprechen wiederum kann 
durch Beachtung der Schlüsselfak-
toren, wie Benutzbarkeit, verständli
che Anwendungsinhalte, transpa-
renter Datenschutz und begreifbare 
Sicherheit umgesetzt werden.

Zwar ist diese Umsetzung mit erheb-
lichen Kosten verbunden, jedoch sind 
diese, gemessen an der Zufrieden-
heit der motivierten Benutzer und 
der damit verbundenen Akzeptanz, 
vergleichsweise gering. n

Ralf Zimmermann

CIO und Senior  

Consultant in den  

Bereichen eHealth und 

Mobile eBusiness  

EMDS AG

ralf.zimmermann@ 

emds-ag.de
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Mit der Gründung von acht neuen Innovationszentren für Breitband-Mediendienste 
legt das EU-Projekt E-CLIC (European Collaborative Innovation Centres) den Grund-
stein für mehr Wachstum und Beschäftigung in der gesamten Nordseeregion. Hierzu 
wurden an mehreren europäischen Hochschulen Innovationszentren eingerichtet, 
die als Cluster – insbesondere im Bereich der Medien – zusammenarbeiten. Durch 
diese Vernetzung gelingt es Kompetenzen zu bündeln, Wissen auszutauschen und 
neue Ideen und Innovationen zu entwickeln. In dieser Form der transnationalen Zu-
sammenarbeit entstehen durch vielfältige Aktivitäten und Maßnahmen innovative 
Produkte und Dienstleistungen.

KAPITEL 4

E-CLIC
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Innovatives Lehren und Lernen via Breitband

Mit der Gründung von acht neuen Innovationszentren für Breit-
band-Mediendienste legt das EU-Projekt E-CLIC (European Collabo-
rative Innovation Centres) den Grundstein für mehr Wachstum und 
Beschäftigung in der gesamten Nordseeregion.

Gut ein Drittel Produktionszuwachs
In den letzten Jahren haben sich die 
Anforderungen an die Infrastruktur 
für Unternehmen und Privatleute er
weitert: Neben klassischen Infra-
strukturbestandteilen wie Verkehrs-
anbindungen, hat die Bedeutung von 
modernen Kommunikationsmöglich-
keiten erheblich zugenommen. So 
formuliert man in der OECD: „Breit-
band-Internet wird in den kommen-
den Jahren mit gut einem Drittel am 
Produktionszuwachs beteiligt sein“.

Stärkung strukturschwacher Regionen
Damit stellt sich für eine sinnvolle 
Regionalförderung die Aufgabe, ins-
besondere strukturschwache Regio
nen in diesem Bereich zu stärken 
und neue Wettbewerbschancen zu 
erschließen. Mit dieser Zielsetzung 
ist das E-CLIC-Projekt ins Leben 
gerufen worden, das die Nutzung 
und Verbesserung von Breitbandan
schlüssen in der Nordseeregion un
tersucht und neue Anwendungssze
narien entwickelt. 

Transnationale Zusammenarbeit
Hierzu wurden an mehreren europä-
ischen Hochschulen Innovationszen-
tren eingerichtet, die als Cluster – 
insbesondere im Bereich der Medien 
– zusammenarbeiten. Durch diese 
Vernetzung gelingt es, Kompetenzen 
zu bündeln, Wissen auszutauschen 
und neue Ideen und Innovationen zu 

entwickeln. In dieser Form der trans-
nationalen Zusammenarbeit entste-
hen durch vielfältige Aktivitäten und 
Maßnahmen innovative Produkte und 
Dienstleistungen. 

Die Ziele im Einzelnen:
•	 Errichtung einer transnationa

len Kooperation im Bereich der  
Entwicklung und Bereitstellung 
von Breitband-Dienstleistungen 
in städtischen und ländlichen 
Gebieten;

•	 Etablierung struktureller und 
nachhaltiger Netzwerke für kon
tinuierliche, sektorübergreifen
de und interdisziplinäre Zusam- 
menarbeit in Forschung, Ent-
wicklung und Verwendung in
novativer Breitband-Dienstleis
tungen;

•	 Schaffung neuer marktorien
tierter Produkte und Dienstleis
tungen;

•	 Entwicklung eines Arbeitskräf-
te-Potenzials als treibende Kraft 
für Innovation und Geschäfts-
entwicklung, Weiterentwicklung 
entsprechender Studien- und 
Ausbildungsangebote.

Vielfältige Kompetenzen benötigt
Zur Erreichung der Ziele sind vielfäl-
tige Kompetenzen und Profile auf 
Seiten der Forschungseinrichtungen 
und Anwender sowie bei kleineren, 
mittleren und großen Unternehmen 

erforderlich. Auf der Grundlage von 
performanten, kostengünstigen und 
ubiquitären Breitbandanschlüssen 
kann ein innovatives Umfeld ent-
stehen, aus dem neue Systeme und 
Dienstleistungen erwachsen.

E-CLIC Värmland, Schweden
E-CLIC Värmland hat mehrere in-
novative, auf die Wirtschaft ausge-
richtete Forschungs- und Entwick-
lungsprojekte initiiert. Die Projekte 
innerhalb des Zentrums konzentrie-
ren sich schwerpunktmäßig u. a. auf 
mobile Mediendienste, Breitband-
Infrastruktur für neue Mediendienste 
und Service-Entwicklung sowie ver-
besserte Methoden und Verfahren 
zur Qualitätssicherung.

E-CLIC Borås, Schweden
Das Centre schließt die Lücke zwi
schen technischen und nicht-techni
schen Aspekten des Internets. Dies 
gelingt z. B. durch die Entwicklung 
und Auswertung der Informations-
und Wissensverteilung in Communi-
ty-Umgebungen. 

Ein zweiter wichtiger Baustein ist die 
Forschung in Bezug auf das Zusam-
menspiel zwischen sozialen und or
ganisatorischen Entwicklungen in 
Community-Umgebungen sowie die 
Entwicklung neuer Forschungs- und 
Entwicklungsverfahren, um Risiken 
bei Innovationsprozessen zu vermei-
den bzw. zu reduzieren.

E-CLIC Hannover, Deutschland
Die Fachhochschule Hannover hat 
im Rahmen der E-CLIC-Partnerschaft 
das Institut Planet MID als Nieder-
sächsisches Kompetenzzentrum der 
Fakultät III – Medien, Information 



und Design ins Leben gerufen. Pla-
net MID initiiert Transferprojekte mit 
Institutionen bzw. Unternehmen im 
Bereich der Konzeption, Realisierung 
und Evaluation von Medienprodukti-
onen, Internetapplikationen und TV-
Programmen.

E-CLIC Wilhelmshaven, Deutschland
Schwerpunkte des Centres in Wil-
helmshaven sind die Betreuung von 
Arbeitskräften und die Wirtschafts-
entwicklung innerhalb neuer Cluster 
für Medienentwicklung in ländlichen 
Gebieten. Dazu initiiert Wilhelms-
haven einen Beteiligungsprozess, in 
den wichtige Industriepartner einge-
bunden werden.

E-CLIC Groningen, Niederlande
Das E-CLIC Centre Groningen ist 
eine enge Kooperation von Unter-
nehmen, Wissenschaft und der Ge-
meinde Groningen. Es bietet einen 
Raum für eine enge Vernetzung und 
Zusammenarbeit von Studierenden, 

Mitarbeitern und Unternehmen. E-
CLIC Groningen zielt dabei auf neue 
Breitband-Dienste wie E-Health,  
E-Learning, E-Government und Ga
ming-Produkte ebenso wie zahl-
reiche drahtlose Anwendungen.

E-CLIC Kortrijk, Belgien
Zu den Schwerpunkten des E-CLIC 
Centre Kortrijk zählen das Einrich-
ten eines Kreativpools in Form eines 
Gründerzentrums für die New Media 
Branche sowie die Zusammenarbeit 
mit der etablierten Wirtschaft, um 
die Entwicklung und Anwendung 
neuer Mediendienste in einer Mus
terregion voranzutreiben.

E-CLIC Norfolk, Großbritannien
Ziel des Centres ist es, ein Kom-
petenzzentrum für digitale Medi-
en in der Region aufzubauen und 
durch Zusammenarbeit zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft die 
kreativen Köpfe von morgen zu qua-
lifizieren. Die Initiative dient als Kno-

tenpunkt für Produktion und Kom-
munikation in der Region und bietet 
Ausbildungsmöglichkeiten, Zugang 
zu neuesten Technologien sowie 
Unterstützung für Startups und eta-
blierte Unternehmen.

E-CLIC Rogaland (Stavanger), Norwegen
Das E-CLIC Centre bildet einen phy-
sischen und virtuellen Treffpunkt für 
begabte Studenten, junge Unterneh-
mer, Entwickler sowie innovative und 
führende Unternehmen. In einem 
kreativen und inspirierenden Um-
feld mit modernster IT-Infrastruktur 
sollen neue Internet-und Breitband-
Anwendungen entstehen.

Förderung
Das transnationale E-CLIC Projekt 
hat eine Laufzeit von drei Jahren 
(2008 – 2011) und wird vom Euro-
päischen Fonds zur Regionalen Ent-
wicklung (EFRE) gefördert. n
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Ein Planet für angewandte  
Breitbandtechnologie und Corporate Media

Die Fachhochschule Hannover (FHH) ist maßgeblich an der Durch-
führung des EU-Projekts E-CLIC beteiligt, an dem Hochschulen, 
kommunale Einrichtungen und Unternehmen aus fünf weiteren 
Nordsee-Anrainerstaaten (BE, NL, UK, NO, SE) vertreten sind. 
Neben der Nutzung und Verbesserung von Breitbandanschlüssen 
zielt das EU-Projekt auf die Entwicklung neuer Applikationen und 
Anwendungsszenarien ab.

Die Breitbandtechnologie eröffnet 
auch im Marktsegment der Creative 
Industries neue Perspektiven. Dies 
gilt für die datenintensiven Kommu-
nikationsprozesse innerhalb der Me-
dienproduktion (Workflow, vernetzte 
Arbeitsprozesse, Bilddatenübertra-
gung), wie auch für neue Produkte 
im Bereich der Corporate Media. Me-
dien für Qualifizierung und Marketing 
erreichen dank Breitbandtechnolo-
gie bei Bedarf hochaufgelöst, mul-
timedial, interaktiv und selektiv die 
Zielgruppen. 

Innovatives Potential
Im Prinzip ist die Technologie vor-
handen, sind Best Practice-Beispie
le verfügbar und die Schwellen be-
schränkter Machbarkeit scheinen 
gänzlich überwunden. Der Staus Quo 
real existierender Kommunikations-
prozesse verweist dagegen auf gro- 
ßen Infrastruktur- und Fortbildungs-
bedarf. Da tröpfeln die Bits und 
Bytes, es stottert im Netz und es ha-
pert an Verlässlichkeit. So aber kann 
man keine Geschäfte machen. Es 
dauert eben seine Zeit, bis „im fla-
chen Land“ (Niedersachsen hat da-
von viel) auch die entlegenen Winkel 
erreicht sind. Und es bedarf noch 
großer Anstrengungen, um die vielen 
Entscheider in KMU, Handwerksbe-
trieben und kommunalen Instituti-
onen vom innovativen Potential der 
Breibandtechnologie zu überzeugen. 

Hierzu will die Fachhochschule Han-
nover mit dem Aufbau eines Medi-
enkompetenzzentrums im Planet M 
(ehemaliger Pavillon der Bertels-
mann AG, Expo 2000) einen wirk-
samen Beitrag leisten und erneut 
ein Signal für die Medienentwicklung 
setzen. Die Fachhochschule Hanno-
ver hat das Institut Planet MID als 
Niedersächsisches Kompetenzzen-
trum der Fakultät III - Medien, In-
formation und Design ins Leben ge- 
rufen und realisiert im Rahmen der 
E-CLIC-Partnerschaft bereits zahl
reiche Forschungs- und Studienpro
jekte. Das Institut bündelt die De-
sign- und Medienkompetenz der FHH 
und vermittelt Entwicklungspartner-
schaften mit KMU. Dabei spielt die 
interdisziplinäre Ausrichtung des Ins- 
tituts eine zentrale Rolle. Das krea-
tive Klima einer lebendigen, projekt
orientierten Zusammenarbeit von Stu- 
dierenden, Existenzgründern, Start
ups und regional engagierten Unter-
nehmen zu befördern, ist gleichzeitig  
ein wichtiges Element der regionalen 
Clusterbildung. 

Attraktives Kommunikationszentrum
Das Institut Planet MID beteiligt sich 
mit großem Engagement an einer 
Cluster-Initiative und ist auf Landes-
ebene Kompetenzpartner im Leit-
thema „Creative Industries“, das von 
der ikn2020, der Niedersachsen-
Initiative für die Informations- und 

Kommunikationswirtschaft, einge
richtet wurde. Zur Bildung eines Netz
werks von Medienunternehmen und 
Freiberuflern der Kreativbranche bie
tet Planet MID ein attraktives Kom
munikationszentrum „mit Ausstrah
lung“. Im Rahmen der ikn2020 etwa 
sollen Vortragsveranstaltungen, Pa-
nels und weitere Events via Web-TV 
aus dem Medienhörsaal live in die 
acht regionalen Netzwerkknoten der 
Initiative übertragen werden. Zen-
trale Veranstaltungen können damit 
simultan an andere Standorte über-
tragen werden. Via Videokonferenz 
wird dabei die aktive Beteiligung an 
„Planet Creative TV“ möglich. Für Ver
anstalter und Referenten erschließt 
sich in der Folge ein deutlich größe- 
res Fachpublikum. Die Inhalte betref
fen Best-Practice-Beispiele zu Cor- 
porate Media und Corporate TV, ak
tuelle Entwicklungen der Medien-
technik und des Mediendesign, Ge
schäftsmodelle für WebTV sowie die 
Wirkung der Medien in der Gesell
schaft.

Zielgruppe sind Medienunternehmen 
und freiberuflich tätige Medien
schaffende – vor allem aber auch 
KMU, deren Mitarbeiter in Marketing, 
Schulung und PR den Medieneinsatz 
planen und damit als potentielle 
Auftraggeber für Creative Industries 
angesprochen werden. Studierenden 
und Azubis am Standort Expo Plaza 
eröffnet sich die exklusive Chance 
zur aktiven Mitwirkung in der Pro-
grammplanung, der Produktion und 
im Betrieb des WebTV-Channels. So-
mit entsteht ein lebendiger „Planet“ 
für angewandte Breitbandtechnolo-
gie und Corporate Media. n

Prof. Martin Traub

Fachhochschule  

Hannover

martin.traub@ 

fh-hannover.de
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Die Initiative D21 ist Deutschlands größte Partnerschaft 
von Politik und Wirtschaft für die Informationsgesellschaft. 
Sie umfasst ein parteien- und branchenübergreifendes 
Netzwerk von 200 Mitgliedsunternehmen und -instituti-
onen sowie politischen Partnern aus Bund, Ländern und 
Kommunen. Ihr Ziel ist es, die Digitale Gesellschaft mit ge-
meinnützigen, wegweisenden Projekten zu gestalten und 
Deutschland in der digitalen Welt des 21. Jahrhunderts ge-
sellschaftlich und wirtschaftlich erfolgreich zu machen.

Mit freundlicher Unterstützung von




